*******Übersetzung aus der polnischen Sprache******
  Bogatynia, den 18.10.2013
Aktenzeichen:BZI.IOP.6220.18.2013
BESCHEID 
über Umweltauflagen
      Gemäß Art. 71 Abs. 2 Pkt. 1, Art. 75 Abs. 1 Pkt. 4 sowie Art. 82, Art. 85 Abs. 1 des Gesetzes vom 3. Oktober 2008 über den Zugang zu Informationen über die Umwelt und ihren Schutz, über die Öffentlichkeitsbeteiligung an Umweltschutzangelegenheiten sowie über die Umweltverträglichkeitsprüfungen (GBl. Nr. 199, Pos. 1277 mit nachfolgenden Änderungen), sowie gemäß § 2 Abs. 1 Pkt. 3 der Verordnung des Ministerrates vom 9. November 2004 über die Festlegung der Arten von Vorhaben, die erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt haben können sowie über die detaillierten Bedingungen zur Einstufung von Vorhaben, bei welchen die Erstellung eines Umweltverträglichkeitsberichtes erforderlich ist (GBl. Nr. 257, Pos. 2573 mit nachfolgenden Änderungen) und § 4 der Verordnung des Ministerrates vom 9. November 2010 über die Festlegung der Arten von Vorhaben, die erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt haben können (GBl. Nr. 213 , Pos. 1397) i. V. m. Art. 104 des Verwaltungsverfahrengesetzes vom 14. Juni 1960 (GBl. vom 2013, Pos. 267) und nach der Bearbeitung des Antrages von PGE Górnictwo i Energetyka Konwencjonalna S.A. (PGE Bergbau und Konventionelle Energetik A.G.) mit einem Sitz in Bełchatów – Niederlassung Kraftwerk Turów vom 22. Dezember 2008, GZ: GD/DL/LO/2146/1891/14794/08 und nach der Durchführung des Verfahrens zur Umweltverträglichkeitsprüfung
werden
      hiermit Umweltauflagen für das Vorhaben unter dem Namen „Wiederherstellung der Betriebsleistung von PGE Kraftwerk Turów A.G., durch die Errichtung eines energetischen Blocks mit der Leistung ca. 460 MW anstelle der stillzulegenden Kraftwerksblöcke Nr. 8, 9, 10” festgelegt.
I. Es werden folgende Auflagen für die Ausführung des Vorhabens festgelegt:

1. Art und Standort der Ausführung des Vorhabens:
      Das Vorhaben beruht auf der Wiederherstellung der Betriebsleistung von Kraftwerk Turów, durch die Errichtung eines neuen Energieblocks mit einer Bruttoleistung ca. 460 MW anstelle der stillzulegenden Kraftwerksblöcke Nr. 8, 9, 10. Bei dem neuen Block handelt es sich um einen Braunkohlekraftwerksblock, der mit der Braunkohle aus dem Tagebau des Konzerns PGE Bergbau und Konventionelle Energetik AG Niederlassung KWB Turów versorgt wird. Der Block wird auf der Grundlage eines Elektroenergiesystems mit der vom Bauherrn geplanten jährlichen Nennleistung auf dem Niveau von 7 200 Betriebsstunden pro Jahr bis 2040 betrieben. Das Bauprojekt des neuen Blocks setzt die Bebauung eines für überkritische Dampfparameter geeigneten Dampfblockes voraus. Es handelt sich dabei um einen Kondensationskraftwerksblock mit einem einzelnen Dampfüberhitzer und mit mehrstufigen Nieder- und Hochdruckwärmetauschern und einer Kondensatorkühlung; Wasserkühlung in einem geschlossenen System mit Kühlturm.

      Die wichtigsten Anlagen und technologischen Systeme im Bereich des neuen Blocks werden:

· Kesselhaus mit Kohlenfeuerung und Übertragung von Wärme an den Dampf-Wasser-Kreislauf,

· Turbine zur Umwandlung der Dampfenergie in die mechanische Energie,

· Generator zur Umwandlung der mechanischen Turbinenenergie in elektrische Energie,

· Kühlsystem mit Kühlturm zur Rückführung der Kondensationswärme,

· Abgasreinigungssysteme (Staub, Schwefeldioxid und Stickstoffmonoxide) zur Gewährleistung der gesetzlich vorgeschriebenen Normen. 
      Darüber hinaus wird der neue Block auf solche Weise gebaut, die künftig einen Anschluss an eine Anlage zur Abscheidung von Kohlendioxid aus Abgasen ermöglich (so genante Bereitschaft der Anlage zur Abscheidung von Kohlendioxid - CCS-ready).
      Die Braunkohle wird an den neuen Kessel mittels Bandförderer aus dem Braunkohletagebau Turów transportiert. Der angenommene jährliche Kohlenverbrauch durch den neuen Block soll ca. 2 883 000 Tonnen betragen. Die Wärmeleistung von dem neuen Kassel in dem in die Brennkammer eingeführten Brennstoff soll ca. 1 040 MW betragen. Bei der angenommenen Variante eines neuen Blocks mit einem Kassel mit der Kohlenstaubfeuerung wird die Abgasentschwefelung in der nassen Rauchgasentschwefelungsanlage außerhalb des Kessels unter Einsatz von einem zur Reduzierung der SO2-Emission genutzten Sorptionsmittel (Kalksteinmehl) durchgeführt. Diese Anlage wird mit Hilfe des vorhandenen Sorptionsmittelzuführungsystems gespeist. Der Verbrauch an Kalksteinmehl wird ca. 100 000 Mg pro Jahr betragen.      

      Die Objekte des neu geplanten Energieblocks werden westlich des bestehenden Hauptgebäudes, am Ort der heutigen Kühltürme Nr. 7 bis 9 errichtet. Das für den Bau des Grundteils von dem Vorhaben bestimmte Gelände, der aus einem Hauptgebäudekomplex, einem Kühlturm sowie aus Objekten zur Rauchgasabfuhr sowie aus einer Rauchgasentschwefelungsanlage (IOS) besteht, ist von der nördlichen und westlichen Seite von Böschungen und von der südlichen und östlichen Seite von einem Bahngleis Nr. 319 begrenzt. Das Gelände bildet den westlichen Geländeteil vom Kraftwerk Turów, das an der Straße Młodych Energetyków 12, Bogatynia 59-916 liegt. PGE Bergbau und Konventionelle Energetik A.G. verfügt über einen Rechtstitel für das ganze Gelände, das mit dem geplanten Bauvorhaben erfasst wird. 
2. Auflagen zur Nutzung des Geländes während der Ausführung und des Betriebes unter besonderer Berücksichtigung der Schutznotwendigkeit von den für den Naturschutz wertvollen Bereichen, von Naturressourcen und Denkmälern sowie unter Einschränkung der Belastung der benachbarten Gebiete:
2.1. Auflagen zur Nutzung des Geländes während der Abwicklung des Bauvorhabens:
2.1.1 Die staubenden Flächen, insbesondere die Zufahrtwegen zur Baustelle sollen systematisch mit Wasser besprüht werden. 
2.1.2 Die Räder von Schwerfahrzeugen, die die Baustelle verlassen, sollen an speziell dafür vorgesehenen Stellen gereinigt werden. 
2.1.3 Aushub von Fundamentgräben; die ausgehobene Erde soll bei anhaltender Dürreperiode bzw. bei starken Stürmen mit Wasser besprüht werden.
2.1.4 Soll auf der Baustelle pulveriges Baumaterial eingesetzt und gelagert werden, ist es so aufzubewahren, damit eine eventuelle Verstreuung verhindert wird z. B. unter einer Abdeckung.
2.1.5 Die Maschinen und Transportmittel dürfen nicht überlastet werden. Die technische Ausrüstung und Transportmittel, die während des Bauens eingesetzt werden, sollen die Anforderungen bezüglich der zulässigen Abgasemissionen erfüllen.
2.1.6 Die Motoren von Baumaschinen sollen während der Arbeitspausen ausgemacht werden. 
2.1.7 Die Bauarbeiten sollen unter den Einsatz von Maschinen, die technisch einwandfrei sind, ausgeführt werden, um Lärmbelastung zu begrenzen. 
2.1.8 Die Baustelle und Baustelleinrichtungen sollen vor dem Durchdringen von Verunreinigungen in den Boden geschützt werden um das Risiko der Verseuchung von Boden und Grundgewässern mit Erdölderivaten zu minimieren. 
2.1.9 Sollen die Erdölderivaten  in den Boden gelangen, so ist die bereits verseuchte Bodenschicht auszuheben und an Fachunternehmen zur Neutralisation zu übergegeben.
2.1.10 Das Niederschlagwasser aus den Stell- oder Parkplätzen sowie aus den vorläufigen Zufahrtswegen soll in das Regenwasser-Industrieabwässersystem des Kraftwerkes abgeleitet werden.
2.1.11 Das Kommunalabwasser aus dem Gebiet der Baustelle soll in das dafür vorgesehene Schmutzwassersystem abgeführt werden.
2.1.12 Die Bau- und Montagearbeiten sollen so organisiert werden, dass der dabei entstehende Abfall minimalisiert wird. 
2.1.13 Der während der Bauarbeiten entstehende Abfall soll unter Beachtung der Sicherheitsvorschriften für Gesundheit, Leben und Umwelt gelagert werden. Die jeweils gültigen Abfallwirtschaft- und Entsorgungsvorschriften sollen beachtet werden.
2.1.14 Je nach Möglichkeit soll der entstehende Abfall am Ort verwertet werden und der Restabfall soll zwecks Recycling bzw. zur Entsorgung an den Träger, die über eine entsprechende Genehmigung im Bereich der Abfallwirtschaft verfügen, übergeben werden.  
2.1.15 Gefährliche Abfälle, die bei den Bauarbeiten erzeugt werden können, sollen getrennt und in separaten, dichten und ordnungsgemäß gekennzeichneten Behältern gesammelt werden, um sie dann an die Träger, die über eine entsprechende Genehmigung im Bereich der Wirtschaft mit den derartigen Abfällen verfügen, zu übergeben.
2.1.16 Nach der Beendigung der Realisierung von dem Vorhaben soll das Gelände in Ordnung gebracht werden.
2.2.   Auflagen zur Nutzung des Geländes während der Inbetriebnahme bzw. des Betriebes:

2.2.1 Die Beförderung die Flugasche vom Elektrofilter in die Speichersilos für die Flugasche soll mittels dichten Rohrleitungen erfolgen.
2.2.2 Die Flugasche soll in vorhandenen, geschlossenen und luftdichten Behältern gesammelt werden, die mit Entstaubungssystemen ausgerüstet sind. Die Entstaubungsanlagen sollen  gewährleisten, dass die Staubkonzentration am Ausgang nicht höher als 30 mg/Nm3 ist und der geplante Speichersilo für die Flugasche soll mit einem Filter versehen werden, der eine Flugaschenkonzentration am Ausgang nicht höher als 10 mg/m3 gewährleistet.  
2.2.3 Bei der Verladung der Fluchasche aus den oben genannten Speichersilos auf Silofahrzeugen bzw. bei dem Transport mit der Bahn ist auf die hermetische Dichtheit zu achten.
2.2.4 Die Orte, an denen der Flugasche verladen oder umgeschüttet wird, sollen mit Wasser besprüht werden.
2.2.5 Das Kalksteinmehl soll in hermetisch verschlossenen Behältern aufbewahrt werden, die mit Schlauchfiltern ausgerüstet sind. Die Filter sollen am Ausgang eine Staubkonzentration nicht höher als 30 mg/Nm3 gewährleisten. 
2.2.6 Die Beförderung vom Kalksteinmehl von den Speichern zu dem geplanten Zwischenspeichersilo (Schüttgutübergabe) soll mittels dichten Rohrleitungen erfolgen.
2.2.7 Die Staubkonzentration am Ausgang des Filters von dem geplanten Zwischenspeichersilo (Schüttgutübergabe) für Kalksteinmehl soll den Wert von 10 mg/m3 nicht überschreiten.
2.2.8 Der Beförderung der Braunkohle für den neuen Kassel soll mit geschlossenen Bandförderern erfolgen. 
2.2.9 Die Luft aus den hermetischen Systeme, d.h. aus dem Brecherturm, aus dem Bunkerschwerbau am Kesselhaus und aus den Zwischenbunkern (Schüttgutübergabe) soll durch Schlauchfilter abgeführt werden, die am Ausgang eine Kohlenstaubkonzentration nicht höher als 20 mg/m3gewährleisten.
2.2.10 Die Beförderung von der nassen Bodenasche in das bestehende Abfallentsorgungssystem des Kraftwerkes soll mit Hilfe von geschlossenen Förderbändern erfolgen.
2.2.11 Es soll eine erforderliche Aufbereitung des Brennstoffes für die Verbrennung durch den Einsatz von z.B. Schlagradmühlen sichergestellt werden.

2.2.12 Zur Rauchgasentstaubung sollen Elektrofilter eingesetzt werden. Die Entschwefelungsanlage mit einer zulässigen Staubemission in gasförmigen Abgasen von maximal 30 mg/Nm3 bei 6 % O2 in trockenen Abgasen.

2.2.13 Es soll eine Entschwefelungsanlage mit dem nassen Kalkverfahren eingesetzt werden, die eine Effizienz bei der Absorption von Schwefeldioxid von 96% oder mehr gewährleistet und die Erfüllung der Emissionsnorm von SO2 ≤ 150 mg/Nm3 sicherstellt. Sie soll auch die Staubemissionsreduzierung auf ≤10 mg/Nm3 ermöglichen (es betrifft die trockenen Abgase bei Sauerstoffgehalt von 6 %) und eine Beseitigung von Quecksilber aus den Abgasen auf dem Niveau von etwa 75 % sichern. 

2.2.14 Es soll ein hoher Nettowirkungsgrad des geplanten Blocks von etwa 460 MW also auf dem aus den BAT-Anforderungen (Beste verfügbare Technik) hervorgehenden Niveau gewährleistet werden.

2.2.15 Die Braunkohlestaubfeuerung soll in einer Brennkammer mit Niedrigemissionsbrennern mit den Overfire-Air-Düsen sowie gegebenenfalls mit einer ergänzenden nicht katalytischen Reduktion von Stickoxiden unter Zusatz von Harnstofflösung durchgeführt werden. 
2.2.16 Der Kessel soll mit einem automatischen System ausgerüstet werden, das in der Brennkammer eine geforderte Höhe vom Brennstoff- und Luftfluss, notwendige Temperatur von den Abgasen und die Luft sowie eine ordnungsmäßige Vereilung von verschiedenen Sekundär- und Primärluftflüsse von der Luft in die Overfire-Air-Düsen, der Luft in die Nachbrennroste und von der Kühlluft sichert.   

2.2.17 An den Orten der potentiellen Staubverbreitung, in den Objekten mit der Rauchgasentschwefelungsanlage sollen Industriestaubsaugersysteme installiert werden.
2.2.18 Die Verladung von Gips soll an einer überdachten Verladestelle erfolgen. In der gegenständlichen Stelle sollen geschlossene Fördersysteme eingesetzt werden. Der Bereich der Verladung von Gips auf Fahrzeuge soll mit den Industriestaubsaugersystemen gereinigt werden.
2.2.19 Die Oberflächen der Wege und Plätze sind in den regenfreien Zeiträumen sauber zu halten und mit dem Wasser zu besprengen.
2.2.20 Die Wende und die Dächer sollen mit einer Wärme- und Schalldämmung ausgerüstet werden. 
2.2.21 Die Anlagen innerhalb des sechskanaligen Kamins sollen gedämmt werden.
2.2.22 Im Rahmen der Modernisierung von Ventilatoren der Blöcke 1-3 sollen in der Abgasleitung Schalldämpfer eingebaut werden. 
2.2.23 Zur Einschränkung der Lärmemission in Blöcken 4-6 soll das Verfahren zur Regulierung der Drehgeschwindigkeit bei Abgasventilatoren geändert werden.
2.2.24 An Austrittsleitungen der Entlüftungsanlage zur Versorgung der Entwässerungssysteme von Kesseln und Turbinen in Blöcken 1-6, die sich auf dem Gebäudedach befinden sowie an den Austrittsleitungen der Entlüftungsanlage zur Versorgung der Entwässerungssysteme von Kesseln in den Blöcken 4-6, die siech auch auf dem Gebäudedach befinden, sollen Schalldämpfer eingebaut werden.
2.2.25 Auf dem Dach der Sorptionsmittelsilos Nr. 3 und 4 sollen ein schalldämmendes Gehäuse der Antriebsysteme von Ventilatoren zur Entlüftung und Entstaubung von Silos installiert werden und die Schalldämpfer auf den Auspuffrohrleitungen der obigen Anlage geschlossen werden. 
2.2.26 Zur Senkung des Lärmpegels sollen die Ansaug- und Luftentladungssysteme Anti-surge der Kompressoren von der Entaschung modernisiert werden.
2.2.27 In dem Produktionswerk des Sorptionsmittel sollen die Kompressoranlage und das System zur Verladung von Kalkstein in den Silo modernisiert werden mit dem Ziel die Norm der Lärmemission von 55 dB tagsüber an der Grenze der Bebauung vom Gelände einzuhalten.
2.2.28 Die Lärmparameter sämtlicher technischen Anlagen sollen das deklarierte Niveau nicht überschreiten.

2.2.29 Defekte Anlagen, die eine Erhöhung des Lärmpegels bzw. eine Steigerung der Umweltverschmutzung verursachen können sollen unverzüglich instand- oder außer Betrieb gesetzt werden.
2.2.30 Es soll eine ordnungsgemäße Abfallwirtschaft in Bezug auf den bei dem Anlagebetrieb erzeugten Abfall sichergestellt werden. Die Abfälle sollen getrennt und an separat zugewiesenen und entsprechend dafür vorbereiteten Plätzen gelagert werden. Die Bedingungen der Lagerung sollen eine negative Auswirkungen auf die Umwelt verhindern (in dichten Container bzw. Behältern, die aus gegen Einwirkung von Abfallkomponenten beständigen Stoffen angefertigt sind). Diese Abfälle sollen dann an den Träger, die über eine entsprechende Genehmigung im Bereich der Beseitigung und Wiederverwendung verfügen, übergeben werden. 
2.2.31 Die Bodenasche soll zur Füllung von Geländen, die eine ungünstige Form aufweisen, genutzt werden. 
2.2.32 Der im Verfahren der Rauchgasreinigung entstehende Gips soll als Werkstoff zur Herstellung von Baumaterialien genutzt werden. 

2.2.33 Je nach Möglichkeit sollen alle Abfälle, sowohl die gefährlichen als auch sonstige, an dem Ort ihrer Erzeugung dem Verfahren der Verwertung bzw. Entsorgung unterliegen. Soll die Durchführung der Verwertung von Abfällen nicht möglich sein, so ist ihre reibungslose Überlassung an den Träger, die über eine entsprechende Genehmigung für die weitere Bewirtschaftung verfügen, sicherzustellen. 
2.2.34 Es ist ein quantitatives und qualitatives Verzeichnis der erzeugten Abfälle zu führen.
2.2.35 Die Wasserentnahme für den neuen Block soll das deklarierte Niveau, das ca. 6,625 Millionen m3 pro Jahr beträgt, nicht überschreiten.

2.2.36  Um die Rohwasserentnahme aus dem Fluss Witka (Wittig) zu begrenzen, soll das mit Salzen versetzte Kühlwasser in der Rauchgasentschwefelungsanlage und zur Befeuchtung von Asche außerhalb der Speichersilos genutzt werden.
2.2.37 Die Industrieabwässer sollen in die entsprechende Industrieabwässerkläranlage abgeführt werden.
2.2.38 Sedimente aus Trichtern der Absetzbecken bei der Vorklärung in der Industrieabwässerkläranlage sollen in Nassenentschlackungsbecken umgepumpt werden.
2.2.39 Das Kommunalabwasser soll in die Schmutzwasserkläranlage abgeführt werden.
2.2.40 Das Niederschlagwasser aus befestigten Flächen zwischen den Entaschungsanlagen (den Türmen 3 und 5) soll nach der vorherigen Sedimentation in den Bach Ochota gemäß der in dem gegebenen Moment gültigen, integrierten Genehmigung abgeführt werden.

2.2.41 Das Niederschlagwasser aus dem Gebiet des Produktionswerkes von dem Sorptionsmittel soll ins Absetzbecken abgeleitet werden und nach der Reinigung soll es in den Nassenentschlackungsbecken und weiter in den Bach Ochota gemäß der in dem gegebenen Moment gültigen, integrierten Genehmigung abgeführt werden.
2.2.42 Das Niederschlagwasser aus dem Entwässerungssystem der Heizölverladestelle, das durch die Erdölderivate verschmutzt werden können, soll in das  Sand- und Schlammbecken und in den Kanalisationsschacht mit dem Separator der Erdölderivate, und nach der Vorklärung in die Regenwasserkanalisation des Produktionswerkes von Sorptionsmittel abgeführt werden.
2.2.43 Um den Lagerbehälter der Harnstofflösung soll ein dichtes Becken eingerichtet werden, in dem das Regenwasser sowie eventuelle Ausflüsse gespeichert werden.

2.2.44 Die Stelle, an der die Autozisterne an die Rohrleitung mit der Harnstofflösung angeschlossen wird, soll mit einem abkoppelbaren Anschluss versehen werden, um das Risiko eines Auslaufs bei einem unkontrollierten Bruch der Verbindung zwischen dem Schlauch und der Rohrleitung zu verhindern. 
2.2.45 Der doppelwandige Raum in dem Speichersilo von Sorptionsmittel soll mit einem Harnstoffauslauffühler ausgestattet werden. 
2.2.46 Es soll die Entstehung und die Verbreitung von Bränden, Folgen der Naturkatastrophen oder andere örtlich auftretende Gefahren verhindert werden. 
2.2.47 Die Stellen der Lagerung von leicht entzündbaren Stoffen sollen mit Brandmeldern ausgestattet werden. 
2.2.48 Im Falle eines Brandes, einer Naturkatastrophe oder einer anderen örtlich auftretenden Gefahr sind Rettungsmaßnahmen zu ergreifen.
2.2.49 Für die Wohngebiete darf die elektrische Komponente des elektromagnetischen Feldes den Wert von 1 kV/M nicht überschreiten, dagegen darf die magnetische Komponente des elektromagnetischen Feldes den Wert von 60 A/M nicht überschreiten (Anlage Nr. 1, Tabelle. 1 der Verordnung der polnischen Umweltministers vom 30.10.2003 über die elektromagnetische Umweltverträglichkeit sowie über das Verfahren zur Prüfung der Einhaltung von den vorgeschriebenen Grenzwerte (GBl. Nr. 192 Pos. 1883).

2.2.50 Auf den übrigen den Menschen zugänglichen Gebieten (auf der Höhe von 2 Meter über der Bodenfläche bzw. über anderen Flächen, auf welchen sich die Menschen aufhalten können) darf die elektrische Komponente des elektromagnetischen Feldes den Wert von 10 kV/m nicht überschreiten, dagegen darf die magnetische Komponente des elektromagnetischen Feldes den Wert von 60 A/m nicht überschreiten(Anlage Nr. 1, Tabelle 2 oben genanter Verordnung).

2.2.51 Im Bereich der Lärmemission in die Umwelt sind die in der Verordnung des polnischen Umweltministers vom 14. Juni 2007 über zulässige Schallleistungspegel in der Umwelt (GBl. vom 2007 Nr. 120 Pos. 826 mit nachfolgenden Änderungen) bestimmte Anforderungen einzuhalten. 
2.3.  Maßnahmen, die zu ergreifen sind in dem Moment der Auflösung des Vorhabens:
2.3.1 Aufgrund der möglichen Bodenverseuchung ist in einer besonders vorsichtige Weise das Verfahren des Abbaus von folgender technischen Infrastruktur zu führen:
a)   Ölversorgungssysteme (Lagerbehälter, Beförderungsrohrleitungen),
b)   Anlagen zur Auskupplung der Leistung (Öltransformatoren),
c) Anlagen zur Bewirtschaftung der gefährlichen Abfällen (Lagerstellen/Speicher der Altöle und anderer gefährlichen Abfälle),
d) Objekte der Wasser- Abwasserwirtschaft (Neutralisierungsanlagen, Behälter für chemische Stoffe, Ölseparatoren, Nachklärbecken, Industriekanalisation),
e) das Bahntransportsystem (das Gleisbett – Ölverunreinigungen zu erwarten).

2.3.2. Es sollen alle beim Betrieb des geplanten Objektes entstandenen Abfälle gemäß der geltenden Vorschriften beseitig werden.
2.3.3. Die gefährlichen Abfälle, die bei Bauarbeiten erzeugt werden können, sollen getrennt und in dichten, gekennzeichneten Behälter gesammelt werden mit dem Ziel diese an die Fachunternehmern, die eine Beseitigung oder Entsorgung betreiben, zu übergeben.

2.3.4. Die Abbauarbeiten sind unter den Einsatz von Maschinen in guten technischen Zustand auszuführen, um die Emission der Verschmutzung und des Lärms zu begrenzen.
2.3.5. Hilfsanlagen der Baustelle sollen auf einem befestigten, mit schwer durchlässiger Schicht geschützten Boden errichtet werden, um das Risiko der Verseuchung von Boden und Grundgewässer mit den Erdölderivate zu minimieren.

2.3.6. Öle, Schmiermittel und andere gefährliche Stoffe, die bei dem laufenden Betrieb und zur Wartung von Geräten und Fahrzeugen unentbehrlich sind, sollen in dichten Behältern an den vor Zugriff von unbefugten Dritten geschützten Stellen aufbewahrt werden.
2.3.7. Die Menge des Aushubs aus Ausschachtungsarbeiten ist bis auf Minimum zu begrenzen und entsprechend vor einer Verlagerung und Kontaminierung abzusichern.
2.3.8. Der Verlauf des Abbaus soll überwacht und dokumentiert werden, denn die Folgen einer Gebietsverschmutzung der Umwelt können zum späteren Zeitpunkt sichtbar werden.
2.3.9. Das Gelände soll nach dem Abbau aufgeräumt, bewirtschaftet und rekultiviert werden.
2.3.10. Zusätzlich sind die Auflagen zu beachten, die die Abbauphase des Vorhabens betreffen und die in der integrierten in dem Zeitraum dieses Abbaus geltende Genehmigung bestimmt sind – soweit sie in der Genehmigung benannt werden.
3. Anforderungen betreffend den Umweltschutz, die im Bauplan unbedingt zu berücksichtigen sind:

3.1 Es ist ein dichter mit einer Entstaubungsanlage ausgestatteter Flugaschespeichersilo zu entwerfen und einzuplanen.

3.2 Es ist ein dichter mit einer Entstaubungsanlage ausgestatteter Zwischensilo (Schüttgutübergabe) für Kalksteinmehl zu entwerfen und einzuplanen.
3.3 Das Beförderungssystem von der Braunkohle ist bei möglichst niedrigsten erreichbaren Verladehöhen zu realisieren.

3.4 Die durch mögliche Staubemissionen gefährdete Zonen (u. a. Schurren, Schüttgutübergabestellen) sollen hermetisch und mit einer pneumatischen Entstaubungsanlage ausgestattet sein.

3.5 Die Bekohlungsanlagen sollen eine Form der geschlossenen Förderbrücken haben.
3.6 Es ist ein System der Wege und Bahnlinien auf solche Weise zu entwerfen und zu planen, damit seine Durchlassfähigkeit an die Produktionsmenge angepasst ist und eine kontinuierliche Lieferung sichert.
3.7 Es ist die Anzahl von Schalldämpfern aufzuzeigen und ihre Einbaustellen zu planen.

3.8 Die in der Verbindung mit dem Betrieb des Bauvorhabens stehende Lärmbelastung soll nicht über die Grenzen des Geländes, für das der Bauherr über den Rechtstitel verfügt, hinausgehen.

3.9 Zu bestimmen ist es die Weise der Bewirtschaftung von Abfällen, die sowohl in der Phase der Realisierung des Bauvorhabens als auch des Betriebes entstehen.
3.10  Die Orte der Lagerung von gefährlichen Abfällen sollen so vorbereitet werden, damit eine mögliche Bodenverseuchung ausgeschlossen ist. Die Lagerräume sollen vor dem Regenwasserzugang abgesichert und mit einem Regenwasserableitungssystem ausgerüstet werden. Der Lagerplatz oder Lagerräume sind aus wasserfesten Stoffen herzustellen und sollen ein entsprechendes Gefälle haben. Die Orte der Lagerung von Abfällen sollen vor dem Zutritt der unbefugten Personen geschützt werden.
3.11  Die Orte der Lagerung von gefährlichen Abfällen sollen mit der Ausrüstung für den Feuerlöscherbedarf sowie zur Reinigung der befestigten Flächen mit Außenbeleuchtung, eventuell mit Sorptionsmittel zur Beseitigung der ausgelaufenen flüssigen Abfälle ausgestattet werden. Das Wasser zur Reinigung dieser Flächen soll in die Abwässerkläranlage abgeführt werden.
3.12  Die Orte der Lagerung von Abfällen sind mit einem undurchlässigen Boden und mit einer Überdachung zum Schutz vor Witterungseinflüssen auszustatten. Sie sind auch vor dem Zutritt von unbefugten Personen zu schützen.
3.13  Es sind auch die Bedingungen und die Weise der Bewirtschaftung von der ausgehobenen Erde und dem Bauschutt aus den Abriss- und Abbauarbeiten sowie aus der Bodennivellierung zu bestimmen.
3.14  Es ist eine entsprechende Kapazität von Substanzen- Abfalllagern, insbesondere von Lagern und Speichersilos für Asche, Schlacke und Gips einzuplanen. 
3.15  Die Flugaschespeichersilos sollen mit Messgeräten für die Überwachung des Füllstandes von den Behältern, sowie auch mit den Einrichtungen, die die Behälter vor der Entstehung des Drucks oder des Unterdrucks schützen, ausgestattet werden. 
3.16  Es ist eine Entnahme von dem Niederschlagwasser und der Schneeschmelze aus den befestigten Flächen und eine Ableitung in das Regenwasserkanalisationssystem zu entwerfen und einzuplanen.

3.17  Es ist eine detaillierte Bilanz der in dem gegenständlichen Kraftwerk erzeugten Industrieabwässer sowie ein detailliertes Schema zur Wasserversorgung und Abwasseranlagen zu erstellen. 
3.18  Es sind technische Lösungen zur Reduzierung des Wassertemperaturanstiegs im Fluss Miedzianka infolge der Abwasserableitung einzusetzen.
3.19  Im Projekt sollen Lösungen dargestellt werden, die gewährleisten, dass in den Notsituationen nicht zur Boden- oder Wasserverseuchung kommt.  .

3.20  Die Entladestelle in unmittelbarer Nähe des Harnstofflösungssilos ist auf solche Weise zu entwerfen, dass sie über eine dichte Betonplatte mit erforderlichem technischen Gefälle, das einen reibungslosen Regenwasserabfluss und gegebenenfalls die Ableitung von ausgelaufener Flüssigkeit ermöglicht.
3.21  Es ist auf dem Gelände des Kraftwerks Turów ein entsprechendes Gebiet für die Einrichtung der unentbehrlichen Anlagen zum Abscheidung und zur Kompression von CO2 freizuhalten.
4. Anforderungen im Bereich der Folgenbekämpfung von betrieblichen Störfällen:
      Im Bereich der Folgenbekämpfung von betrieblichen Störfellen bei Bauvorhaben zur Errichtung von Betrieben, bei denen eine Gefahr schwerer Störfälle auftritt, werden keine Auflagen erteilt.
5. Anforderungen im Bereich der Einschränkung von grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen:
      Im Zusammenhang damit, das in den übrigen Punkten des vorliegenden Bescheides die Ergebnisse des grenzüberschreitenden Verfahrens berücksichtigt sind, wird es kein Erfordernis der Bestimmung von zusätzlichen Auflagen für die Ausführung des geplanten Vorhabens in grenzüberschreitender Hinsicht festgestellt.
II. Es wird keine Verpflichtung der Ausführung eines Ausgleiches für Eingriffe in Natur auferlegt.
III. Es wird eine Verpflichtung der Vorbeugung und der Begrenzung sowie der Überwachung von der Auswirkung des Vorhabens auf die Umwelt im folgenden Umfang auferlegt:
1. Es soll eine laufende Überwachung von den technischen Prozessen der Anlage geführt werden.
2. Es sollen laufende und periodische Messungen von Substanzemissionen in die Luft geführt werden und die Ergebnisse dieser Messungen sollen an den zuständigen Umweltschutzbehörden gemäß den Sondervorschriften in diesem Bereich übermittelt werden.
3. Es sollen erneute Berechnungen des Schallpegels unter Berücksichtigung von Schallparametern, die für den endgültig eingeführten technischen Lösungen und für die Standorte der Anlagen nach dem Abschluss der Bau- und Montagearbeiten und nach der Inbetriebnahme der Anlage charakteristisch sind, innerhalb einer Frist von 12 Monate nach dem Zeitpunkt der Beendigung von der Bauvorhabenausführung und dem Beginn des Betriebes von dem neuen Energieblocks, durchgeführt werden.
4. Es sind Messungen der Lärmstärke gemäß der Referenzmethoden zu führen und die Ergebnisse dieser Messungen sind an den zuständigen Umweltschutzbehörden gemäß der Sondervorschriften in diesem Bereich zu übermitteln.
5. Es ist eine Überwachung in dem Bereich der Menge und der Qualität von dem entnommenen Wasser gemäß der Anforderungen, die in der bei der Durchführung der Überwachung gültigen und dem Konzern PGE GiEK S.A. für die Realisierung der Anlage des Kraftwerks Turów erteilten integrierten Genehmigung bestimmt sind, zu führen. 
6. Es ist eine Überwachung in dem Bereich der Menge und der Qualität von der abgeleiteten Abwässer gemäß der Anforderungen, die in der bei der Durchführung der Überwachung gültigen und dem Konzern PGE GiEK S.A. für die Realisierung der Anlage des Kraftwerks Turów erteilten integrierten Genehmigung bestimmt sind, zu führen.
7. Es ist ein quantitatives und qualitatives Verzeichnis von den erzeugten Abfällen gemäß der Anforderungen, die in der bei der Durchführung der Überwachung gültigen und dem Konzern PGE GiEK S.A. für die Realisierung der Anlage des Kraftwerks Turów erteilten integrierten Genehmigung bestimmt sind, zu führen.
8. Es ist eine Überwachung der Effizienz von dem Verbrauch der Rohstoffe, der Materialien, der Kraftstoffe und der Energie zu führen. 
IV. Von der Notwendigkeit, einen Bereich der eingeschränkten Nutzung zu bestimmen, wird abgesehen.  
V.  Im Rahmen des Verfahrens zur Erlassung des Bescheides im Sinne des Art. 72 Abs. 1 des Gesetzes vom 3. Oktober 2008 über den Zugang zu Informationen über die Umwelt und ihren Schutz, über die Öffentlichkeitsbeteiligung an Umweltschutzangelegenheiten sowie über die Umweltverträglichkeitsprüfungen (GBl. vom 2008 Nr. 199, Pos. 1227 mit nachfolgenden Änderungen) wird es von der Notwendigkeit der Durchführung einer erneuten Umweltverträglichkeitsprüfung sowie eines Verfahrens in der Sache der grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen abgesehen.
VI. Es wird eine Verpflichtung auferlegt, dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia eine Revisionsanalyse im Bereich des Lärmpegels innerhalb einer Frist von 12 Monate nach dem Zeitpunkt der Beendigung von der Bauvorhabenausführung und dem Beginn des Betriebes von dem neuen Energieblocks vorzulegen.     

      Die Revisionsanalyse soll auf den Ergebnissen der Messungen von dem Lärm in der Umwelt beruhen, die sowohl auf dem Gebiet der Republik Polen als auch auf den Gebieten der betroffenen Staaten (der Tschechischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland) gemäß der geltenden in den Sondervorschriften für die Grenzgebiete bestimmten Referenzmethoden, für denen die zulässigen Lärmpegel in der Umwelt bestimmt wurden, an den Messpunkten entsprechend der im gegeben Moment gültigen integrierten Genehmigung.   

      In der Revisionsanalyse ist der Bauherr verpflichtet einen Vergleich der Bestimmungen aus dem vorliegenden Bescheid, aus dem Bericht über Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens und dem Bescheid über der Baugenehmigung im Bereich der Effektivitätsbewertung von den eingesetzten technischen Lösungen, die der Lärmbeseitigung dienen sowie von den Anlagen, die vor dem Lärm schützen, vorzunehmen.
Begründung
I. Einstufung des Vorhabens
      Das geplante Vorhaben ist ein Vorhaben, das immer bedeutende Auswirkungen auf die Umwelt haben kann, von dem die Rede im Art. 59 Abs. 1 Pkt. 1, Art. 71 Abs. 2 Pkt. 1 des Gesetztes vom 3. Oktober 2008 über den Zugang zu Informationen über die Umwelt und ihren Schutz, über die Öffentlichkeitsbeteiligung an Umweltschutzangelegenheiten sowie über die Umweltverträglichkeitsprüfungen GBl. Nr. 199, Pos. 1227 mit nachfolgenden Änderungen (im Folgenden „das Umweltschutzgesetzt” genannt) ist. 

      Das Vorhaben gehört nämlich zu der Kategorie, von der die Rede im § 2 Abs. 1 Pkt. 3 der Verordnung des Ministerrates vom 9. November 2004 über die Festlegung der Arten von Vorhaben, die erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt haben können sowie über die detaillierten Bedingungen zur Einstufung von Vorhaben, bei welchen die Erstellung eines Umweltverträglichkeitsberichtes erforderlich ist (GBl. Nr. 257, Pos. 2573 mit nachfolgenden Änderungen) ist, in der Verordnung erwähnt werden „konventionelle Kraftwerke, Heizwerke oder andere Anlagen, die Brennstoff feuern mit dem Ziel die elektrische Energie oder Wärmeenergie zu erzeugen, mit der Wärmeleistung von über 300 MW, die als die Menge der mit dem Brennstoff in die Anlage eingeführten Energie in einer Zeiteinheit bei ihrer Nennbelastung zu verstehen ist”.
      Die oben genannte Verordnung vom 2004 wurde durch die Verordnung des Ministerrates vom 9. November 2010 in der Sache der Vorhaben, die erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben können (GBl. Nr. 213 Pos. 1397 mit nachfolgenden Änderungen) ersetzt, dennoch sie galt am Tag der  Einleitung von dem Verfahren in der vorliegenden Angelegenheit und nach dem § 4 der Verordnung vom 2010 für die vor dem Tag der Inkrafttretung einer neuen Verordnung eingeleiteten Angelegenheiten werden die bisherigen Vorschriften angewendet (d.h. die Verordnungen vom 2004). Analogische Kategorie der Vorhaben ist auch im § 2 Abs. 1 Pkt. 3 der gegenwärtig geltenden Verordnung vom 2010 erwähnt. 

      Gemäß Art. 71 Abs. 2 Pkt.1 des Umweltschutzgesetztes  bedarf das geplante Vorhaben demnach das Erlangen eines Bescheid über den Umweltauflagen und gemäß Art. 59 Abs. 1 Pkt. 1 dieses Gesetzes auch einer Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung.

II. Der Verlauf des Verfahrens

Das Verfahren in der Angelegenheit des Bescheides vom 2. August 2012
      Der Bauherr hat am 22. Dezember 2008 bei dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia einen Antrag auf die Erlassung des vorliegenden Bescheides gestellt. (Das Schreiben des Investors Aktenzeichen GD/DL/LO/2146/1891/14794/08). Dem Antrag wurden eine Informationskarte über das Bauvorhaben sowie ein Antrag auf eine Bestimmung des Umfanges von dem Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung beigefügt.
      Am 6. Januar 2009 hat sich der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia gemäß Art. 70 Abs. 1 des Umweltschutzgesetztes an den Staatlichen Woiwodschafts -Sanitätsinspektor in Wrocław (im Folgenden „SWSI” genannt) sowie an den Regionaldirektor für Umweltschutz in Wrocław (im Folgenden „RDUS” genannt) mit der Bitte der Erteilung einer Bewertung für den Umfang des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben gewendet.
      Diese Behörden haben Bewertungen bezüglich des Umfanges von dem Bericht erteilt; am 9. Februar hat die Bewertung RDUS in Wrocław und am 16. Februar 2009 SWSI in Wrocław erteilt. 
      Am 9. März 2009 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia gemäß Art. 69 Abs. 3 des Umweltschutzgesetztes einen Beschluss erlassen, in dem der Umfang des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung bestimmt wurde. Der Umfang des Berichtes wurde gemäß Art. 66 des Umweltschutzgesetztes  unter Berücksichtigung der Bewertungen von RDUS und SWSI bestimmt, d.h. mit der Anordnung, dass in dem Bericht eine Analyse insbesondere gefordert wird: eine Bestimmung der voraussichtlichen Umweltauswirkungen für die analysierten Varianten in dem Fall der möglichen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen, und auch der Einfluss des Bauvorhabens auf die Schützguter des geplanten FFH- Gebietes, d.h. eines speziellen Schutzgebietes zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume Natura 2000 „Przełomowa Dolina Nysy Łużyckiej”.
      Am 10. März 2009 erteilte der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia gemäß Art. 69 Abs. 4 des Umweltschutzgesetztes einen Beschluss über die Einstellung des Verfahrens für die Zeit bis der Bauheer den Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben vorlegt.
      In diesem Zusammenhang, dass man während des Verfahrens feststellte, dass das geplante Vorhaben sich auf die Umwelt grenzüberschreitend auswirken kann, wurde die Notwendigkeit der Durchführung von dem Verfahren in der Sache der grenzüberschreitenden Auswirkungen auf die Umwelt festgestellt, gemäß der Vorschriften der Teil VI des Umweltschutzgesetztes, des Übereinkommens über Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen, das in Espoo am 25. Februar 1991 erstellt wurde, GBl. vom 1999 Nr. 96, Pos. 1110 (Espoo-Übereinkommen) sowie der Vereinbarung zwischen der Regierung der Republik Polen und der Regierung der Bundesrepublik Deutschland über die Durchführung des Übereinkommens vom 25. Februar 1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen, die in Neuhardenberg am 11. April 2006 unterzeichnet wurde. (GBl. vom 2007 Nr. 232, Pos. 1709).

Als die Staaten, die auf die Auswirkungen des Vorhabens ausgesetzt sind, wurden die Tschechische Republik und die Bundesrepublik Deutschland anerkannt. 
In diesem Zusammenhang hat am 29. April 2009 der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die für die Durchführung des grenzüberschreitenden Verfahren zuständige Behörde, d.h. den Generaldirektor für Umweltschutz (im Folgenden „GDUS” genannt) über die Möglichkeit des Auftretens einer grenzüberschreitenden Auswirkung des Vorhabens informiert und hat die Unterlagen in der Sache übergeben: den Antrag auf die Erteilung des Bescheides, die Informationskarte des Vorhabens, die Bewertungen der mitwirkenden Behörden, d.h. RDUS und SWSI in Wrocław sowie den Beschluss vom 9. März 2009 über den Umfang des Berichtes. 

Zum Thema des grenzüberschreitenden Verfahrens, seiner Ergebnisse und Ihren Berücksichtigung in dem vorliegenden Bescheid sehe unten den Punkt „Das grenzüberschreitende Verfahren”.

      Am 3. Juli 2009 hat der GDUS auf das Schreiben des Bürgermeisters vom 29. April 2009 geantwortet, indem er den Bürgermeister über die Notwendigkeit der Durchführung eines grenzüberschreitenden Verfahrens aber auch darüber, dass der GDUS den betroffenen Staaten eine Information über dem geplanten Vorhaben mit der Informationskarte des Vorhabens übergeben hat, informiert.

Der GDUS hat auch darauf hingewiesen, dass die Verfahrensführende Behörde den Umfang der Unterlagen, die für die Durchführung des grenzüberschreitenden Verfahren notwendig sind, bestimmen soll sowie den Bauherr auf den Umfang dieser Unterlagen hinweisen, die von ihm in der Sprache des Staates, auf dessen Hoheitsgebiet das Vorhaben Auswirkungen haben kann, zu erstellen sind.
      Mit dem Bescheid vom 22. September 2009 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia das vorher aufgrund des Auftretens einer Möglichkeit von den grenzüberschreitenden Auswirkung des geplanten Vorhabens auf das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen Republik eingestellte Verfahren, wiederaufgenommen. 
      Mit dem Schreiben vom 28. September 2009 gemäß Art. 3 Abs. 2 des Espoo-Übereinkommens sowie Art. 109 Abs.1 des Umweltschutzgesetztes hat der GDUS die Tschechische Republik und die Bundesrepublik Deutschland über die Absicht der Realisierung von dem Vorhaben auf dem Gebiet des Kraftwerks Turów informiert, indem er über den Bescheid der für das Vorhaben erlassen werden soll sowie über die für den Erlass zuständige Behörde informiert und die Informationskarte des Vorhabens übergeben hat.
      Mit dem Schreiben vom 23. Dezember 2009 hat der GDUS den Bürgermeister darüber informiert, dass sowohl die Tschechische Republik als auch die Bundesrepublik Deutschland ihre Bereitschaft erklärt haben, an dem grenzüberschreitenden Verfahren teilzunehmen. Die Länder haben auch Bemerkungen zu dem Umfang des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben und Fragen und Themen die in dem Bericht zu berücksichtigen sind, übergeben.
      Im Anschluss daran, hat der GDUS den Bürgermeister darauf hingewiesen, dass die Notwendigkeit besteht, dem Bauherr eine Ergänzung des Berichtes mit den Fragen, die in den Schreiben der betroffenen Staaten vorgestellt wurden und eine Bestimmung des Umfangs der Unterlagen, die in der Sprache des Staates, auf dessen Hoheitsgebiet das Vorhaben Auswirkungen haben kann, anzuordnen. Diese Pflichten sollen in dem Beschluss über die Notwendigkeit der Durchführung eines grenzüberschreitenden Verfahrens in dem Beschluss über die Durchführung des grenzüberschreitenden Verfahrens auferlegt werden.
Gleichzeitig hat der GDUS dem Bürgermeister die Bemerkungen, die die betroffenen Staaten eingereicht haben übermittelt.
      Am 28. Dezember 2009 gemäß Art. 108 Abs. 1 des Umweltschutzgesetztes hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia einen Beschluss über die Notwendigkeit der Durchführung des Verfahrens im Rahmen der grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung erlassen. In diesem Beschluss hat er auch den Umfang der Unterlagen, die für die Durchführung des Verfahrens notwendig sind sowie die Pflicht der Erstellung von Unterlagen durch den Bauherr, die in der Sprache des Staates, auf dessen Hoheitsgebiet das Vorhaben Auswirkungen haben kann unter Berücksichtigung der Bemerkunken, die die Bundesrepublik Deutschland und die Tschechische Republik eingereicht haben, bestimmt.
      Am 20. Januar 2010 hat der GDUS dem Bürgermeister der Stadt u Gemeinde Bogatynia zusätzliche dem GDUS am 12. Januar 2010 durch die Bundesrepublik Deutschland übermittelte Bemerkungen in Bezug auf den Umfang der Unterlagen (des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens) übergeben. Die deutsche Seite hat den bereits eingereichten Punkt bezüglich der Beschreibung und der Bewertung von möglichen Auswirkungen auf die Wasserbilanz von Sachsen präzisiert.
      Am 21. Januar 2010 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die oben erwähnten zusätzlichen Bemerkungen der deutschen Seite dem Bauherrn mit der Anweisung der Notwendigkeit diese im Bericht zu berücksichtigen, übergeben.
      Am 4. März 2010 hat der GDUS dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die zusätzlichen Bemerkungen, die dem GDUS die Tschechische Republik bezüglich der Unterlagen (des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens) zugesendet hat, übergeben.
      Am 12. März 2010 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die zusätzlichen Bemerkungen der tschechischen Seite dem Bauherrn mit der Anweisung der Notwendigkeit diese im Bericht zu berücksichtigen, übergeben.
      Am 22 März 2011 hat der Bauherr dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia den Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben samt den entsprechenden, mit den festgelegten Umfang übereinstimmenden Übersetzungen in die tschechische und deutsche Sprache, der durch Energoprojekt-Katowice datiert vom Februar 2011 erstellt wurde, vorgelegt. Zum Thema Bericht sehe unten Punkt „Der Bericht über Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens”. 
      Mit der Bekanntmachung vom 31. März 2011 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die betroffenen Parteien sowie die Öffentlichkeit über die Einleitung des Verfahrens, über den Gegenstand des Bescheides, über die für den Erlass des Bescheides zuständige Behörde sowie über die bewertenden und abstimmenden Behörden, über die Vorlegung des Berichtes über Verträglichkeitsprüfung durch den Bauherr, über die Möglichkeit sich mit den Unterlagen vertraut zu machen, über die Möglichkeit, den Termin und den Ort der Anmeldung von Bemerkungen und Anträge, über die für die Bearbeitung der Bemerkungen und Anträge zuständige Behörde informiert. Die Bekanntmachung wurde auf der Informationstafel der Stadt- und Gemeindeverwaltung, auf den Informationssäulen in der Nähe des Ortes von dem geplanten Vorhaben sowie auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Behörde veröffentlicht.

Zum Thema der Beteiligung der Parteien, der Träger mit den Parteirechten sowie der Öffentlichkeitsbeteiligung sehe unten den Punkt „Die Beteiligung der betroffenen Parteien, der Träger mit den Parteirechten und die Öffentlichkeitsbeteiligung”.
      Am 31. März 2011 hat sich der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia gemäß Art. 77 Abs. 1 des Umweltschutzgesetztes an den RDUS in Wrocław, um die Auflagen der Durchführung des Vorhabens abzustimmen, sowie an den SWSI in Wrocław, um die Bewertung bezüglich der Auflagen der Durchführung des Vorhabens zu bestimmen, gewendet.
      Am 5. April 2011 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia gemäß Art. 108 Abs. 4 Pkt. 4 des Umweltschutzgesetztes dem Generaldirektor für Umweltschutz die in die deutsche und tschechische Sprache übersetzte Ausschnitte des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens, entsprechend des von der jeweiligen, betroffenen Seite verlangten Umfangs übermittelt.
      Am 26. April 2011 hat der SWSI in Wrocław einen Beschluss, der die Auflagen der Durchführung des Vorhabens bewertet, erlassen und er hat dabei auf drei Bedingungen, die durch den Bauherr zu erfüllen sind, hingewiesen.
Zum Thema der Beteiligung der mitwirkenden Behörden sehe unten den Punkt „Die Abstimmungen und Bewertungen der mitwirkenden Behörden”.

      Am 28. April 2011 gemäß Art. 4 Abs. 2 des Espoo-Übereinkommens, und bezüglich der deutschen Seite auch gemäß Art. 3 Abs. 1 der deutsch-polnischen Vereinbarung über die Durchführung des Übereinkommens aus Espoo hat der GDUS an die Bundesrepublik Deutschaland sowie an die Tschechische Republik die Unterlagen der Umweltverträglichkeitsprüfung für das vorliegenden Vorhaben mit dem Ziel der betroffenen Parteien die Äußerung der eigenen Bemerkungen bzw. der eventuellen Vorbehalte zu ermöglichen, übergeben. Diese Unterlagen wurden auch auf der Internetseite http://bip.gdos.gov.pl/doc/ftp/EIA-ReportTurow.zip zur Verfügung gestellt.
      Der RDUS hat mit dem Schreiben vom 9. Mai 2011 den Bauherrn aufgefordert, den Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung zu ergänzen.

      Der Bauherr hat die Ergänzung des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung am 21. Juli 2011 vorgelegt. Das den Bericht ergänzende Dokument wurde durch Energoprojekt-Katowice datiert vom Juli 2011 erstellt.

Zum Thema des Berichtes sehe unten den Punkt „Der Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben”.

      Mit dem Schreiben vom 1. August 2011 hat der GDUS dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die Stellungnahmen der betroffenen Parteien bezüglich des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung des vorliegenden Bauvorhabens übergeben:
· die Stellungnahme der Tschechischen Republik vom 28. Juni 2011;

· die Stellungnahme der Bundesrepublik Deutschland vom 1. Juli 2011. 

Beide Staaten wollten, dass es zusätzliche Informationen und Erläuterungen bezüglich der Auswirkungen des Vorhabens vorgestellt werden; die Tschechische Republik hat auch den Wunsch geäußert, an den grenzüberschreitenden Konsultationen teilzunehmen.
     Mir der Bekanntmachung vom 3. August 2011 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia gemäß Art. 33 Abs. 1 und Art. 79 des Umweltschutzgesetztes der Öffentlichkeit Informationen über die Vorlegung durch den Bauherr der Ergänzung zu dem Bericht, über die Möglichkeit sich mit ihrem Inhalt vertraut zu machen sowie der Abgabe von Bemerkungen und Anträge innerhalb einer festgelegten Frist von 21 Tage sowie über die für die Bearbeitung der Bemerkungen und Anträge zuständige Behörde bekannt gegeben.

Zum Thema des Berichtes sehe unten den Punkt „Der Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben”.
      Am 23. September 2011 hat der RDUS in Wrocław einen abstimmenden Beschluss erteilt, in dem er die bestimmten Auflagen der Durchführung des Vorhabens aufgesetzt hat.
Zum Thema der Beteiligung der mitwirkenden Behörden sehe unten den Punkt „Die Abstimmungen und Bewertungen der mitwirkenden Behörden”.
      In der Antwort auf die Bemerkungen zum Bericht, die von der tschechischen und deutschen Seite gemeldet wurden (entsprechend am 28. Juni 2011 und am 1. Juli 2011) hat der Bauherr entsprechende Ergänzung des Berichtes über Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens (des in die tschechische und die deutsche Sprache entsprechend übersetzte Anhangs zu dem Bericht) vorgestellt. Das Dokument wurde durch Energoprojekt – Katowice AG, datiert vom September 2011 erstellt.

      Am 9. November 2011 wurden die oben genannten Ergänzungen des Berichtes anschließend durch den GDUS entsprechend an die Tschechische Republik und  an die Bundesrepublik Deutschaland übergeben.

      Am 25. Januar 2012 hat der GDUS dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die endgültigen, im Rahmen des grenzüberschreitenden Verfahrens geäußerten Stellungnahmen der Bundesrepublik Deutschland (vom 16. Dezember 2011) sowie der Tschechischen Republik (vom 9. Januar 2012) übergeben.

Die deutsche Seite hat unter Berufung auf Art. 5 des Espoo-Übereinkommens festgestellt, dass weitere grenzüberschreitende Konsultationen nicht notwendig sind. 

Gleichzeitig hat die deutsche Seite, auf den Antrag des Landratsamtes Görlitz, um eine Übermittlung von Angaben zu allen Emissionsquellen in die Luft des ganzen Kraftwerkes Turów gebeten. Mit dem Schreiben vom 28. Mai 2012 hat der Bauherr dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die oben genanten Angaben übergeben. Der Bürgermeister hat sie dann an den GDUS mit dem Ziel der weiteren Übermittlung an das Landratsamt Görlitz weitergeleitet. 

Die tschechische Seite hat dagegen informiert über die Notwendigkeit der Durchführung grenzüberschreitender Konsultationen, und sie hat gleichzeitig weitere Bemerkungen bezüglich der Unterlagen der Umweltverträglichkeitsprüfung vorgestellt.
      Am 21. März 2012 hat in Bogatynia ein Treffen mit den Vertretern der Tschechischen Republik im Rahmen der grenzüberschreitenden Konsultationen stattgefunden.
Während des Treffens hat man vereinbart, dass die tschechische Seite ihre Schlussbemerkungen und Forderungen bezüglich des geplanten Vorhabens schicken wird.

      Am 31. Mai 2012 hat das Ministerium der Natur und Umwelt der Tschechischen Republik dem Generaldirektor für Umweltschutz die oben erwähnten Schlussbemerkungen, zu denen der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia als die dafür zuständige Behörde eine Entscheidung treffen soll, übergeben.
      Mit der Bekanntmachung vom 16. Juli 2012 hat die Verfahrensführende Behörde gemäß Art. 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes der Öffentlichkeit die Information über die Möglichkeit sich mit den im Verlauf des Verfahrens zusammengestellten Akten der Sache vertraut zu machen, zur Kenntnis gegeben. Die Bekanntmachung wurde auf der Informationstafel der Stadt- und Gemeindeverwaltung, auf den Informationssäulen in der Nähe des Ortes von dem geplanten Vorhaben sowie auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Behörde veröffentlicht.
      Am 2. August 2012 wurde der Bescheid über den Umweltauflagen für das Vorhaben unter dem Namen „Wiederherstellung der Betriebsleistung von PGE Kraftwerk Turów A.G., durch die Errichtung eines energetischen Blocks mit der Leistung ca. 460 MW anstelle der stillzulegenden Kraftwerksblöcke Nr. 8, 9, 10” (Aktenzeichen: BZI.IOP.6220.18.2.2012JN) erlassen.

      Am 2. August 2012 hat die Verfahrensführende Behörde der Öffentlichkeit die Information über den Erlass des Bescheides und über die Möglichkeit sich mit seinem Inhalt vertraut zu machen, zur Kenntnis gegeben.
      Am 12. September 2012 hat der GDUS an das Umweltministerium der Tschechischen Republik (die für die Durchführung des grenzüberschreitenden Verfahrens auf der tschechischen Seite zuständige Behörde) den erlassenen Bescheid über Umweltauflagen vom 2. August 2012 geschickt (die fehlenden Seiten der Anlage zu dem Bescheid wurden am19. September 2012 ergänzt; ursprünglich aus Versehen wurden sie nicht beigefügt).

      Am 1. Oktober 2012 hat der GDUS an Landesdirektion Sachsen (die für die Durchführung des grenzüberschreitenden Verfahrens auf der deutschen Seite zuständige Behörde) den erlassenen Bescheid über Umweltauflagen vom 2. August 2012 geschickt. 
      Das Berufungsverfahren
Am 30. August 2012 hat ein ökologischer Verein EKO-UNIA (Öko-Union) aus Wrocław, der als eine ökologische Organisation gemäß Art. 44 des Umweltschutzgesetztes aufgetreten ist, eine Berufung gegen dem Bescheid über Umweltauflagen vom 2. August 2012 eingelegt.

In der Berufung hat der Verein folgende Verstöße vorgeworfen:

Art. 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes in der Verbindung mit dem Art. 74 Abs. 3 des Umweltschutzgesetztes durch das Fehlen der Anordnung, wie die Anzahl der Parteien im Rahmen des Verfahrens festgelegt wurde, was führen konnte, zur unbegründeten Informierung der Parteien im Rahmen des Verfahrens nach dem Art. 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes, sowie durch das Fehlen in den Akten der Sache der Bestätigung über das öffentliche Aufhängen der entsprechenden Bekanntmachungen über einen erforderlichen Termin von 14 Tage;

a) Art. 10 §1 des Verwaltungsverfahrengesetzes in der Verbindung mit dem Art. 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes dadurch, dass den Parteien keine aktive Beteiligung in dem Verfahren sich mit den Akten der Sache vertraut zu machen sowie eine Stellungnahme zur gesammelten Unterlagen zu äußern, möglich gemacht wurde;

b) Art. 33 in der Verbindung mit dem Art. 34 des Umweltschutzgesetztes sowie mit dem Art. 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes durch keine Sicherstellung einer tatsächlichen und erfolgreichen Beteiligung der Öffentlichkeit, besonders dadurch, dass keine Möglichkeit der Öffentlichkeit sich mit den im Verlauf des Verfahrens zusammengestellten Unterlagen vertraut zu machen, gegeben wurde;

c) Art. 7 i 77 in der Verbindung mit dem Art. 80 des Verwaltungsverfahrengesetzes durch eine ungenügende und unvollständige Zusammenstellung des Beweismaterials und auch eine willkürliche Beurteilung des in der Sache gesammelten Materials und damit keine Genugtuung der Pflicht nach eine objektive Wahrheit zu streben; als eine Begründung von diesem Vorwurf hat der klagende Verein eine ungenügende Erwägung durch die Verfahrensführende Behörde der Fragen über die Erfüllung durch das geplante Vorhaben der Anforderungen der Richtlinie 2009/31/EG (d.h. der Erfüllung durch das geplante Vorhaben der Anforderungen im Bereich sog. CCS-ready, also der Bereitschaft der Anlage zur Einführung der Technologie der Abscheidung der Lagerung von Kohlendioxid; ang.: carbon capture and storage), sowie auch der Fragen der Emission von Quecksilber bei dem geplanten Vorhabens, gegeben;

d) Art. 84 § 1 des Verwaltungsverfahrengesetzes durch die Behandlung des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung als eine sachverständige Begutachtung;

e) Art. 62 Abs. 2 des Umweltschutzgesetztes durch keine Berücksichtigung der konzentrierten Auswirkungen des Vorhabens mit anderen Vorhaben, besonders mit der Braunkohlegrube Turów sowie bezüglich der Gebiete Natura 2000. 

f) Darüber hinaus hat der klagende Verein in der Berufung und in ihrer Anlage eine Reihe von Vorwürfen der technischen Art bezüglich der durch den Bauherr vorgelegten Unterlagen gestellt: des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung und der Ergänzung zu dem Bericht, sowie auch zu der Beschreibung des Vorhabens, die eine Anlage zu dem angefochten Bescheid ist.
Am 27. September 2012 hat das Berufungsgremium der Selbstverwaltung (SKO) in Jelenia Góra hat ein Bescheid, der den Bescheid über den Umweltauflagen aufgehoben und die Angelegenheit zur erneuten Bearbeitung durch das Organ der ersten Instanz geleitet hat, erlassen. Die durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung genannten Gründe der Aufhebung des Bescheides anbelangten ausschließlich die Verfahrensfragen. Das Berufungsgremium der Selbstverwaltung hat nämlich vorgeworfen, dass in dem Verfahren in der Sache des aufgehobenen Bescheides folgende Anforderungen verletzt wurden:

a) die Beteiligung der Parteien an dem Verfahren, durch: 

· das Fehlen der Anzeige, wie und auf welcher Grundlage die Behörde den Kreis der Parteien in dem Verfahren bestimmt hat, besonders, ob diese Personen die Besitzer der in dem Bereich der Auswirkung des geplanten Vorhabens liegende Immobilien sind oder eine Dauernutzung der Immobilen haben, oder als die betroffenen Parteien aus einem anderen Grund angesehen wurden; in diesem Zusammenhang kann es nicht festgestellt werden, ob in der vorliegenden Sache das Informieren gemäß Art. 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes richtig verwendet ist (die öffentlichen Bekanntmachungen);

· der im Art. 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes vorgesehene Termin der Benachrichtigung von Parteien über die Zusammenstellung des Beweismaterials und über die Möglichkeit sich mit ihm vertraut zu machen wurde nicht eingehalten (der Termin für die Kenntnisnahme des Beweismaterials soll ab dem folgenden Tag, nach dem Ablauf einer Frist von 14 Tage ab der Veröffentlichung der Bekanntmachung gerechnet werden) – womit man den Art. 10 und den Art 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes, nach denen den Parteien eine aktive Beteiligung an dem Verfahren zu ermöglichen ist, verletzt hat;

b) die Beteiligung der Öffentlichkeit an dem Verfahren, durch keine Benachrichtigung der Öffentlichkeit über das Verfahren in der Sache der grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung, sowie auch durch eine falsche Bestimmung des Anfangs von dem Fristverlauf der Zeit von 21 Tage für das Einreichen von Bemerkungen und Anträge, d.h. ohne die Einhaltung der vorherigen Frist von 14 Tage als ein Zeitraum für die Zustellung.
Das Berufungsgremium der Selbstverwaltung hat jedoch keine Stellung auf den inhaltlichen Vorwürfen der Berufung bezüglich des Bescheides und des Berichtes bezogen (d.h. auf den anderen Vorwürfen als die, die oben im Punkten c) - f) genannt sind und das Verfahren anbelangen). Der Grund der Nichtbeachtung von den inhaltlichen Vorwürfen war, wie es das Berufungsgremium der Selbstverwaltung feststellte, die Tatsache, dass seine Erwägung vorzeitig wäre, da der angefochtene Bescheid die Verfahrensfehler aufweist, die eine Notwendigkeit der Wiederholung des Verfahrens vor dem Organ der ersten Instanz verursachen.

Zum Thema der Stellungnahme zu den Vorwürfen von dem Berufungsgremium der Selbstverwaltung und von dem klagenden Verein im Verfahren in der Sache des vorliegenden Bescheides sehe unten in dem Punkt „Die Beteiligung der betroffenen Parteien, der Träger mit den Parteirechten und die Öffentlichkeitsbeteiligung sowie „Die Entscheidung über die inhaltlichen Fragen bezüglich der Ausführung des Vorhabens, die im Laufe des Verfahrens angemeldet wurden”.

      Mit der Bekanntmachung vom 27. September 2012 hat das Berufungsgremium der Selbstverwaltung der Öffentlichkeit eine Information über den Erlass seines Bescheides zur Kenntnis gegeben. Die Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der öffentlichen Informationen des Gremiums, auf der Informationstafel des Berufungsgremiums der Selbstverwaltung, sowie auf der Informationstafel der Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia in der Nähe des Ortes von dem geplanten Vorhaben veröffentlicht. 
      Das Verfahren in der Sache der Erlassung des vorliegenden Bescheides (nach der Übermittlung der Sache durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung zur erneuten Bearbeitung).
      Nach der Aufhebung des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung und der Übermittlung der Sache zur erneuten Bearbeitung hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia erneut ein Verfahren in der Sache eingeleitet. Das Verfahren wurde auf der Grundlage des ursprünglich durch den Bauherrn gestellten Antrages (vom 22. Dezember 2008) und unter Berücksichtigung des Materials, das im Laufe des Verfahrens vor dem Erlass des aufgehobenen Bescheides vom 2. August 2012 zusammengestellt wurde, durchgeführt.

      Am 9. Oktober 2012 hat der GDUS vorläufig (auf elektronischem Weg) das tschechische Ministerium für Umwelt, sowie auch Landesdirektion Sachsen über die Aufhebung des Bescheides über die Umweltauflagen vom 2. August 2012 informiert.
     Am 26. Oktober 2012 hat die Stiftung „Ökologische Rechtsservice” gemäß Art. 44 des Umweltschutzgesetztes einen Antrag auf die Zulassung zu dem Verfahren mit den Parteirechten gestellt.
      Am 14. November 2012 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia einen Beschluss über die Zulassung der Stiftung zu dem Verfahren erlassen.

      Mit der Bekanntmachung vom 14. November 2012 gemäß Art. 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes in der Verbindung mit dem Art. 74 Abs. 3 des Umweltschutzgesetztes hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die betroffenen Parteien über den Erlass des oben genanten Beschlusses und über die Möglichkeit sich mit seinem Inhalt vertraut zu machen, informiert.

       Die Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia (am 23.11.2012) veröffentlicht, sie wurde auch auf der Informationstafel des Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia an der Daszyńskiego- Straße 1 (in der Zeit vom 23.11.2012 bis zum 10.12.2012), sowie auf den Informationssäulen und Informationstafel in der Nähe von dem Ort des geplanten Vorhabens (in der Zeit vom 23.11.2012 bis zum 8.12.2012) ausgehängt. Die Bestätigung der Veröffentlichung befindet sich in den Akten der Sache.
      Mit dem Schreiben vom 14. November 2012 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia gemäß Art. 74 Abs. 1 Pkt. 3 und 6 sowie Abs. 3 in der Verbindung mit dem Art. 71 Abs. 2 Pkt. 1 des Umweltschutzgesetztes den Bauherr aufgefordert, den Antrag auf den Erlass des Bescheides um folgende Unterlagen zu ergänzen: (1) um eine durch ein zuständiges Organ beglaubigte Kopie der Katasterkarte, auf welcher das für die Realisierung des Vorhabens vorgesehene Gebiet sowie das Gebiet, auf das sich das Vorhaben auswirken wird, erfasst ist (2) um den Auszug aus dem Katasterbuch, der das für die Realisierung des Vorhabens vorgesehene Gebiet sowie das Gebiet, auf das sich das Vorhaben auswirken wird, umfasst.

      Antwortend auf das oben genante Schreiben hat am 28. November 2012 der Bauherr die Verfahrensführende Behörde darüber informiert, das das Gebiet auf dem sich das geplante Vorhaben auswirken wird, auf dem polnischen Hoheitsgebiet das ganze Gebiet der Gemeinde Bogatynia sowie die Ortschaften Kostrzyna und Ręczyn in der Gemeinde Zgorzelec umfasst. Seinem Schreiben hat der Bauherr beigefügt: (1) eine topografische Landkarte mit dem markierten Gebiet, auf das sich das Vorhaben auswirken wird, (2) eine durch ein zuständiges Organ beglaubigte Kopie der Katasterkarte, (3) ein Auszug aus dem Katasterbuch, der das oben genannte Gebiet umfasst mit der Ausnahme der Ortschaften Porajów, Jasna Góra, Kostrzyna und Ręczyn, für denen in dem Moment der Vorbereitung des Schreibens die Katasterkarten und die Auszüge noch nicht fertig waren. Der Bauherr hat versichert, dass die fehlenden Katasterkarten und Auszüge nach der Fertigstellung übergeben werden.
      Am 6. Dezember 2012 hat der Bauherr den vorher fehlenden, durch ein zuständiges Organ beglaubigten Kopien der Katasterkarten sowie Auszüge aus dem Katasterbuch für die Ortschaften Porajów, Jasna Góra, Kostrzyna und Ręczyn übergeben.

      Auf der Grundlage der durch den Bauherr übermittelten Katasterkarten, Auszüge aus dem Katasterbuch und auch auf der Grundlage des Inhalts des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung hat die Verfahrensführende Behörde den Kreis von den Parteien in dem Verfahren bestimmt. Man hat festgestellt, dass es über 20 Parteien in dem Verfahren sind und in diesem Zusammenhang eine entsprechende Weise diese zu informieren eine Benachrichtigung nach dem Art. 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes, d.h. durch die öffentliche Bekanntmachungen (eine amtliche Notiz der Behörde vom 7. Dezember 2012) ist. Zum Thema der Beteiligung von den Parteien des Verfahrens sehe unten den Punkt „Die Beteiligung der betroffenen Parteien, der Träger mit den Parteirechten und die Öffentlichkeitsbeteiligung”.

      Am 3. Dezember 2012 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia in dem Schreiben an den Generaldirektor für Umweltschutz die Tatsache der Aufhebung durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung des Bescheides über die Umweltauflagen vom 2. August 2012 und der Übermittlung der Sache zur erneuten Bearbeitung für das Organ der ersten Instanz bestätigt, sowie den GDUS über eine an den Bauherr gerichteten Forderung zur Ergänzung des Antrages durch die Angabe des Umfanges von den Umweltauswirkungen des Vorhabens, informiert.

      Mit dem Schreiben vom 12. Dezember 2012 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia gemäß Art. 7 und 77 des Verwaltungsverfahrengesetzes und mit dem Ziel, den tatsächlichen Stand ausführlich zu erläutern, den Bauherr zur Stellungnahme bezüglich der Vorwürfe, die den Inhalt des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens betreffen und die von dem Verein EKO-UNIA in der Berufung des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 vorgestellt wurden, gefordert.
      Mit der Bekanntmachung vom 14. Dezember 2012 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die betroffenen Parteien benachrichtigt:  

1. über die Aufhebung des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung und über die Übermittlung der Sache zur erneuten Bearbeitung, 

2. über die Einleitung des Verfahrens in der Sache des Bescheides über Umweltauflagen für das geplante Vorhaben durch den Bürgermeister, 

3. über die Anforderung des Bauherrn zur Stellungnahme bezüglich der Vorwürfe, die die von dem Verein EKO-UNIA eingereichte Berufung beinhaltet, 

4. über die Möglichkeit sich mit den während des Verfahrens in der Zeit ab Dezember 2008 zusammengestellten Anten vertraut zu machen, 

5. über die Möglichkeit sich in der Sache zu äußern. Es wurden auch die Orte, an denen man sich mit den Unterlagen der Sache vertraut machen kann (Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia, Verwaltungsabteilung für Umweltschutz und Raumordnung), sowie die Adresse, an die man Bemerkungen und Anträge übermitteln kann (postalische und elektronische), genannt. Es wurde auch hervorgehoben, dass die Bekanntmachung keine Benachrichtigung über die Anordnung des Verfahrens mit der Öffentlichkeitsbeteiligung ist.
      Die Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia (am 20.12.2012) veröffentlicht, sie wurde auch auf der Informationstafel des Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia an der Daszyńskiego- Straße1 (in der Zeit vom 20.12.2012  bis zum 21.01.2013), sowie auf den Informationssäulen und Informationstafel auf dem Gebiet der Stadt und Gemeinde Bogatynia (in der Zeit vom 20.12.2012 bis zum 20.01.2013), sowie auch auf dem Gebiet der Gemeinde Zgorzelec (in der Zeit vom 20.12.2012 bis zum 20.01.2013) ausgehängt. Die Bestätigung der Veröffentlichung der Bekanntmachung befindet sich in den Akten der Sache.
      Mit dem Schreiben vom 19. Dezember 2012 r. hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia den GDUS über die Anforderung des Bauherrn zur Stellungnahme bezüglich der in der Berufung angezeigten Vorwürfe, die den Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung betreffen, informiert. In diesem Schreiben wurde auch auf die Tatsache hingewiesen, dass die Aufhebung des Bescheides durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung wegen des Verfahrensfehlers erfolgte und das gegenwärtig geführte Verfahren diese Fehler verbessern soll. Es wurde auch vorgehoben, dass die Entscheidung des Berufungsgremiums der Selbstverwaltung keine Veränderungen in dem Vorhaben determiniert.
      In dem Antwort auf das Schreiben des Bürgermeisters der Stadt und Gemeinde Bogatynia vom 12. Dezember 2012 hat der Bauherr am 21. Dezember 2012 eine Bearbeitung unter dem Namen „Der Anhang Nr. 2 zu dem Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben unter dem Namen „Wiederherstellung der Betriebsleistung von PGE Kraftwerk Turów A.G., durch die Errichtung eines energetischen Blocks mit der Leistung ca. 460 MW anstelle der stillzulegenden Kraftwerksblöcke Nr. 8, 9, 10”, die sich auf die gestellten Verwürfe bezüglich des Berichtes in der von dem Verein EKO-UNIA eingereichten Berufung bezieht. Die Bearbeitung wurde durch Energoprojekt-Katowice A.G. datiert vom Dezember 2012 vorbereitet.
Zum Thema des Berichtes sehe unten den Punkt „Der Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben”. 

      Mit dem Schreiben vom 10. Januar 2013 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia den GDUS über die Einreichung durch den Bauherrn „Des Anhanges Nr. 2 zu dem Bericht” unterrichtet. Dem Schreiben wurde eine Kopie dieses Dokumentes beigefügt.

      Mit dem Schreiben vom 10. Januar 2013 hat sich der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia an den RDUS in Wrocław mit der Bitte gewendet, eine Stellung dazu zu nehmen, ob der vorher durch die Behörde erlassene Beschluss über die Abstimmung der Auflagen für die Realisierung des Vorhabens und die frühere Bewertung in Bezug auf den Umfang des Berichtes aufrechterhalten bleiben.

      Der Bürgermeister hat in diesem Schreiben über die Aufhebung durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012, sowie über die Anforderung des Bauherrn zur Stellungnahme bezüglich der in der Berufung angezeigten Vorwürfe, die das Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung betreffen, über die Vorlegung durch den Bauherr „Des Anhanges Nr. 2 zu dem Bericht ”, und auch darüber, dass die Aufhebung des Bescheides durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung wegen den Verfahrensfehler erfolgte und das gegenwärtig geführte Verfahren diese Fehler verbessern soll, informiert. Es wurde auch darauf hingewiesen, dass die Entscheidung des Berufungsgremiums der Selbstverwaltung keine Veränderungen in dem Vorhaben determiniert. Dem Schreiben wurde eine Kopie des Anhanges Nr. 2 zu dem Bericht beigefügt.
      Mit dem Schreiben vom 10. Januar 2013 hat sich der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia an den SWSI in Wrocław mit der Bitte gewendet, eine Stellung dazu zu nehmen, ob die vorher durch die Behörde erlassene bewertende Beschlüsse aufrechterhalten bleiben.
      Der Bürgermeister hat in dem Schreiben über die Aufhebung des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung, sowie über die Anforderung des Bauherrn zur Stellungnahme bezüglich der in der Berufung angezeigten Vorwürfe, die das Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung betreffen, über die Vorlegung durch den Bauherr „Des Anhanges Nr. 2 zu dem Bericht ”, und auch darüber, dass die Aufhebung des Bescheides durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung wegen den Verfahrensfehler erfolgte und das gegenwärtig geführte Verfahren diese Fehler verbessern soll, informiert. Es wurde auch darauf hingewiesen, dass die Entscheidung des Berufungsgremiums der Selbstverwaltung keine Veränderungen in dem Vorhaben determiniert. Dem Schreiben wurde eine Kopie des Anhanges Nr. 2 zu dem Bericht beigefügt.
      Mit der Bekanntmachung vom 11. Januar 2013 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia gemäß Art. 33 und 79 des Umweltschutzgesetztes die Öffentlichkeit von dem Beginn des Verfahrens mit der Öffentlichkeitsbeteiligung in Kenntnis gesetzt.
In der Benachrichtigung wurde informiert: 

· über den Gegenstand des Bescheides und über die Einleitung des Verfahrens, also darüber, dass der Bürgermeister erneut das Verfahren in der Sache des Bescheides über Umweltauflagen für das Vorhaben „Wiederherstellung der Betriebsleistung von PGE Kraftwerk Turów A.G., durch die Errichtung eines energetischen Blocks mit der Leistung ca. 460 MW anstelle der stillzulegenden Kraftwerksblöcke Nr. 8, 9, 10” in dem Zusammenhang der Aufhebung des Umweltbescheides vom 2. August 2012 durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung, eingeleitet hat;

· über den Daten des Antragstellers;

· über die Führung des Verfahrens mit der Öffentlichkeitsbeteiligung ;

· über die für den Erlass des Bescheides zuständige Behörde; es wurde angegeben, dass diese Behörde der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia ist;

· über die für den Erlass der Bewertungen und die Durchführung der Abstimmungen zuständigen Behörden; es wurde angegeben, dass die abstimmende Behörde der RDUS in Wrocław ist, und die bewertete Behörde der SWSI in Wrocław ist;

· über die Durchführung des Verfahrens bezüglich des grenzüberschreitenden Verfahrens, in dem man als die betroffenen Staaten Tschechien und Deutschland anerkannt hat);

· über die Möglichkeit sich mit den Unterlagen der Sache in der Verwaltungsabteilung für Umweltschutz und Raumordnung der Stadt und Gemeindeverwaltung in Bogatynia an der 1-go Mai 29-Straße, Zimmer Nr. 8 vertraut zu machen;
· über die Möglichkeit, die Art und den Ort, wo die Bemerkungen und Anträge abgegeben werden können: schriftlich in der Kanzlei der Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia an der Daszyńskiego-Straße 1, mündlich zum Protokoll in der Verwaltungsabteilung für Umweltschutz und Raumordnung oder per elektronische Post an die Adresse: umig@bogatynia.pl;
· über den Termin der Einreichung der Bemerkungen und Anträge; es wurde hingewiesen, dass sie innerhalb einer Frist von 21 Tage ab dem Tag, an dem die Zustellung der Bekanntmachung als erfolgt gilt, nach dem Art. 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes, also insgesamt innerhalb einer Frist vom 16. Januar bis zum 21. Februar 2013 (ab dem Moment der Veröffentlichung von der Bekanntmachung bis zum Tag des Ablaufs von der Frist von  21 Tage ab dem Tag, an dem die Zustellung der Bekanntmachung als erfolgt gilt);

· über die für die Bearbeitung der Bemerkungen und Anträge zuständige Behörde und es wurde angegeben, dass diese Behörde der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia ist.
      Die Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia (am 16.01.2013) veröffentlicht, sie wurde auch auf der Informationstafel des Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia an der Daszyńskiego- Straße1 (in der Zeit vom 16.01.2013 bis zum 22.02.2013), sowie auf den Informationssäulen und Informationstafel auf dem Gebiet der Stadt und Gemeinde Bogatynia (in der Zeit vom 16.01.2013 bis zum 21.02.2013), sowie auch auf dem Gebiet der Gemeinde Zgorzelec (in der Zeit vom 16.01.2013 bis zum 21.02.2013) ausgehängt. Die Bestätigung der Veröffentlichung der Bekanntmachung befindet sich in den Akten der Sache.

Zum Thema der Beteiligung von den Parteien des Verfahrens sehe unten den Punkt „Die Beteiligung der betroffenen Parteien, der Träger mit den Parteirechten und die Öffentlichkeitsbeteiligung”.

      Mit der Bekanntmachung vom 11. Januar 2013 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die betroffenen Parteien davon in Kenntnis gesetzt, dass im Laufe des Verfahrens: 

1 ein Anhang Nr. 2 zu dem Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung eingereicht wurde; 

2 der Bürgermeister sich an den RDUS in Wrocław und an den SWSI in Wrocław mit der Frage, ob sie die bisherigen im Laufe des Verfahrens erlassenen Bewertungen und Abstimmungen aufrechterhalten, gewendet hat; 

3 der Bürgermeister dem GDUS eine Information über einen erneuten Beginn der Bearbeitung der Sache nach der Aufhebung des Bescheides durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung übergeben hat.

In der Bekanntmachung wurde über die Möglichkeit der Kenntnisnahme der Unterlagen in der Sache sowie über die Einreichung der Bemerkungen und Anträge in der schriftlichen Form (per herkömmliche oder elektronische Post) oder mündlich zum Protokoll informiert.

      Die Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia (am 16.01.2013) veröffentlicht, sie wurde auch auf der Informationstafel des Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia an der Daszyńskiego- Straße1 (in der Zeit vom 16.01.2013 bis zum 15.02.2013) ), sowie auf den Informationssäulen und Informationstafel auf dem Gebiet der Stadt und Gemeinde Bogatynia (in der Zeit vom 16.01.2013 bis zum 14.02.2013) ), sowie auch auf dem Gebiet der Gemeinde Zgorzelec (in der Zeit vom 16.01.2013 bis zum 21.02.2013 r.) ausgehängt. Die Bestätigung der Veröffentlichung der Bekanntmachung befindet sich in den Akten der Sache.
      Am 21. Januar 2013 hat Herr Stefan Talarczyk einen Antrag an den Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia auf die Stellung des von dem Bauherr eingereichten Anhanges Nr. 2 zu dem Bericht über den Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt zur Verfügung (per elektronische Post zu schicken) gestellt. Am 30. Januar 2013 wurde der Anhang Nr. 2 an Herrn Talarczyk in elektronischer Form (per E-Mail) geschickt.
      Mit dem Beschluss vom 24. Januar 2013 hat der SWSI in Wrocław, indem er auf das Schreiben des Bürgermeisters der Stadt und Gemeinde Bogatynia vom 10. Januar 2013 geantwortet hat, die Angelegenheit zur Bearbeitung an den Staatlichen Landkreis- Sanitätsinspektor in Zgorzelec (im Folgenden „SLSI“ genannt) übermittelt, da nach seinem Ermessen der SLSI eine für die Bewertung der Umweltauflagen für die Realisierung des Vorhaben zuständige Behörde ist.
      Am 28. Januar 2013 hat sich Herr Józef Miklaszewski aus dem Verein EKO-UNIA mit einer Bitte gewendet, den von dem Bauherr eingereichten Anhang Nr. 2 zu dem Bericht über den Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt, sowie das Schreiben vom 19. Dezember 2012, das der Bürgermeister an den GDUS geschickt hat, zur Verfügung zu stellen (per elektronische Post zu schicken). Am 30. Januar 2013 wurden die geforderten Unterlagen an Herrn Miklaszewski per elektronische Post (in einer eingescannten Form) übermittelt.
      Mit der Bekanntmachung vom 28. Januar 2013 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die Öffentlichkeit von der Bestimmung des Verwaltungsverfahrens mit der Öffentlichkeitsbeteiligung in Form einer öffentlichen Anhörung für den 4. März 2013 in Kenntnis gesetzt. In der Bekanntmachung wurde über die Möglichkeit der Einreichung vor dem Verfahren von Erläuterungen, Unterlagen und anderer Beweise, die für die Entscheidung bei der Angelegenheit wichtig sind, informiert. Es wurde darauf hingewiesen, dass während des Verfahrens sowohl die Parteien und die Träger mit den Parteienrechten als auch sonstige Personen, die an dem Verfahren teilnehmen werden, eine Möglichkeit die Erläutungen abzugeben, Forderungen, Vorschläge und Vorwürfe zu melden sowie Beweise für ihre Begründung vorzustellen, haben werden. 
      Die Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia (am 5.02.2013), veröffentlicht, sie wurde auch auf der Informationstafel des Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia an der Daszyńskiego- Straße1 (in der Zeit vom 01.02.2013 bis zum 05.03.2013) , sowie auf den Informationssäulen und Informationstafel auf dem Gebiet der Stadt und Gemeinde Bogatynia (in der Zeit vom 01.02.2013 bis zum 4.03.2013), sowie auch auf dem Gebiet der Gemeinde Zgorzelec (in der Zeit vom 01.02.2013 bis zum 04.03.2013) ausgehängt. Die Bestätigung der Veröffentlichung der Bekanntmachung befindet sich in den Akten der Sache.
      Mit dem Schreiben vom 30. Januar 2013 hat der RDUS in Wrocław darüber informiert, dass er seine frühere Stellung, die er in dem Beschluss vom 9.02.2009 mit der Bewertung bezüglich des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung und in dem Beschluss vom         23.09.2011, in dem die Umweltauflagen für die Realisierung des Vorhabens abgestimmt wurden, geäußert hat, aufrechterhalten wird.
Bei der Begründung seiner Stellung hat der RDUS darauf hingewiesen, dass sich der Umfang des Vorhabens im Verhältnis zu dem Prüfungstand in der Zeit der Erlassung von den oben genannten Beschlüsse nicht verändert hat. Er hat hervorgehoben, dass das geplante Vorhaben sich nicht negativ auf den Schallpegels sowie auf den Stand vom Luftverschmutzung in der Umgebung des Vorhabens auswirken wird und es wird auch keine Verschlechterung der Wasserverhältnisse, keine Boden- oder Wasserverschmutzung und keine Veränderungen in der natürlichen Umwelt verursachen.

Zum Thema der Beteiligung der mitwirkenden Behörden sehe unten den Punkt „Die Abstimmungen und Bewertungen der mitwirkenden Behörden”.

      Am 5. Februar 2013 hat der SLSI in Zgorzelec den Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia zu einer Ergänzung der übermittelten Unterlagen aufgefordert:

· um die Kopie des Antrages auf den Erlass des Bescheides,

· um die Kopie der Katasterkarte, auf der das für die Realisierung des Vorhabens vorgesehene Gebiet samt die eine Auswirkung des Bauvorhabens weisende und in der Nachbarschaft liegende Grundstücke gezeigt sind
· um einen einheitlichen Bericht über Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt,

· um ein Verzeichnis der Parteien des Verfahrens.

      Am 13. Februar 2013 hat die Stiftung Ökologische Rechtsservice, die als Träger mit Parteienrechten im Verfahren auftritt, ihre Stellung vorgestellt; eine durch Herr Dr. hab. Leszka Pazderskiego erstellte Expertise, die sich auf den Inhalt des durch den Bauherrn vorgelegten Anhanges Nr.2 zu dem Berichte über die Umweltverträglichkeitsprüfung bezieht.

      Mit dem Schreiben vom 21. Februar 2013 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia, antwortend auf das Schreiben von dem SLSI in Zgorzelec vom 5. Februar 2013, diese Behörde darüber informiert, dass die Katasterkarten, die das für die Realisierung des Vorhabens vorgesehene Gebiet zusammen mit dem Gebiet, auf das sich das Vorhaben auswirken kann, umfassen, insgesamt 80 Blätter zählen. Der Bürgermeister hat auch darauf hingewiesen, dass der Kreis der Parteien im Verfahren aufgrund des Kriteriums bezüglich der Auswirkungen des Vorhabens auf die Luftqualität auf dem maximalen Gebiet des vorgesehenen Auswirkung (trotzt dessen, dass es keine über den Norm liegende Auswirkung ist) festgelegt wurde. Als Parteien wurden also die Eigentümer (Personen mit einer Dauernutzung) der Immobilien, die im Umkreis von 10 Km von der höchsten Punktquelle auf dem Gebiet des Vorhabens liegen, anerkannt (solcher Umfang der Auswirkung resultiert aus dem Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung). In diesem Zusammenhang sind es über  20 Parteien in dem Verfahren, und die Daten von allen Parteien befinden sich in den Auszügen aus dem Katasterbuch. 
In Hinsicht auf eine sehr große Menge der Unterlagen sowie technische Probleme mit der Ablichtung von großen Formaten der Katasterkarten hat der Bürgermeister gebeten, die Weise der Übergabe von diesen Akten zu zeigen und gleichzeitig hat er vorgeschlagen, dass die Auszüge aus dem Katasterbuch für 21 Parteien übergeben werden und der restliche Teil der Unterlagen zur Einsicht zugänglich gemacht wird. Er hat auch vorgeschlagen, dass statt der Katasterkarten eine topografische Landkarte mit einem markierten Umkreis von 10 Km von der höchsten Punktquelle übergeben wird.

      Der SWSI in Wrocław hat an den Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia eine Kopie des Schreibens vom 26. Februar 2013, das er an den Bauherrn als eine Antwort auf sein Schreiben vom 15. Februar 2013 geschickt hat, gerichtet. In dem Schreiben hat der SWSI seine Stellung bezüglich der Zuständigkeit vom SLSI in Zgorzelec für den Erlass der Bewertung für das durch den Bauherrn geplante Vorhaben aufrechterhalten. Der SWSI hat erläutet, dass gemäß Art. 78 Abs. 1 Pkt. 1 des Umweltschutzgesetztes der SWSI für die Bewertung von Vorhaben im Bereich der Aufgaben, die im Gesetzt über die Staatliche Sanitätsinspektion bestimmt sind, und darüber hinaus in Bezug auf die Vorhaben, die immer eine bedeutende Auswirkung auf die Umwelt haben können, zuständig ist; Straßen. Bahnlinien, elektroenergetische Luftlinien, Anlagen für die Erdöl- Erdölproduktenbeförderung, Anlagen für die Beförderung von chemischen Substanzen oder Gas, künstliche Wasserbecken. Das Kraftwerk gehört nicht zu den oben genannten Vorhaben, deswegen eine für die Bewertung zuständige Behörde ist der Staatlichen Landkreis- Sanitätsinspektor.
      Am 4 März 2013 hat in Bogatynia ein Verwaltungsverfahren mit der Öffentlichkeitsbeteiligung in Form einer öffentlichen Anhörung stattgefunden.

Zum Thema der öffentlichen Anhörung und der während der Anhörung gemeldeten Bemerkungen sehe unten den Punkt „Die Beteiligung der betroffenen Parteien, der Träger mit den Parteirechten und die Öffentlichkeitsbeteiligung”. 

      Am 14. März 2013 hat der SLSI in Zgorzelec, antwortend auf das Schreiben des Bürgermeisters der Stadt und Gemeinde Bogatynia, darüber informiert, dass er mit dem in diesem Schreiben vorgestellten Vorschlag des Bürgermeisters einverstanden ist und bittet die Auszüge aus dem Katasterbuch von 21 Parteien; die Eigentümer der Grundstücke, die in der direkten Nachbarschaft des geplanten Vorhabens liegen sowie die topografische Karte mit einem markierten Umkreis von 10 Km zuzusenden.

      Am 19. März 2013 hat Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia den Bauherr zur Stellungnahme in Bezug auf die Bemerkungen von der Ökologische Rechtsservice bezüglich des Anhanges Nr. 2 zu dem Bericht aus dem Schreiben dieser Organisation vom 13. Februar 2013 aufgefordert.

      Mit der Bekanntmachung vom 20. März 2013 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia der Öffentlichkeit folgende Informationen zur Kenntnis gegeben: (1) die Übermittlung der Sache von dem Erlass einer Bewertung für das geplante Vorhaben durch den SWSI in Wrocław an den SLSI in Zgorzelec; (2) die Aufforderung des Bauherrn zur Stellungnahme in Bezug auf die Bemerkungen von der Ökologische Rechtsservice bezüglich des Anhanges Nr. 2.
      In der Bekanntmachung wurde über die Möglichkeit der Kenntnisnahme der Unterlagen in der Sache sowie über die Möglichkeit der Einreichung von den Bemerkungen und Anträge in der schriftlichen Form (per herkömmliche oder elektronische Post) oder mündlich zum Protokoll informiert.
      Die Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia (am 28.03.2013), veröffentlicht, sie wurde auch auf der Informationstafel des Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia an der Daszyńskiego- Straße1 (in der Zeit vom 28.03.2013 bis zum 26.04.2013) , sowie auf den Informationssäulen und Informationstafel auf dem Gebiet der Stadt und Gemeinde Bogatynia (in der Zeit vom 28.03.2013 bis zum 25.04.2013), sowie auch auf dem Gebiet der Gemeinde Zgorzelec (in der Zeit vom 28.03.2013 bis zum 16.04.2013) ausgehängt. Die Bestätigung der Veröffentlichung der Bekanntmachung befindet sich in den Akten der Sache.
      Am 20. März 2013 haben die Verwaltungen der drei auf dem Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik liegende Gemeinden (Višňová, Heřmanice, Kunratice) ein Schreiben an den Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia (so wie an den GDUS  und an das tschechische Umweltministerium) gerichtet, in dem sie den Willen „einer Ergänzung der grenzüberschreitenden Konsultationen” in Zusammenhang mit dem Erlass des Bescheides über Umweltauflagen für das geplanten Vorhabens geäußert haben. 

Die Gemeinden haben darauf hingewiesen, dass sie an dem Verfahren der grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens teilgenommen haben, das mit der Übergabe durch das tschechische Umweltministerium an die polnische Seite einer Stellungnahme vom 31. Mai 2012 mit 10 Anforderungen, die in dem Bescheid zu berücksichtigen sind, endete. Die Autoren dieses Schreibens wurden aber nicht über den Erlass des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 informiert. Seiner Meinung nach hat die tschechische Seite keine Kopie dieses Bescheides bekommen. Darüber hinaus haben die Autoren des Schreibens darauf hingewiesen, dass nach der Beendigung der grenzüberschreitenden Konsultationen die Unterlagen in der Sache ergänzt und danach mit der polnischen Öffentlichkeit und mit den entsprechenden polnischen Behörden konsultiert wurden. Die Konsultationen wurden jedoch nicht mit der Tschechischen Republik, weder mit den direkt betroffenen Gemeinden noch mit den Personen auf der tschechischen Seite, durchgeführt. 
In diesem Zusammenhang sind die tschechischen Gemeinden für eine genauere Erläuterung der Sache interessiert.
      Am 26. März 2013 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia dem Staatlichen Landkreis- Sanitätsinspektor in Zgorzelec die topografische Landkarte mit dem markierten Umkreis von 10 Km von der höchsten auf dem Gebiet des geplanten Vorhabens liegende Punktquelle sowie die Auszüge aus dem Katasterbuch in Bezug auf die 21 Parteien des Verfahrens übergeben.

      Am 5. April 2013 hat sich Herr Stefan Talarczyk mit einer Bitte gewendet, den Zugang zu „den durch den SWSI in Wrocław am 24. Januar 2013 eingereichten Unterlagen in der Sache” zu ermöglichen und diese Unterlagen per elektronische Post zu übergeben.
Am gleichen Tag hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia an Herrn Talarczyk das Schreiben vom SWSI vom 24. Januar 2013 übermittelt und darüber hinaus informiert, dass außer diesem Schreiben die Gemeinde keine andere Unterlagen vom SWSI bekommen hat und sie momentan auf die Bewertung vom SLSI in Zgorzelec wartet.

      Am 9. April 2013 hat der Bauherr, antwortend auf die Aufforderung vom 19. März 2013, dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die Erläutungen bezüglich der durch den Ökologischen Rechtsservice am 13. Februar 2013 eingereichte Expertise, sowie in Bezug auf die während der öffentlichen Anhörung vom 4. März 2013 gestellten Fragen, übergeben.

      Mit dem Beschluss vom 16. April 2013 hat der SLSI in Zgorzelec eine Bewertung bezüglich der Umweltauflagen des Vorhabens erlassen.
Zum Thema der Beteiligung der mitwirkenden Behörden sehe unten den Punkt „Die Abstimmungen und Bewertungen der mitwirkenden Behörden”.
      Am 17. April 2013, antwortend auf das Schreiben vom 20. März 2013, hat der GDUS Erläutungen für die drei tschechischen Gemeinden (Višňová, Heřmanice, Kunratice) vorgestellt. In seinem Schreiben hat der GDUS den Verlauf des grenzüberschreitenden Verfahrens vor dem Erlass des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 beschrieben. Darüber hinaus hat er erläutert, dass dieser Bescheid anschließend durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung aufgehoben und die Sache dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia zur erneuten Bearbeitung übergeben wurde. Er hat darauf hingewiesen, dass der Grund für die Aufhebung des Bescheides durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung seinen Erlass mit einer Verletzung der Verfahrensvorschriften war. Eine erneute Bearbeitung der Sache soll die festgestellten Verfahrensfehler beseitigen. Der Umfang und die Grundlage der Entscheidung von dem Berufungsgremium der Selbstverwaltung determinieren keine Veränderungen im Bereich des geplanten Vorhabens. Es werden sich auch der Art, der Umfang sowie die Reichweite der potentiellen, grenzüberschreitenden Auswirkungen des Vorhabens nicht verändern. Er hat auch versichert dass die Ergebnisse des grenzüberschreitenden Verfahrens, das vor dem Erlass des Bescheides vom 2. August 2012 durchgeführt wurde, bei dem Erlass des neuen Bescheides berücksichtigt werden. Der GDUS hat auch darauf hingewiesen, dass der Bauherr, auf die Aufforderung des Bürgermeisters der Stadt und Gemeinde Bogatynia, zusätzliche Informationen in dem Anhang Nr. 2 zu dem Bericht vorgestellt hat; dieser Anhang gibt jedoch keine neuen Informationen über eine bedeutende grenzüberschreitende Auswirkung des Vorhabens. Der GDUS hat versichert, dass der neue Bescheid nach seinem Erlassen der tschechischen Seite gemäß Art. 6 Espoo-Übereinkommen übergeben wird.

      Mit der Bekanntmachung vom 20. April 2013 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die betroffenen Parteien mit einer öffentlichen Bekanntmachung über die Vorlegung durch den Bauherrn von Erläutungen bezüglich der durch den Ökologischen Rechtsservice eingereichten Expertise, sowie in Bezug auf die während der öffentlichen Anhörung gestellten Fragen, informiert.

In der Bekanntmachung wurde über die Möglichkeit der Kenntnisnahme der Unterlagen in der Sache sowie über die Möglichkeit der Einreichung der Bemerkungen und Anträge in der schriftlichen Form (per herkömmliche oder elektronische Post) oder mündlich zum Protokoll informiert.
      Die Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia (am 29.04.2013) veröffentlicht, sie wurde auch auf der Informationstafel des Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia an der Daszyńskiego- Straße1 (in der Zeit vom 29.04.2013 bis zum 28.05.2013), sowie auf den Informationssäulen und Informationstafel auf dem Gebiet der Stadt und Gemeinde Bogatynia (in der Zeit vom 29.04.2013 bis zum 27.05.2013), sowie auch auf dem Gebiet der Gemeinde Zgorzelec (in der Zeit vom 29.04.2013 bis zum 27.05.2013) ausgehängt. Die Bestätigung der Veröffentlichung der Bekanntmachung befindet sich in den Akten der Sache.
      Am 6. Mai 2013 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia ein Schreiben an die auf der deutschen Seite im Umkreis von 10 Km von dem geplanten Vorhaben liegenden Gemeinde und Städte: Zittau, Ostritz, Landkreis Görlitz, Städte Görlitz, Herrnhut, Bernstadt a.d. Eigen, Mittelherwigsdorf und Schönau-Berzdorf a.d. Eigen gerichtet. 

In dem Schreiben wurde der bisherigen Verlauf des Verfahrens, darunter auch des grenzüberschreitenden Verfahrens vorgestellt und über die Aufhebung des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 und über die Übermittlung der Sache dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia zur erneuten Bearbeitung informiert. 
Es wurde darauf hingewiesen, dass der Grund für die Aufhebung des Bescheides durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung sein Erlass mit einer Verletzung der Verfahrensvorschriften war. Eine erneute Bearbeitung der Sache soll die festgestellten Verfahrensfehler beseitigen und die Entscheidung von der Behörde der zweiten Instanz stellt auf keine Weise den Verlauf von dem grenzüberschreitenden Verfahren selbst und seine Ergebnisse, die in dem Bescheid eine Berücksichtigung fanden, in Frage. Es wurde auch über die Vorlegung durch den Bauherrn des Anhanges Nr. 2 zu dem Bericht sowie über das Verwaltungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung in Form einer öffentlichen Anhörung, die am 4. März 2013 durchgeführt wurde, sowie über die spätere Vorlegung der Erläuterungen durch den Bauherrn in Antwort auf die Fragen und Vorbehalte, die während der öffentlichen Anhörung sowie schriftlich vorgestellt wurden und zu der durch den Ökologischen Rechtsservice vorgelegten Expertise, informiert. 
      Es wurde erläutert, dass aufgrund dessen, dass sowohl der Umfang als auch die vorgesehene Auswirkung des Vorhabens keinen Veränderungen unterliegen haben, sieht die Verfahrensführende Behörde keinen Grund für die Wiederholung des grenzüberschreitenden Verfahrens, das nach dem Espoo-Übereinkommen durchgeführt wurde. Dennoch ist der Bürgermeister bereit eine Beteiligung an dem geführten Verfahren der deutschen Öffentlichkeit und den lokalen Verwaltungen gemäß dem Übereinkommen aus Aarhus vom 25 Juni 1998 über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten GBl. vom 2003, Nr. 78, Pos. 706 (Aarhus-Konvention) zu ermöglichen.                                                  Zu diesem Zwecke wurde die Durchführung einer öffentlichen Anhörung, an der auch die interessierte Personen aus Deutschland teilnehmen könnten, vorgeschlagen und man hat die deutsche Selbstverwaltungen gebeten, die lokale Öffentlichkeit auf seinen Gebieten darüber zu informieren. Der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia hat nämlich weder Möglichkeiten noch eine Zuständigkeit die Öffentlichkeit auf dem Hoheitsgebiet des anderen Staates ins Kenntnis zu setzen.
      Am 6. Mai 2013 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia analog dessen, was oben beschrieben wurde, ein Schreiben auch an die auf der tschechischen Seite im Umkreis von 10 Km von dem geplanten Vorhaben liegende Gemeinden und Städten Višňová, Heřmanice und Kunratice, sowie auch an die Städten Liberec, Frydlant und Hradek nad Nisou gerichtet.
      Am 20. Mai 2013 haben die Verwaltungen der tschechischen Gemeinden Višňová, Heřmanice und Kunratice, antwortend auf das Schreiben des Bürgermeisters der Stadt und Gemeinde Bogatynia vom 6. Mai 2013, an diese Behörde ein Schreiben gerichtet, in dem sie festgestellt haben, dass Informationen und Erläuterungen, die die Gemeinden vom GDUS und vor der Verwaltung in Bogatynia bekommen haben, völlig ausreichend sind und alle vorherige Zweifel beseitigen. In diesem Zusammenhang sehen die Verwaltungen der tschechischen Gemeinden keine Notwendigkeit eine „öffentliche Diskussion” mit der tschechischen Seite zu eröffnen.
      Am 27. Mai 2013 hat die Verwaltung des Stadt Görlitz, antwortend auf das Schreiben des Bürgermeisters der Stadt und Gemeinde Bogatynia vom 6. Mai 2013, an diese Behörde ein Schreiben gerichtet, in dem sie eine Interesse für eine Vermittlung und eine Mitbeteiligung an dem vorgeschlagenen Informationsaustausch geäußert hat. 
      Am 28. Mai 2013 hat die Verwaltung der Stadt Zittau, antwortend auf das Schreiben des Bürgermeisters der Stadt und Gemeinde Bogatynia vom 6. Mai 2013, an diese Behörde ein Schreiben gerichtet, in dem sie sich bereit erklärt hat, den Vorschlag das Thema des Baus von dem neuen Block den Einwohner der Gemeinde vorzustellen sowie ihnen eine Meinungsäußerung in der Sache zu ermöglichen, annehmen. 
      Am 4. Juni 2013 hat die Verwaltung der Landkreis Görlitz, antwortend auf das Schreiben des Bürgermeisters der Stadt und Gemeinde Bogatynia vom 6. Mai 2013, an diese Behörde ein Schreiben gerichtet, in dem sie darauf hingewiesen hat, dass ihrer Meinung nach über die Notwendigkeit neue grenzüberschreitende Konsultationen durchzuführen die entsprechenden polnischen Behörden entscheiden sollen. Aus der Sicht der Landkreis Görlitz ist es keine Notwendigkeit gesonderte Konsultationen durchzuführen.
      Am 4. Juni 2013 hat die Verwaltung Oderwitz, antwortend auf das Schreiben des Bürgermeisters der Stadt und Gemeinde Bogatynia vom 6. Mai 2013, an diese Behörde ein Schreiben gerichtet, in dem sie festgestellt hat, dass sie keine Notwendigkeit eine öffentliche Anhörung durchzuführen mit der Teilnahme der Einwohner der Gemeinde Oderwitz sehen.

      Am 14. Juni 2013 hat der GDUS an das Umweltministerium der Tschechischen Republik sowie an die Landesdirektion Sachsen (an die auf der deutschen Seite für die Durchführung der grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung zuständige Behörde) ein Schreiben gerichtet. In diesem Schreiben hat er den Verlauf des grenzüberschreitenden Verfahren, das vor dem Erlass des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 durchgeführt wurde, beschrieben und erläutert, dass der Bescheid anschließend durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung aufgehoben und die Sache dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia zur erneuten Bearbeitung übergeben wurde. 

      Er hat auch darauf hingewiesen, dass der Grund für die Aufhebung des Bescheides durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung sein Erlass mit der Verletzung der Verfahrensvorschriften war und die erneute Bearbeitung der Sache die festgestellten Verfahrensfehler beseitigen soll und der Umfang und die Grundlage der Entscheidung des Berufungsgremiums der Selbstverwaltung keine Veränderungen in dem Bereich des geplanten Vorhabens determiniert. Es wird sich auch der Art, der Umfang sowie die Reichweite der potentiellen, grenzüberschreitenden Auswirkungen des Vorhabens nicht verändern. Der GDUS hat auch versichert, dass die Ergebnisse des grenzüberschreitenden Verfahrens, das vor dem Erlass des Bescheides vom 2. August 2012 durchgeführt wurde, auch bei dem Erlass des neuen Bescheides eine Berücksichtigung finden.
Der GDUS hat versichert, dass der neue Bescheid nach seinem Erlass der tschechischen Seite gemäß Art. 6 des Espoo-Übereinkommens (und bei der deutschen Seite auch gemäß Art. 8 Abs.1 des deutsch-polnischen Abkommens) übergeben wird. Gleichzeitig hat der GDUS die betroffenen Seiten über die Absicht des Bürgermeisters aus Bogatynia der deutschen und tschechischen Öffentlichkeit eine Beteiligung zu ermöglichen, was der Sicherstellung ein völliges Transparent des Verfahrens nach der Aarhus-Konvention dienen soll, informiert.  

      Am 25. Juni 2013, antwortend auf das Schreiben vom GDUS vom 14. Juni 2013, hat das Umweltministerium der Tschechischen Republik an diese Behörde ein Schreiben gerichtet, in dem es darauf hingewiesen hat, dass die Bemerkungen, die durch das tschechische Ministerium im Rahmen des beendeten, grenzüberschreitenden Verfahrens eingereicht wurden, „durch die polnische Seite akzeptiert und erläutert” wurden.

Das Ministerium hat auch um eine Information darüber gebeten, wann der neue Bescheid über die Umweltauflagen für das Vorhaben im Kraftwerk Turów erlassen wird und hat festgestellt, dass die Stellung der Tschechischen Republik, die während der grenzüberschreitenden Konsultationen vorgestellt wurde, aufrechterhalten bleibt und bittet um eine Berücksichtigung der Bemerkungen der tschechischen Seite in dem neuen Bescheid.

      Am 26. Juni 2013, antwortend auf das Schreiben vom GDUS vom 14. Juni 2013, hat die Landesdirektion Sachsen an den GDUS ein Schreiben gerichtet, aus dem es resultiert, dass die deutsche Seite die Entscheidung über eine erneute Einleitung des grenzüberschreitenden Verfahren der entsprechenden polnischen Behörden überlässt; selbst jedoch keine solche Notwendigkeit meldet.

      Mit dem Schreiben vom 9. Juli 2013 hat der GDUS den Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia über den oben genanten Schreiben der deutschen und tschechischen Seite informiert und dabei diese an den Bürgermeister zur Kenntnisnahme sowie „zu ihrer entsprechenden Verwendung im Rahmen des gegenwärtig geführten Verfahren” übermittelt. Gleichzeitig hat der GDUS keine Notwendigkeit der erneuten Durchführung des grenzüberschreitenden Verfahrens für die Umweltverträglichkeitsprüfung geäußert.
            Mit der Bekanntmachung vom 9. Juli 2013 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia öffentlich Informationen über die Benachrichtigung der Verwaltungen in den tschechischen und deutschen Gemeinden, die in einem Umkreis von 10 km von dem geplanten Vorhaben liegen und über den weiteren Stufen des Verfahrens in dem Zusammenhang mit der Aufhebung durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung des Bescheides vom 2. August 2012 (zur öffentlichen Bekanntmachung durch diese Selbstverwaltungen in geläufiger auf dem gegebenen Gebiet Weise) bekannt gegeben.

In der Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass die Benachrichtigung der Verwaltungen keine Wiederholung des grenzüberschreitenden nach dem Espoo-Übereinkommen durchgeführten Verfahrens bildet. Sie soll jedoch der Erfüllung der Anforderungen, die aus dem Art. 3 Abs. 9 der Aarhus-Konvention resultieren, nach der die interessierte Öffentlichkeit der Nachbarstaaten in keine diskriminierende Weise behandelt werden soll, dienen.

In der Bekanntmachung wurde über die Möglichkeit der Kenntnisnahme der Unterlagen in der Sache sowie über die Einreichung der Bemerkungen und Anträge in der schriftlichen Form (per herkömmliche oder elektronische Post) oder mündlich zum Protokoll informiert.
      Die Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia (am 16.07.2013), veröffentlicht, sie wurde auch auf der Informationstafel des Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia an der Daszyńskiego- Straße1 (in der Zeit vom 16.07.2013 bis zum 22.08.2013) , sowie auf den Informationssäulen und Informationstafel auf dem Gebiet der Stadt und Gemeinde Bogatynia (in der Zeit vom 16.07.2013 bis zum 21.08.2013), sowie auch auf dem Gebiet der Gemeinde Zgorzelec (in der Zeit vom 16.07.2013 bis zum 21.08.2013) ausgehängt. Die Bestätigung der Veröffentlichung der Bekanntmachung befindet sich in den Akten der Sache.
      Mit der nächsten Bekanntmachung vom 9. Juli 2013 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia öffentlich Information über die Bestimmung für den 12. August 2013 eines Verwaltungsverfahrens mit der Öffentlichkeitsbeteiligung in Form einer öffentlichen Anhörung bekannt gegeben.
In der Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass über die Möglichkeit der Beteiligung an der öffentliche Anhörung auch die örtliche Selbstverwaltungen in den betroffenen Staaten (Tschechien und Deutschland), die im Umkreis von 10 Km von dem geplanten Vorhaben liegen, informiert wurden mit dem Ziel die interessierte Öffentlichkeit auf der tschechischen und deutschen Seite der Grenze zu informieren. 

Es wurde dabei betont, dass das geplante Verfahren kein Bestandteil der grenzüberschreitenden Verfahrens bildet, das gemäß der Espoo-Konvention durchgeführt wurde, es soll jedoch der Erfüllung der Anforderungen, die aus dem Art. 3 Abs. 9 der Aarhus-Konvention resultieren, nach der die interessierte Öffentlichkeit der Nachbarstaaten in keine diskriminierende Weise behandelt werden soll, dienen.
In der Bekanntmachung wurde über die Möglichkeit der Einreichung vor dem Verfahren von Erläuterungen, Unterlagen und anderen Beweisen, die für die Entscheidung in der Angelegenheit wichtig sind, informiert. Es wurde darauf hingewiesen, dass während des Verfahrens sowohl die Parteien und die Träger mit den Parteienrechten als auch sonstige Personen, die an dem Verfahren teilnehmen werden, eine Möglichkeit Erläuterungen abzugeben, Forderungen, Vorschläge und Vorwürfe zu melden sowie Beweise für ihre Begründung vorzustellen, haben werden. 
      Die Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia (am 16.07.2013), veröffentlicht, sie wurde auch auf der Informationstafel des Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia an der Daszyńskiego- Straße1 (in der Zeit vom 16.07.2013 bis zum 13.08.2013), sowie auf den Informationssäulen und Informationstafel auf dem Gebiet der Stadt und Gemeinde Bogatynia (in der Zeit vom 16.07.2013 bis zum 12.08.2013), sowie auch auf dem Gebiet der Gemeinde Zgorzelec (in der Zeit vom 16.07.2013 bis zum 13.08.2013) ausgehängt.
Die Bekanntmachung wurde auch an die Verwaltungen der tschechischen und deutschen Gemeinden, die im Umkreis von 10 Km von dem geplanten Vorhaben liegen, übergeben, darunter der Stadt Görlitz, der Landkreis Görlitz, sowie der Gemeinden Zittau und Oderwitz, die seine Schreiben an den Bürgermeister entsprechend am 27. Mai 2013, am 4. Juni 2013, am 28. Mai 2013 und am 4. Juni 2013 gerichtet haben. 

Das Ziel der Übermittlung von den Bekanntmachungen an die Selbstverwaltungen in Tschechien und Deutschland war die weitere Übermittlung dieser Informationen an die örtliche Öffentlichkeit auf ihren Gebieten. Der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia hat weder eine Zuständigkeit noch eine Möglichkeit die Öffentlichkeit auf dem Gebiet eines anderen Staates zu informieren.
Bei der Übergabe der Bekanntmachung an die tschechischen und deutschen Selbstverwaltungen hat die Verfahrensführende Behörde gleichzeitig darüber informiert, dass entsprechende Unterlagen der Sache auf der Internetseite der Behörde in der deutschen und tschechischen Sprache veröffentlicht wurden.
      Am 10. Juli 2013 hat Herr Tomasz Włodarski aus dem Ökologischen Rechtservice sich gewendet um die Erläuterungen von dem Bauherr vom 12. April 2013, antwortend auf das Schreiben des Ökologischen Rechtservices vom 13. Februar 2013 sowie auf die Fragen und Bemerkungen, die durch die ökologische Organisationen während des Verfahrens am 4. März 2013 vorgestellt wurden, per elektronische Post zu schicken. Am 18. Juli 2013 wurde das geforderte Dokument an Herrn Włodarski per elektronische Post geschickt.

      Am 30. August 2013 auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Behörde wurde das Dokument unter dem Namen „Bedingungen der öffentlichen Anhörung, die für den 12. August 2013 festgelegt wurde in der Sache des Vorhabens unter dem Namen „Wiederherstellung der Betriebsleistung von PGE Kraftwerk Turów A.G., durch die Errichtung eines energetischen Blocks mit der Leistung ca. 460 MW anstelle der stillzulegenden Kraftwerksblöcke Nr. 8, 9, 10” veröffentlicht, mit dem Ziel die Grundregel der Durchführung von der Aufhörung und ihr geplantes Programm vorzustellen.
Das Dokument wurde in der polnischen, deutschen und tschechischen Version veröffentlicht.

      Am 12. August 2013 hat in Bogatynia das Verwaltungsverfahrens mit der Öffentlichkeitsbeteiligung in Form einer öffentlichen Anhörung stattgefunden. An der öffentlichen Anhörung haben auch die Vertreter der tschechischen und deutschen Seite teilgenommen.
Zum Thema der öffentlichen Anhörung und der angemeldeten Bemerkungen sehe unten„Die Beteiligung der betroffenen Parteien, der Träger mit den Parteirechten und die Öffentlichkeitsbeteiligung”.
      Mit der Bekanntmachung vom 6. September 2013 hat der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia die Parteien des Verfahrens und die interessierten Personen über die Beendigung des Ermittlungsverfahrens und über die Möglichkeit sich mit den Akten der Sache vertraut zu machen sowie über die Möglichkeit die Bemerkungen und Anträge innerhalb einer Frist von 7 Tage ab dem Tag, an dem die Zustellung der Bekanntmachung als erfolgt gilt, d.h. ab dem nächsten Tag nach 14 Tagen ab der Veröffentlichung der vorliegenden Bekanntmachung abzugeben.

Die Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia (am 6. September 2013) veröffentlicht, sie wurde auch auf der Informationstafel des Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia an der Daszyńskiego- Straße1 (in der Zeit vom 9. September 2013 bis zum 2. Oktober 2013), sowie auf den Informationssäulen und Informationstafel auf dem Gebiet der Stadt und Gemeinde Bogatynia (in der Zeit vom 9. September 2013 bis zum 1. Oktober 2013), sowie auch auf dem Gebiet der Gemeinde Zgorzelec ausgehängt.
      Zusätzlich wurde die Bekanntmachung an den Selbstverwaltungen in Tschechien und Deutschland, die im Umkreis von 10 Km von dem geplanten Bauvorhaben liegen mit dem Ziel sie in auf dem gegebenen Gebiet geläufiger Weise öffentlich bekannt zu geben. Die Bestätigung der Veröffentlichung befindet sich in den Akten der Sache.
III. Die Übereinstimmung mit dem örtlichen Raumordnungsplan
      Für die Immobilien, auf den das Vorhaben platziert werden soll, gilt der örtliche Raumordnungsplan, der mit dem Beschluss Nr. XLII/361/12 von den Gemeinde- und Stadtrat Bogatynia am 22. Juni 2012 beschlossen wurde.  

      Das Gebiet, auf dem das Vorhaben platziert werden soll, ist in dem Plan mit einem Symbol 1PP gekennzeichnet, für das folgende Bedeutung festgelegt wurde:

1) Grundnutzung des Gebietes: Gebiete der energetischen Industrie – das Kraftwerk Turów   

    (mit Bestandteilen der technologischen Infrastruktur);

2) Ergänzungsnutzung des Gebietes:



a) Gebiete mit der technischen und Straßeninfrastruktur,



b) Gebiete mit der Bebauung für Dienstleistungen,



c) Gebiete mit Grünflächen.

      Die Behörde legt fest, dass das geplante Vorhaben mit dem örtlichen Raumordnungsplan übereinstimmt.
IV. Die Beteiligung der betroffenen Parteien, der Träger mit den Parteirechten und die Öffentlichkeitsbeteiligung
    Der Kreis der Parteien des Verfahrens
      Der Kreis der Parteien des Verfahrens wurde durch die Behörde unter Berücksichtigung der Art von geplanten Vorhaben festgestellt, bei dem die sich äußerst weit ausbreitende Auswirkung die Luftemissionen sind. In diesem Zusammenhang wurde als ein Kriterium für die Festlegung des Kreises von den Parteien des Verfahrens eben die Auswirkung des Vorhabens auf die Luftqualität angenommen. In Übereinstimmung mit den nicht in Frage gestellten Bestimmungen des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens wird diese Auswirkung einen Kreis auf dem Gebiet im Umfang von 10 Km geschätzt. Als ein Mittelpunkt dieses Kreises wurde dabei die Punktquelle der Emission angenommen; die Lage der höchsten Punktquelle auf dem Gebiet des Vorhabens (der Punkt 12.2, Seite 22 des Berichtes, Untertitel „Der Einfluss auf die Luftqualität”). 

Bei so einem Kriterium umfasst der Auswirkungsumfang des Vorhabens auf dem Hoheitsgebiet Polen das Gebiet der Stadt und Gemeinde Bogatynia sowie die Ortschaften Kostrzyna und Ręczyn, die auf dem Gebiet der Gemeinde Zgorzelec liegen. In diesem Zusammenhang als die betroffenen Parteien wurden die Eigentümer (Personen mit einer Dauernutzung) der Grundstücke, die im Umkreis von 10 Km von der höchsten Punktquelle der Emission auf dem Gebiet des Vorhabens liegen, bestimmt.
      Die Analyse der von dem Bauherr vorgelegten Katasterkarten, der Auszüge aus dem Katasterbuch sowie der topographischen Landkarte zeigen, dass es über 20 Parteien (die Eigentümer der Grundstücke, die auf dem auf der obige Weise bestimmten Gebiet liegen) gibt. Dazu gehören 21 Parteien; die Eigentümer der Grundstücke, die in der direkten Nachbarschaft des geplanten Vorhabens liegen sowie eine Reihe von anderen Parteien, die ihre Immobilien im Umkreis von 10 Km haben.

In diesem Zusammenhang gemäß Art. 74 Abs. 3 des Umweltschutzgesetztes werden die betroffenen Parteien über jeweilige Handlungen im Rahmen des Verfahrens nach dem Art. 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes, also über öffentliche Bekanntmachungen, informiert. 
     Wie es schon in dem obigen Begründungsteil („Verlauf des Verfahrens”) gezeigt wurde, waren die betroffenen Parteien über jede Handlung des Verfahrens durch die Veröffentlichung der Bekanntmachungen im Internet auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Behörde (www.bogatynia.pl), auf der Informationstafel des Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia, auf den Informationstafel und den Informationssäulen auf dem Gebiet der Stadt und Gemeinde Bogatynia, sowie auch auf dem Gebiet der Gemeinde Zgorzelec informiert.
In der an den Parteien des Verfahrens gerichteten Bekanntmachungen wurde darauf hingewiesen, dass gemäß Art. 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes die Zustellung immer als erfolgt nach dem Verlauf einer Frist von 14 Tagen ab den Tag der öffentlichen Bekanntgabe gilt. Die Fristen für die Erfolgung der jeweiligen Handlungen im Rahmen des Verfahrens wurden immer ab dem nächsten Tag nach dem Tag, an dem die Zustellung der Bekanntmachung als erfolgt galt, gezählt.

Dadurch wurde der Fehler bezüglich der Weise der Benachrichtigung der Parteien verbessert, der in der durch den Verein EKO-UNIA eingereichten Berufung des Bescheides vom 2. August 2012 angezeigt wurde, sowie ein Grund für die Aufhebung dieses Bescheides durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung war.

      Im Verfahren hat keine auf diese Weise bestimmte Partei des Verfahrens weder Bemerkungen noch Anträge angemeldet. 

Die Beteiligung der polnischen Öffentlichkeit
      Wie es schon in dem obigen Begründungsteil („Verlauf des Verfahrens”) gezeigt wurde, gemäß Art. 33ff. sowie Art. 79 des Umweltschutzgesetztes, hat die Behörde die Öffentlichkeit über das geführten Verfahren informiert, und auch u.a. über die Möglichkeit sich mit den Unterlagen der Sache vertraut zu machen sowie Bemerkungen abzugeben und Anträge zu stellen. Die an die Öffentlichkeit gerichteten Bekanntmachungen enthielten alle Bestandteile die infolge des Art. 33 des Umweltschutzgesetztes erforderlich sind.

      Gemäß der Richtlinie, die in der Entscheidung des Berufungsgremium der Selbstverwaltung, die das Bescheid über die Umweltauflagen vom 2. August 2012 aufgehoben hat, enthalten wurde, die Zustellung der an die Öffentlichkeit gerichteten Bekanntmachung wurde als erfolgt gesehen nach 14 Tagen ab dem Tag ihrer öffentlicher Bekanntgabe (gemäß der Stellung des Berufungsgremiums der Selbstverwaltung für die Berechnung der Zustellungsfrist der an die Öffentlichkeit gerichteten Bekanntmachung soll eine Anwendung  der Art. 49 des Verwaltungsverfahrengesetzes finden). In diesem Zusammenhang die Frist von  21 Tage für die Einreichung der Bemerkungen und Anträge durch die Öffentlichkeit endet nach 35 Tage (14 + 21 Tage) ab dem nächsten Tag nach der öffentliche Bekantgabe der Bekanntmachungen (die Bekanntmachungen wurden am 16. Januar 2013 öffentlich bekanntgegeben und die Frist der Abgabe von Bemerkungen und Anträge ist am 21. Februar 2013 abgelaufen). 
Dadurch wurde der Fehler bezüglich des Inhaltes der an die Öffentlichkeit gerichteten Bekanntmachung sowie der Bestimmung der Frist für die Einreichung der Bemerkungen und Anträge verbessert, der in der Entscheidung des Berufungsgremiums der Selbstverwaltung sowie in der durch den Verein EKO-UNIA eingereichten Berufung des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 angezeigt wurde. 
Diese Bekanntmachung wurde auf der Internetseite der öffentlichen Informationen der Verfahrensführende Behörde, auf der Informationstafel des Stadt- und Gemeindeverwaltung Bogatynia, auf den Informationssäulen und den Informationstafel auf dem Gebiet der Stadt und Gemeinde Bogatynia, sowie auch auf dem Gebiet der Gemeinde Zgorzelec veröffentlicht. 

     In der festgelegten Frist sind weder Bemerkungen noch Anträge von der Öffentlichkeit eingegangen.  

      Darüber hinaus, um der Öffentlichkeit eine vollständige und vielseitige Beteiligung an dem Verfahren der Erlassung des Bescheides zu ermöglichen wurden zwei Verwaltungsverfahren mit der Öffentlichkeitsbeteiligung in der Form einer öffentlichen Anhörung organisiert (gemäß Art. 89ff des Verwaltungsverfahrengesetzes sowie Art. 36 des Umweltschutzgesetztes). 

      Die erste öffentliche Anhörung hat am 4. März 2013 in Bogatynia stattgefunden. Die öffentliche Anhörung wurde von dem Sekretär der Stadt und Gemeinde Bogatynia geleitet, anwesend waren auch andere Mitarbeiter der Stadt und Gemeinde Bogatynia. An der öffentlichen Anhörung haben auch die Vertreter des Bauherrn, die Vertreter der ökologischen Organisationen (zu Thema der Beteiligung dieser Organisation und der von ihnen während der öffentlichen Anhörung angemeldeten Bemerkungen sehe unten), sowie der Ortsvorsteher des Dorfes Jasna Góra und eine private Person teilgenommen.
Während der öffentlichen Anhörung haben der Vertreter der Verfahrensführende Behörde den bisherigen Verlauf des Verfahrens und die Vertreter des Bauherrn eine kurze Charakteristik des geplanten Vorhabens sowie seine Auswirkungen vorgestellt (die letzte Frage wurde durch die Autoren des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung vorgestellt). 

Folglich hat der Leiter des Verfahrens den Teilnehmer des Verfahrens die Möglichkeit sich in der Sache zu äußern, ihre Fragen, Bemerkungen und Anträge vorzustellen, gegeben.
Die Möglichkeit haben die Vertreter der ökologischen Organisationen in Anspruch genommen; der Verein EKO-UNIA sowie die Stiftung Ökologische Rechtsservice (zum Thema der Beteiligung dieser Organisationen und der von ihnen während der öffentlichen Anhörung angemeldeten Bemerkungen sehe unten).
Das Protokoll über die öffentliche Anhörung befindet sich in den Akten des Verfahrens.

      Die nächste öffentliche Anhörung wurde am 12. August 2013 durchgeführt. Zum Thema ihres Verlaufes sehe den weiteren Teil der Begründung des vorliegenden Bescheides.

Die ökologische Organisationen
Wie es schon oben signalisiert wurde, ihre Beteiligung an dem Verfahren haben zwei ökologische Organisationen gemeldet:

· der Verein EKO-UNIA aus Wrocław, der die Berufung des Bescheides über die Umweltauflagen vom 2. August 2012 eingereicht und dadurch gemäß Art. 44 Abs. 2 des Umweltschutzgesetztes ein Willen der Beteiligung an dem Verfahren mit den Parteirechten geäußert hat;

· die Stiftung Ökologische Rechtsservice aus Kraków, die einen Antrag auf die Zulassung zum Verfahren nach der Aufhebung des ursprünglichen Bescheides über Umweltauflagen von dem Berufungsgremium der Selbstverwaltung gestellt hat.
      Die Behörde hat festgestellt, dass beide diese Organisationen die Vorraussetzungen für die Anerkennung als ökologische Organisationen, die im Art. 3 Abs. 1 Pkt. 10 und Art. 44 des Umweltschutzgesetztes stehen, erfüllen und deswegen zur Beteiligung an dem Verfahren mit den Parteirechten zugelassen wurden.

      Der Verein EKO-UNIA hat seine Bemerkungen zu dem Verfahren vorgestellt, indem er die Vorwürfe zu dem Bescheid vom 2. August 2012 formulierte. Wie es schon in dem obigen Begründungsteil („Verlauf des Verfahrens”) gezeigt wurde, die Vorwürfe kann man nach folgenden Kriterien unterscheiden:

· in Bezug auf das Verfahren, die die Weise der Benachrichtigung der Parteien im Verfahren sowie der Öffentlichkeit betreffen (die vorgeworfene Mängel wurden in dem erneuten Verfahren durch eine besonders zuverlässige Benachrichtigung der Parteien und der Öffentlichkeit, was in dem vorliegenden Begründungsteil gezeigt ist, verbessert);

· in Bezug auf die Weise der Beurteilung der Unterlagen durch die Verfahrensführende Behörde, die der Bauherr eingereicht hat, bezüglich der Fragen CCS-ready (also der Bereitschaft der Anlage zur Einführung der Technologie der Abscheidung und der Lagerung von Kohlendioxid; ang.: carbon capture and storage), der Quicksilberemission des geplanten Vorhabens sowie der konzentrierten Auswirkung auf die Gebiete Natura 2000 (die Stellungnahme der Verfahrensführende Behörde zur dieser Bemerkungen sind in dem Begründungsteil des vorliegenden Bescheides „Entscheidung zur inhaltlichen Fragen bezüglich der Realisierung des Vorhabens, die während des Verfahrens gemeldet wurden”) aufgestellt;
· in Bezug auf den Inhalt des Berichtes selbst (die Stellungnahme der Verfahrensführende Behörde zur dieser Bemerkungen sind in dem Begründungsteil des vorliegenden Bescheides „Entscheidung zur inhaltlichen Fragen bezüglich der Realisierung des Vorhabens, die während des Verfahrens gemeldet wurden” aufgestellt).
      Die Stiftung Ökologische Rechtsservice hat ihre Bemerkungen in dem Schreiben vom            13. Februar 2013 bezüglich des Inhaltes von dem durch den Bauherrn eingereichten Anhang Nr. 2 vorgestellt, und zwar:

· bezüglich der Fragen der Luftemission vor und nach der Ausführung des Bauvorhabens, darunter die Anwendung der falschen Einheiten in Bezug auf die Menge der in die Luft emittierten Substanzen in der auf Seiten 8-9 des Anhangs Nr. 2 vorgestellten Aufstellung;

· bezüglich der Berechnungen der Kohlendioxid- und Kohlenmonoxidemission;

· bezüglich der Berechnungen der Chlorid- und Sulfatkonzentration in der Lausitzer Neiße;

· bezüglich der Kadmiumemission in Abwässer. 

      Die Stellungnahme der Verfahrensführende Behörde zu der oben genanten Bemerkungen der Stiftung wurden in dem Begründungsteil des vorliegenden Bescheides „Der Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben” aufgestellt.

      Darüber hinaus haben die beiden Organisationen ihre Bemerkungen während der öffentlichen Anhörung vom 4. März 2013 gemeldet. Diese Bemerkungen können auf folgende Weise zusammengefasst werden:

· die Frage der Analyse von anderen Varianten der Zielerreichung im Rahmen des Vorhabens; wird der Bauherr sie analysieren, hat die Behörde vor, sich an den Bauherrn zu wenden, um die Analyse der Varianten vorzustellen; 

· die Frage der Analyse von dem Einfluss des Vorhabens auf die Gesundheit der Menschen;

· die Frage der Beseitigung von der Quecksilberemission bis zu dem Jahr 2028 (nach der Meinung von dem Vertreter der Stiftung Ökologische Rechtsservice die Pflicht der Beseitigung von der Quecksilberemission bis zum diesen Zeitpunkt resultiert aus den Vorschriften im Rahmen der EU-Rechte; der Rahmenwasserrichtlinie).
      Die Stellungnahme der Verfahrensführende Behörde zu den oben genannten Bemerkungen der ökologischen Organisationen wurden in dem Begründungsteil des vorliegenden Bescheides Der Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben” vorgestellt.

Die Beteiligung der tschechischen und deutsche Öffentlichkeit
      Wie das noch folgend erläutert wird, die für die Durchführung des grenzüberschreitenden Verfahrens in der Sache der Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt zuständigen Behörden, sowohl auf der polnischen als auch auf der deutschen und tschechischen Seite, haben festgestellt, dass es im Rahmen des erneut durchführenden Verfahrens keine Notwendigkeit zur Wiederholung des grenzüberschreitenden Verfahren gibt. (Dieser Meinung ist auch die Verfahrensführende Behörde). 

      Die Behörde hat jedoch beachtet, dass in Übereinstimmung mit der von Polen ratifizierten Konvention aus Aarhus; die Konvention (Art. 3 Abs. 9) die interessierte Öffentlichkeit aus den Nachbarstaaten in keiner diskriminierenden Weise behandelt werden soll, d.h. nicht schlechter als die interessierte Öffentlichkeit in dem Land, wo der Bescheid bezüglich des sich auf die Umwelt auswirkenden Vorhabens erlassen wird. 
      In diesem Zusammenhang, dass auf der polnischen Seite als die betroffenen Parteien die Eigentümer der im Umkreis von 10 Km von der höchsten Punktquelle auf dem Gebiet des geplanten Vorhabens liegenden Grundstücken anerkannt wurden, aber auch in Zusammenhang mit der Tatsache, dass auf der polnischen Seite das Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung wiederholt wurde, hat die Verfahrensführende Behörde, für den Fall, wenn die für die Durchführung des grenzüberschreitenden Verfahren zuständige Behörden keine Notwendigkeit solches Verfahren zu wiederholen feststellen werden, was dazu führen würde, dass die Öffentlichkeit der betroffenen Saaten keine Möglichkeit sich in der Sache im Rahmen des grenzüberschreitenden Verfahren zu äußern hätte (was auch später mit den Informationen, die der Behörde durch den GDUS übermittelte, bestätigt wurde) als Notwendig gesehen, die Einwohner aus Deutschland und Tschechien, die im Umkreis vom 10 Km von dem geplanten Vorhaben wohnen, über das geführte Verfahren zu informieren sowie ihnen eine Möglichkeit sich in der Sache zu äußern zu geben.

Gleichzeitig hat die Behörde, wie es schon oben gezeigt wurde, ein Schreiben datiert vom 20. März 2013 unterzeichnet von den Verwaltungen aus den drei tschechischen Gemeinden (Višňová, Heřmanice, Kunratice) bekommen, in dem sie ein Willen geäußert haben „die grenzüberschreitenden Konsultationen” in dem Zusammenhang der Erlassung des Bescheides über Umweltauflagen für das geplante Vorhaben zu ergänzen. Die Gemeinden haben darauf hingewiesen, dass sie an dem Verfahren der grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens teilgenommen haben, das mit der Übergabe durch das tschechische Umweltministerium an die polnische Seite einer Stellungnahme vom 31. Mai 2012 mit 10 Anforderungen, die in dem Bescheid zu berücksichtigen sind, endete. 
Die Autoren dieses Schreibens wurden aber nicht über den Erlass des Bescheides über die Umweltauflagen vom 2. August 2012 informiert. Ihrer Meinung nach hat die tschechische Seite keine Kopie dieses Bescheides bekommen. Darüber hinaus haben die Autoren des Schreibens darauf hingewiesen, dass nach der Beendigung der grenzüberschreitenden Konsultationen die Unterlagen in der Sache ergänzt und anschließend mit der polnischen Öffentlichkeit und mit den entsprechenden polnischen Behörden konsultiert wurden. Die Konsultationen wurden jedoch nicht mit der Tschechischen Republik, weder mit den direkt betroffenen Gemeinden noch mit den Personen auf der tschechischen Seite, durchgeführt. 

In diesem Zusammenhang sind die tschechischen Gemeinden für eine genauere Erläuterung der Sache interessiert.
      Um die oben genannten Einwohner aus Deutschland und Tschechien entsprechend zu informieren sowie eine Möglichkeit sich in der Sache zu äußern zu geben hat die Verfahrensführende Behörde folgende Schritte eingeleitet:
· Sie hat eine Übersetzung in die tschechische und deutsche Sprache der Unterlagen, die im Rahmen des wiederholten Verfahren entstanden und eine Bedeutung für die grenzüberschreitende Identifizierung der Auswirkungen von dem Vorhaben haben können, sichergestellt und diese auf der eigener Internetseite (http://bip.bogatynia.pl/?a=5413) veröffentlicht;
· Sie hat an die Selbstverwaltungseinheiten, die im Umkreis von 10 Km auf der deutschen und tschechischen Seite liegen, ein Schreiben datiert vom 6. Mai 2013 gerichtet, in dem sie über das geführten Verfahren informiert wurden. 

Auf der deutschen Seite die Empfänger des Schreibens waren: Zittau, Ostritz, Landkreis Görlitz, Stadt Görlitz, Herrnhut, Bernstadt a.d. Eigen, Mittelherwigsdorf und Schönau-Berzdorf a.d. Eigen, und auf der tschechischen Seite drei Gemeinden, die das Schreiben vom 20.03.2013 geschickt haben, d.h. Višňová, Heřmanice und Kunratice, und zusätzlich auch Stadt Liberec, Frydlant und Hradek nad Nisou.

In diesem Schreiben hat der Bürgermeister den Verlauf des bisherigen Verfahrens beschrieben, darunter auch des grenzüberschreitenden Verfahren, sowie auch über die Aufhebung des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 und der Übergabe der Sache dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia zur erneuter Bearbeitung informiert  
Er hat darauf hingewiesen, dass der Grund für die Aufhebung des Bescheides durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung sein Erlass mit einer Verletzung der Verfahrensvorschriften war. Ein erneute Bearbeitung der Sache soll die festgestellten Verfahrensfehler beseitigen und die Entscheidung von der Behörde der zweiten Instanz stellt auf keine Weise den Verlauf von dem grenzüberschreitenden Verfahren selbst und seine Ergebnisse, die in dem Bescheid eine Berücksichtigung fanden, in Frage.
Der Bürgermeister hat auch über die Vorlegung durch den Bauherrn des Anhanges Nr. 2 zu dem Bericht sowie über das Verwaltungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung in Form einer öffentlichen Anhörung, die am 4. März 2013 durchgeführt wurde, sowie über die späteren Vorlegung der Erläuterungen durch den Bauherrn in Antwort auf die Fragen und Vorbehalte, die während der öffentlichen Anhörung sowie schriftlich vorgestellt wurden und zu der durch den Ökologischen Rechtsservice vorgelegten Expertise, informiert. 
Folglich hat die Verfahrensführende Behörde erläutert, dass aufgrund dessen, dass sowohl der Umfang als auch die vorgesehene Auswirkung des Vorhabens keinen Veränderungen unterliegen haben, sieht die Verfahrensführende Behörde keinen Grund für die Wiederholung des grenzüberschreitenden Verfahrens, das nach dem Espoo-Übereinkommen durchgeführt wurde.  
Dennoch ist der Bürgermeister bereit eine Beteiligung an dem geführten Verfahren der deutschen Öffentlichkeit und den lokalen Verwaltungen gemäß dem Übereinkommen aus Aarhus zu ermöglichen. Zu diesem Zwecke wurde es eine Durchführung einer öffentlichen Anhörung, an der auch die interessierten Personen aus Deutschland teilnehmen könnten, vorgeschlagen. 

Die Verfahrensführende Behörde hat die deutschen Selbstverwaltungen gebeten, die lokale Öffentlichkeit auf seinen Gebieten darüber zu informieren. Der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia hat nämlich weder Möglichkeiten noch eine Zuständigkeit der Öffentlichkeit auf dem Hoheitsgebiet des anderen Staates Informationen bekanntzugeben.

· Am 12. August 2013 wurde eine nächste öffentliche Anhörung im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung organisiert. Über diese Anhörung wurden nicht nur die Parteien und die Öffentlichkeit auf der polnischen Seite, sonder auch die oben genannten Selbstverwaltungseinheiten, die auf der tschechischen und deutschen Seite der Grenze liegen, informiert. Die Bekanntmachung wurde an die Selbstverwaltungseinheiten übergeben mit der Bitte sie der lokalen Öffentlichkeit bekannt zu geben, da, wie es schon oben gezeigt wurde, der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia weder Möglichkeiten noch eine Zuständigkeit der Öffentlichkeit auf dem Hoheitsgebiet des anderen Staates Informationen bekanntzugeben, hat. Die Bekanntmachung wurde auch auf der Internetseite der Behörde in der tschechischen und deutschen Sprache veröffentlicht. Darüber hinaus vor dem Verfahren hat die Verfahrensführende Behörde ein Dokument in der polnischen, tschechischen und deutsche Sprache vorbereitet, in dem die Grundsätze der geplanten öffentlichen Anhörung vorgestellt wurden. In dem Dokument wurden die Grundregel, die während der öffentlichen Anhörung gelten werden, sowie ihr Programm dargestellt. „Die Grundsätze der öffentlichen Anhörung” wurden auf der Internetseite der Behörde veröffentlicht; sie wurden auch an alle Anwesende während der öffentlichen Anhörung (in der Sprache des jeweiligen Teilnehmers) verteilt sowie am Anfang der öffentlichen Anhörung durch den Leiter des Verfahren dargestellt. Das hat den Teilnehmer der öffentlichen Anhörung, vor allem den ausländischen, die das polnische Rechtssystem nicht kennen, erlaubt eine effektvolle und bewusste Teilnahme an der öffentlichen Anhörung zu haben (zum Thema des Verlaufes von der öffentlichen Anhörung sehe unten). Während der öffentlichen Anhörung wurde ein konsekutives Dolmetschen sichergestellt.
· In analogischer Weise, wie über die öffentliche Anhörung, hat die Behörde die Öffentlichkeit auf der tschechischen und deutschen Seite auch über die Beendigungen des Ermittlungsverfahrens, über die Möglichkeit sich mit den Unterlagen in der Sache vertraut zu machen (darunter mit den übersetzten Unterlagen, die auf der Internetseite der Behörde veröffentlicht wurden) und auch über die Möglichkeit die Bemerkungen und die Anträge abzugeben, informiert.
      An der öffentlichen Anhörung, die am 12. August 2013 organisiert wurde, haben folgende Personen teilgenommen: die Gemeindevorsteher der Gemeinden Višňová und Heřmanice aus der Tschechischen Republik, eine Person (ein privater Unternehmer) aus Zittau in Deutschland, ein Vertreter der Stiftung Ökologische Rechtsservice aus Kraków, zwei Einwohner der Stadt Bogatynia sowie Vertreter des Bauherrn. Die öffentliche Anhörung wurde von dem Sekretär der Gemeinde Bogatynia geleitet, an der öffentlichen Anhörung haben auch andere Vertreter der Verfahrensführende Behörde teilgenommen.
      Während der öffentlichen Anhörung hat der Vertreter der Verfahrensführende Behörde kurz den Verlauf des bisherigen Verfahren dargestellt sowie erläutert, dass der Grund der Aufhebung des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung ausschließlich die Umstände im Rahmen des Verfahrens waren. Er hat auch darauf hingewiesen, dass die geführte öffentliche Anhörung weder eine Wiederholung noch eine Fortführung des grenzüberschreitenden Verfahrens bildet, das in Übereinstimmung mit dem Espoo-Übereinkommen durchgeführt wurde. Er hat auch darüber informiert, dass nach seinem Erlass der Bescheid an den betroffenen Staaten in Übereinstimmung mit den Anforderungen des Espoo-Übereinkommens übergeben wird. Darüber hinaus wird auch die Öffentlichkeit über den Erlass des Bescheides informiert, darunter auch auf dem Gebiet von Tschechien und Deutschland, die sich im Umkreis von 10 Km von dem geplanten Vorhaben befindet. Die Öffentlichkeit auf dem Gebiet von Tschechien und Deutschland wird informiert, indem die entsprechenden Informationen an die tschechischen und deutschen Selbstverwaltungen mit dem Ziel der öffentlichen Bekanntgabe in auf dem gegebenen Gebiet geläufige Weise übermittelt werden.
Danach hat der Vertreter des Bauherrn kurze Charakteristik des geplanten Vorhabens vorgestellt.

Folglich hat der Leiter des Verfahrens den Teilnehmern der öffentlichen Anhörung  eine Möglichkeit sich zu äußern, ihre Fragen, Bemerkungen und Anträge darzustellen, gegeben. 

      Der Vertreter der Stiftung Ökologische Rechtsservice hat gefragt: (1) hat die den Bescheid erlassende Behörde vor, die Begründung der Stellungnahme zu den Forderungen, die durch das tschechische Ministerium für Umweltschutz währen des beendeten grenzüberschreitenden Verfahren gemeldet hat, erneut zu analysieren und zu erweitern; (2) wann ist der Erlass des Bescheides, der das Verfahren beendet, geplant. Der Vertreter der Behörde hat geantwortet, dass die Behörde sich detailliert zu den Forderungen der tschechischen Seite äußern wird; und der Erlass des Bescheides wird höchstwahrscheinlich im Herbst 2013 erfolgen.
      Der an die öffentliche Anhörung teilnehmende Einwohner der Stadt Zittau hat eine Frage gestellt, ob es in dem geplanten neuen Block des Kraftwerkes eine Möglichkeit der Verbrennung von Biomasse geben wird, wenn ja, dann in welcher Anteil?
Der Vertreter des Bauherrn erläutert, dass in dem geplanten Block werden nur die Braunkohle und leichtes Heizöl als der Brennstoff zum Anzünden verbrannt. 
Der Einwohner der Stadt Zittau hat gefragt, wie der Bauherr in diesem Zusammenhang das von der Europäischen Union geforderte Niveau der Energieerzeugung aus den erneuerbaren Quellen erreichen möchte?
 Der Vertreter des Bauherrn erläutert, dass die Polnische Energiegruppe als Gesamtheit auf dem polnischen Gebiet in vielen Anlagen Energie erzeugt, die aus verschiedenen Quellen kommt, darunter auch aus den erneuerbaren Quellen. Zusätzlich in Bezug auf diese Bemerkung legt die Verfahrensführende Behörde fest, dass die Pflicht im Jahr 2020 den Anteil von mindestens 15% der Energie aus erneuerbaren Quellen in dem Bruttoenergieverbrauch zu erreichen, der aus der Richtlinie 2009/28/EG zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen resultiert, soll durch den Mitgliedstaat als Gesamtheit und nicht separat durch die einzelnen in diesem Staat tätigen Energie erzeugenden Unternehmen erfüllt werden.
      Während der öffentlichen Anhörung wurden keine weiteren Fragen, Bemerkungen und Anträge gemeldet. Das Protokoll über die öffentliche Anhörung befindet sich in den Akten der Sache; es wurde auch auf der Internetseite der Behörde veröffentlicht.
      Außer der oben beschriebenen Fragen der deutschen Teilnehmer der öffentlichen Anhörung, hat niemand von den Vertretern der deutschen und tschechischen Öffentlichkeit Bemerkungen oder Fragen bezüglich des geplanten Vorhabens gemeldet. 

      Unter den im Umkreis von 10 KM von dem geplanten Vorhaben liegenden Selbstverwaltungseinheiten haben Fragen lediglich die Verwaltungen der drei tschechischen Gemeinden in dem oben erwähnten Schreiben vom 20. März 2013 übergeben. 

Jedoch, nach dem Erhalt von dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia des oben erwähnten Schreibens mit einer Erläuterung vom 6. Mai 2013, sowie nach dem Erhalt der zusätzlichen Erläuterungen von dem GDUS (zu ihrem Thema sehe unten den Teil „Das grenzüberschreitende Verfahren”), haben die Verwaltungen dieser Gemeinden (im Schreiben vom 20. Mai 2013) festgestellt, dass die erhaltene Erläuterungen für sie ausreichend sind, und ihre frühere Zweifel beseitigen und sie in diesem Zusammenhang keine Notwendigkeit von einer weiteren Diskussion zum Thema des geplanten Vorhabens sehen. 
      Die Benachrichtigung und die Ermöglichung einer Teilnahme an dem Verfahren für die interessierte Öffentlichkeit auf der deutschen und tschechischen Seite bildete keine Wiederholung des grenzüberschreitenden Verfahren, das gemäß des Espoo-Übereinkommens durchgeführt wurde, diente jedoch der Erfüllung der oben genannten Anforderungen, die aus dem Art. 3 Abs. 9 der Aarhus-Konvention resultieren, nach der die interessierte Öffentlichkeit der Nachbarstaaten in keine diskriminierender Weise behandelt werden soll.

V. Das grenzüberschreitende Verfahren
      Im Rahmen des Verfahrens in der Sache des später aufgehobenen Bescheides über die Umweltauflagen vom 2. August 2012 wurde ein Verfahren in der Sache der grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung von dem Vorhaben durchgeführt, in dem als die betroffenen Staaten die Tschechische Republik und die Bundesrepublik Deutschland anerkannt wurden.
      In dem erneuten Verfahren, das nach der Aufhebung des ursprünglichen Bescheides durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung eingeleitet wurde, haben die für die Sache des Verfahrens zuständigen polnischen, sowie deutschen und tschechischen Behörden (entsprechend: der GDUS, die deutsche Landesdirektion Sachsen sowie das Tschechische Ministerium für Umweltschutz) festgestellt, dass eine Wiederholung des grenzüberschreitenden Verfahren in der Sache nicht notwendig ist aufgrund dessen, dass seit dem Erlass des ursprünglichen Bescheides über Umweltauflagen keine Änderungen in den Absichten des Bauherrn bezüglich der Art und des Umfangs erfolgten, und was daraus folgt der grenzüberschreitenden Auswirkungen des geplanten Vorhabens. Außerdem aufgrund dessen, dass der Grund für die Aufhebung des Bescheides durch das Berufungsgremium der Selbstverwaltung sein Erlass mit einer Verletzung der Verfahrensvorschriften war, und die erneute Bearbeitung der Sache die festgestellten Verfahrensfehler beseitigen soll und der Umfang und die Grundlage der Entscheidung von dem Berufungsgremium der Selbstverwaltung keine Veränderungen in dem Umfang des geplanten Vorhabens determiniert. (Vgl. die oben erwähnten (in dem Teil „Verlauf des Verfahrens”) Schreiben von dem GDUS vom 14. Juni 2013, von dem Tschechischen Umweltministerium vom 25. Juni 2013 sowie von der Landesdirektion Sachsen vom 26. Juni 2013)

      In diesem Zusammenhang wurden beim Erlass des vorliegenden Bescheides der Verlauf und die Ergebnisse des grenzüberschreitenden Verfahrens, das vor dem Erlass des Bescheides vom 2. August 2012 beendet wurde, in Betracht und Erwägung gezogen.
      Wie es schon oben gezeigt wurde, im Laufe des grenzüberschreitenden Verfahren beide betroffenen Staaten haben ihre Bemerkungen bezüglich des Umfangs von dem Bericht übermittelt. Diese Bemerkungen wurden berücksichtigt, indem der Bauherr einen entsprechenden Anhang zu dem Bericht vorbereitet hat, der anschließend den betroffenen Staaten übergeben wurde (sehe unten den Teil „Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben”).

      Danach hat die deutsche Seite, in dem oben berichteten Schreiben vom 16. Dezember 2011 festgestellt, dass sie mit den von der polnischen Seite erhaltenen Informationen zum Thema des Vorhabens zufrieden ist und unter Berufung auf den Art. 5 des Espoo-Übereinkommens festgestellt hat, dass weitere grenzüberschreitende Konsultationen nicht notwendig sind.
In diesem Schreiben hat sich die deutsche Seite auch auf folgende Themen bezogen:

1) Auswirkungen von Lärm: die deutsche Seite hat bemerkt, dass auf der gegenwärtige Etappe eine genaue Schätzung des Lärmpegels im Rahmen des geplanten Vorhabens nicht möglich ist aufgrund der fehlenden detaillierten Ausführungspläne von dem Vorhaben, dennoch aus den Voraussetzungen und Berechnungen, die in dem Bericht über Umweltauswirkungen vorgestellt sind, resultiert, dass das Vorhaben keine Überschreitung den in Deutschland geltenden Normen des Lärmpegels verursacht; gleichzeitig hat die deutsche Seite eine Hoffnung geäußert, dass die derzeit geführte Modernisierungsarbeiten im Bereich der Blöcke 1-6 fortgesetzt werden, was zu einer Begrenzung des Lärms auch aus diesen Quellen führen wird;
2) Ausgewählte luftverunreinigende Stoffe: die deutsche Seite hat auf das Problem der Ablagerung auf dem Bodenoberfläche des Quecksilbers, das aus der Luftemission stammt (insgesamt aus den bestehenden Blöcken 1-6 und dem geplanten Block Nr. 11) hingewiesen und dabei bemerkt, dass sie höher als die in Deutschland vorgesehene Normen sein wird;

3) Auswirkungen auf den Grenzfluss Lausitzer Neiße: die deutsche Seite hat bemerkt, dass man keine Furcht vor den nachteiligen Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf Gewässer haben muss, sofern die Auflagen aus der derzeit für den Bauherrn geltenden Genehmigung vom Jahr 2009 (es geht hier um die integrierte Genehmigung) erfüllt werden. Die deutsche Seite hat auch darauf hingewiesen, dass solche Genehmigung mit der deutschen für den Wasserschutz zuständige Behörde„abgestimmt” werden soll, also mit dem Landkreis Görlitz.

      In diesem Schreiben hat die deutsche Seite u. a. die Stellungnahmen der deutschen Selbstverwaltungen (von dem Landkreis Görlitz) angeführt, was ein Beweis dafür ist, dass die deutsche Seite eine Konsultation mit lokalen Selbstverwaltungen durchgeführt hat.

      Die obigen Bemerkungen wurden durch die Verfahrensführende Behörde analysiert. In Hinsicht auf die in diesen Bemerkungen erwähnten Fragen hat die Behörde folgenden Bezug genommen:

Zu1) Die Auflagen für die Ausführung des Vorhabens zur Lärmbegrenzung wurden in den Punkten von I.2.2.20. bis I.2.2.29, I.3.7, I.3.8, sowie im Punkt VI des vorliegenden Bescheides berücksichtigt.

Zu 2) Die Auflagen für die Ausführung des Vorhabens zum Schutz der Luft wurden in den Punkten von I.2.2.1. bis I.2.2.19. sowie in den Punkten von I.3.2. bis I.3.5. des vorliegenden Bescheides berücksichtigt. (Die Begrenzung des Quecksilberemission in die Luft und dadurch der Ablagerung auf dem Bodenoberfläche des Quecksilbers dient vor allem die Auflage im Punkt I.2.2.13 des Bescheides, die den Bauherrn zur Verwendung einer nassen Abgasentschwefelungsanlage verpflichtet, die auch eine Senkung des Quecksilbers in den gereinigten Abgase sichert).
Darüber hinaus ist es zu bemerken, dass die Verfahrensführende Behörde mit den in dem polnischen Recht (und in dem EU-Recht) geltenden Vorschriften und Standards zum Schutz der Luft verbunden ist und keine Befugnisse zur Verwendung der deutschen Vorschriften beim Erlass des Bescheides und zur Formulierung der Auflagen auf ihrer Grundlage hat.
Zu 3) Die Auflagen für die Ausführung des Vorhabens zum Wasserschutz wurden in den Punkten I.2.2.35, I.2.2.36. sowie in den Punkten von I.3.16 bis I.3.19 des vorliegenden Bescheides berücksichtigt. Darüber hinaus ist es zu bemerken, dass der Erlass der integrierten Genehmigung (oder einer anderen Emissionsgenehmigung) für das geplante Vorhaben, also ihre Konsultation mit der deutschen Seite, nicht in der Zuständigkeit der den vorliegenden Bescheid erlassende Behörde ist. 

      Man muss jedoch darauf hinweisen, dass gemäß des Gesetzes vom 27. April 2001 das Umweltschutzrecht (d. h. GBl. vom 2008, Nr. 25 Pos.150 mit nachfolgenden Änderungen) sowie gemäß des Umweltschutzgesetzes die integrierte Genehmigung, die in der Zukunft für das Kraftwerk Turów erlassen würde, ein Gegenstand des grenzüberschreitenden Verfahren sein sollte, sofern eine Möglichkeit solche Auswirkung auf das Gebiet der anderen Staaten festgestellt wird. Für die Durchführung des grenzüberschreitenden Verfahrens in diesem Fall wird die die integrierte Genehmigung erlassende Behörde sowie Generaldirektor der Umweltschutz verantwortlich sein.
      Gleichzeitig, auf den Antrag von dem Landkreis Görlitz in dem Schreiben vom 16. Dezember 2011, hat die deutsche Seite um eine Übermittlung von Angaben bezüglich aller Quellen der Luftemission von dem ganzen Kraftwerk Turów gebeten. Die Bitte wurde erfüllt (der Bauherr hat diese Angaben an den Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia übermittelt, und der Bürgermeister dann an den GDUS mit dem Ziel sie an den Landkreis Görlitz zu übergeben), was auch von der deutsche Seite mit dem na den GDUS gerichteten, oben beschrieben Schreiben vom 26. Juni 2013 bestätigt wurde. Trotzdem ist es zu bemerken, dass eine Übergabe von Angaben dieser Art aus dem ganzen Kraftwerk außerhalb des Umfangs von den Umweltauflagen für das in dem vorliegenden Bescheid in Erwägung gezogene Vorhaben liegt. Deswegen wurde auch solche Auflage nicht in dem Bescheid bestimmt.
      Die tschechische Seite im Gegensatz zu der deutschen Seite, hat die Notwendigkeit eines grenzüberschreitenden Verfahrens nach dem Art. 5 festgestellt, d. h. eine Organisierung des entsprechenden Treffens. Vor dem Treffen hat die tschechische Seite ihre Bemerkungen zu folgenden Themen abgegeben:

· das Verfahren zur Bearbeitung von Dispersionsuntersuchungen;

· die Analyse von kumulierten Umweltauswirkungen des geplanten Vorhabens sowie aller Projekte, die sich in der Realisierung bzw. in Planung befinden, bezüglich Windparks;

· die Vorstellung der kumulierten Auswirkungen zusammen mit dem Braunkohletagebau Turów sowie die Vorstellung der zeitlichen Pläne in Bezug auf den Kohleabbau im Braunkohletagebau Turów und Kraftwerk Turów bei der Ausführung des gegenständlichen Bauvorhabens;

· der Schutz von Gebieten, Wasserläufen und Wasserquellen auf der tschechischen Seite vor den Folgen eines verstärkten Abflusses von Niederschlagwasser aus dem Gebiet der früheren Kipphalde des Bergbaus nach heftigen Regenfällen;

· die Beabreitung von weiteren Bemerkungen und Anforderungen, die in den Stellungnahmen der betroffenen Parteien formuliert wurden.

Gleichzeitig wurde besondere Aufmerksamkeit auf folgenden Themen gerichtet:

· der Wahl der Quellangaben bezüglich der angenommenen Windrose zur Ermittlung der Ausbreitung von den Verunreinigungen; 

· die Unterschiede bezüglich graphischer Darstellung von den jährlichen Konzentrationen der Verunreinigungen gegenüber der geforderten Windrose;

· die Lokalisierung der höchsten Werten von der SO2 –Konzentration außerhalb der Grenzen von Polen;

· der Vergleich vom derzeitigen und künftigen Stand von Auswirkungen des gegenständlichen Vorhabens auf die Situation der Immission im Bezirk Liberec,

· die Gewährung des erforderlichen Schutzes von den Umweltbestandteilen auf dem tschechischen Hoheitsgebiet.

· Das Thema der Überwachung von den Auswirkungen des gegenständlichen Vorhabens auf die einzelnen Bestandteile der Umwelt.
      Das Treffen im Rahmen der grenzüberschreitenden Konsultationen, das gemäß Art. 5 des Espoo-Übereinkommens organisiert wurde, hat am 21. März 2012 in Bogatynia stattgefunden. Es wurde von dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia nach dem mit der tschechischen Seite abgestimmten Tagesordnung geführt.
Auf der Tagesordnung waren folgende Punkte:

· Der Beginn des Treffens und die Vorstellung der Delegationen,

· Informationen über den Verlauf des Verfahrens von der Umweltverträglichkeitsprüfung sowie über das Vorgehen im grenzüberschreitenden Zusammenhang,

· Die Vorstellung des Bauvorhabens und seines Umfangs, die technische Beschreibung, die Begründung der Ausführung von dem Vorhaben,

· Präsentationen bezüglich des Einfluss auf die Umwelt im grenzüberschreitenden Zusammenhang mit einer Stellungnahme zu den Bemerkungen der tschechischen Seite,

· Eine Diskussion,

· Die Erstellung des Protokolls und der Abschluss des Treffens.

      Das wesentliche Ziel der Konsultation war eine Erläuterung von den Bedanken und den Streitfragen, die von der Tschechischen Republik in den Schreiben vom 28. Juni 2011 und vom 9. Januar 2012 angesprochen wurden, die sich auf die Weise der Durchführung des geplanten Bauvorhabens sowie auf seine mögliche grenzüberschreitende Auswirkung beziehen.
Im Laufe der grenzüberschreitenden Konsultationen wurden die fraglichen Themen bezüglich der grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung erläutert und diskutiert. 

Der Ablauf der Konsultationen einschließlich die Stellungnahmen zu den gestellten Anträgen und Forderungen wurden in einem von der polnischen Seite erfassten Protokoll über den Konsultationen niedergeschrieben, dessen Inhalt anschließend über den GDUS mit der Tschechischen Republik abgestimmt wurde.
      Nach der Durchführung der oben beschriebenen grenzüberschreitenden Konsultationen (das Treffen am 21. März 2012) hat die tschechische Seite ein Schreiben vom 31. Mai 2012 mit ihren Forderungen (Schlussbemerkungen) bezüglich der Umweltauflagen für die Ausführung des geplanten Vorhabens übergeben. In diesem Schreiben hat die tschechische Seite eine Berücksichtigung der folgenden Forderungen ersucht:

1) Der zu errichtende Kraftwerkblock wird alle Anforderungen in Bezug auf die Besten Verfügbaren Techniken (BAT) im Sinne des entsprechenden Referenzdokumentes zu den Besten Verfügbaren Techniken für die Großfeuerungsanlagen (Best Available Techniques Document for Large Combustion Plant) sowie im Sinne der Richtlinie über den Industrieemission erfüllen.
2) Es werden insbesondere die Grenzwerte für die Emissionen in Bezug auf die Besten Verfügbaren Techniken für Staub, Schwefeloxide, Stickstoffoxide, Kohlenoxide, Schwermetalle, gegebenenfalls für sonstige verunreinigende Stoffe berücksichtigt.
3) Durch den Einsatz von entsprechenden Maßnahmen soll die Verschmutzung von Oberflächen- und Grundwasser begrenzt werden. Im Zusammenhang mit der Sanierung und Rekultivierung des Tagebaus Turów sollen weitere Prozesse und Maßnahmen zum optimalen Schutz der zu sanierenden und zu rekultivierenden Anlagen vor den Gewitterstürmen eingeleitet werden (vor allem soll das Niederschlagwasser nicht in den Grenzwasserlauf Smệda (Wittig) gelangen).
4) Das Vorhaben sowie die mit ihm verbundene Kohleförderung im Tagebau Turów soll gemäß des Umfanges von der Prüfung im Prozess EIA d.h. bis zum 2040 realisiert werden.

5) Der Block wird unter der Einhaltung des thermischen Nettowirkungsgrades, der den Besten Verfügbaren Techniken entspricht, betrieben.
6) Beim Umgang mit dem Brennstoff ist durch den Einsatz von entsprechenden Mitteln die Staubbelastung maximal zu reduzieren. 
7) Die tschechische Seite ist laufend und regelmäßig über den relevanten Mengen an Schadstoffen in bestimmten Gruppen aus dem Kraftwerk Turów in den jeweiligen Jahren (angefangen schon mit dem vorherigen Jahr d.h. 2011) zu informieren. Die Informationen sollen regelmäßig einmal im Jahr unmittelbar an das Amt der Bezirk Liberec (Anschrift: Liberecky Kraj, U Jezu 642/2a, 461 80 Liberec 2, Tschechische Republik), immer nach der Erstellung des Jahresberichtet übermittelt werden.
8) Die Überwachung von allen Aktivitäten im Kraftwerk Turów und in dem mit ihm verbundenen Braunkohletagebau Turów, die einen potentiellen Einfluss auf die Umwelt haben können. Die tschechische Seite ist über die Ergebnisse der Überwachung zu informieren (über das Amt der der Bezirk Liberec).
9) Die Tschechische Republik behält sich das Recht vor, über alle künftigen mit dem Kraftwerk und dem Tagebau Turów verbundenen Projekte informiert zu werden, die dem Verfahren der Umweltverträglichkeitsprüfung EIA oder dem Erlass der Änderung von der integrierten Genehmigung unterliegen, so dass sie in den begründeten Fällen einen Antrag auf die Teilnehme an diesen Vorhaben stellen kann.
10) Der tschechische Seite (dem Ministerium für den Umweltschutz der Tschechischen Republik) sind der Bescheid gemäß Art. 6 Abs. 2 des Espoo-Übereinkommens sowie auch andere Bescheide, auf deren Grundlage die Genehmigung für die Ausführung des Vorhabens erlassen wird, einschließlich weitere Teilbescheide, die für die Realisierung des Projektes erforderlich sind, zu senden.
      In Bezug auf die durch die Tschechische Republik gemeldete Forderungen hat die Verfahrensführende Behörde gemäß Art. 85 Abs. 2 Pkt. 1 und Art. 111 Abs. 2 des Umweltschutzgesetztes Folgendes entschieden:
Zu 1) Die Forderung wurde in den Punkten von I.2.2.12. bis I.2.2.15. des vorliegenden Bescheides berücksichtigt.
Zu 2) Die Forderung wurde in den Punkten I.2.2.12., I. 2.2.13., I. 2.2.15 sowie I.2.2.16. des vorliegenden Bescheides berücksichtigt.
Zu 3) Die Frage wurde in dem Punkt 5.7. des Protokolls über den polnisch-tschechischen grenzüberschreitenden Konsultationen zur Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens unter dem Namen „Wiederherstellung der Betriebsleistung von PGE Kraftwerk Turów A.G., durch die Errichtung eines energetischen Blocks mit der Leistung ca. 460 MW anstelle der stillzulegenden Kraftwerksblöcke Nr. 8, 9, 10” vom 21. März 2012 erläutert und bestätigt. 
Zu 4) Die Verfahrensführende Behörde hat keine Zuständigkeiten für die Bestimmung der Betriebszeit vom ganzem Komplex des Tagebaus und Kraftwerks Turów im Rahmen des Verfahrens für den Erlass des Bescheides über Umweltauflagen für den Bau eines neuen Blockes. Trotzdem, gemäß den durch den Bauherrn gemachten Annahmen hat die Behörde in dem Punkt I.1. des vorliegenden Bescheides eine von dem Bauherrn vorgesehene Zeit der Nutzung des Blocks in der Perspektive bis zum 2040 angezeigt.

Zu 5) Die Forderung wurde im Punkt I.2.2.14. des vorliegenden Bescheides berücksichtigt.

Zu 6) Die Forderung wurde im Punkt I.2.2.8. des vorliegenden Bescheides berücksichtigt.

Zu 7) Die Forderung wurde in den Punkten III.2., III.5, III.6, III.7. des vorliegenden Bescheides berücksichtigt. Informationen über den wesentlichen Umwelt belastenden Substanzen sind jedes Jahr in den E(PRTR- Berichten ((European Pollutant Release and Transfer Register -Schadstoffemissionsregister) veröffentlicht und auf der Internetseite http://prtr.ec.europa.eu. verfügbar.
Zu 8) Die Überwachungspflicht wurde im Punkt III des vorliegenden Bescheides berücksichtigt. Im Rahmen der Berichterstattung wird der Bauherr nach den in Polen geltenden einschlägigen Vorschriften vorgehen.

Zu 9, 10) 

Der vorliegende Bescheid wird an der Tschechischen Republik durch den Generaldirektor für Umweltschutz gemäß dem Übereinkommen aus Espoo übermittelt.

Die Verfahrensführende Behörde ist nicht zuständig für den Erlass von weiteren für das geplante Vorhaben notwendigen Bescheiden, darunter auch für den Erlass der integrierten Genehmigung. In diesem Zusammenhang ist sie weder für die Stellungnahme noch für die Auferlegung von Pflichten in dieser Hinsicht zuständig.

      Man soll jedoch annehmen, dass die Behörden, die die weiteren Bescheide bezüglich des geplanten Vorhabens erlassen werden, in Übereinstimmung mit den in Polen geltenden einschlägigen Vorschriften vorgehen.

      Die Behörde hat im vorliegenden Bescheid, nach einer erneuten Analyse der Begründungen der tschechischen Seite, ihre vorherigen Entscheidungen aufrechterhalten; sie hat zu den Forderungen eine Stellung analog zu dem Bescheid vom 2. August 2012 genommen. Es ist zu bemerken, dass die tschechische Seite in dem an den GDOS am 25. Juni 2013 gerichteten Schreiben bestätig hat, dass die durch das tschechische Ministerium dargestellte Bemerkungen im Rahmen des beendeten grenzüberschreitenden Verfahren „durch die polnische Seite akzeptiert und erläutert” wurden – was als zufriedenstellend für die Tschechische Republik mit der Weise der Bearbeitung dieser Bemerkungen zu sehen ist.
VI. Abstimmungen und Bewertungen der mitwirkenden Behörden
      Wie das schon oben beschrieben wurde, hat die Verfahrensführende Behörde im Rahmen des Verfahrens, das mit dem Erlass des ursprünglichen Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 beendet wurde, eine Stellungnahme der zuständigen Behörden bezüglich des Umfanges von dem Bericht über die Umweltschutzverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben gemäß Art. 70 Abs.1 des Umweltschutzgesetzter ersucht. 

Diese Behörden das sind: der Regionaldirektor für Umweltschutz in Wrocław und der Staatlichen Woiwodschafts -Sanitätsinspektor in Wrocław.

Die Bewertungen dieser Behörden wurden in der Entscheidung der Verfahrensführende Behörde, in der der Umfang des Berichtes bestimmen wurde, berücksichtigt.

Danach, wie es schon oben beschrieben wurde, hat die Verfahrensführende Behörde im Rahmen des Verfahrens, das mit dem Erlass des Bescheides vom 2. August 2012 beendet wurde, sich an den Regionaldirektor für Umweltschutz in Wrocław mit der Bitte die Umweltauflagen für die Ausführung des Vorhabens gemäß Art. 77 Abs. 1 Pkt. 1 des Umweltschutzgesetztes abzustimmen, gewendet. 

Der RDUS hat vor dem Erlass der Entscheidung mit der Abstimmung den Bauherrn aufgefordert, Erläuterungen bezüglich des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben vorzustellen. Nach dem Erhalt der geforderten Erläuterungen hat der RDUS sie als ausreichend anerkannt (sehe unten den Teil „Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben”) und hat die Entscheidung über die Abstimmung erlassen.
Nach der Aufhebung des Bescheides vom 2. August 2012 und nach dem erneuter Aufnahme des Verfahrens durch die Verfahrensführende Behörde und nach der Vorstellung durch den Bauherrn des Anhanges Nr. 2 zu dem Bericht über Umweltverträglichkeitsprüfung hat die Verfahrensführende Behörde an den Regionaldirektor für Umweltschutz in Wrocław den Anhang Nr. 2 übergeben, und sich gleichzeitig an die Behörde mit der Frage gewendet, ob die in dem früheren Entscheidung über die Abstimmung bestimmte Auflagen in dem erneuten Verfahren aktuell bleiben, vor allem unter Berücksichtigung der Informationen, die der Anhang Nr. 2 beinhaltet. 

Der RDUS hat seine frühere Entscheidung über den Umweltauflagen für die Ausführung des Vorhabens aufrechterhalten. Bei der Begründung seiner Stellung hat die Behörde darauf hingewiesen, dass sich der Umfang des Vorhabens im Verhältnis zu dem Prüfungstand in der Zeit der Erlassung von den oben genannten Beschlüsse nicht verändert hat. Sie hat auch betont, das das geplante Vorhaben sich nicht negativ auf den Schallpegel sowie den Stand vom Luftverschmutzung in der Umgebung des Vorhabens auswirken wird und es wird auch keine Verschlechterung der Wasserverhältnisse, keine Boden- oder Wasserverschmutzung und keine Veränderungen in der natürlichen Umwelt verursachen.

Gemäß Art. 85 Abs. 2 Pkt. 1b des Umweltschutzgesetztes wurden die durch den RDUS bestimmte Umweltauflagen für die Ausführung des Vorhabens in dem Umfang, der in Punkten I.2.1; I.2.2; I.2.3, I.3 sowie V des vorliegenden Bescheides dargestellt wurde, berücksichtigt. Dabei wurden auch die in den jeweiligen Niederschriften eingeführten Veränderungen berücksichtigt, die aus der Notwendigkeit einer Konkretisierung von den technischen Formulierungen und einer Korrektur von den offensichtlichen Schreibfehlern resultieren.
      Vor dem Erlass des Bescheides vom 2. August 2012 hat sich die Verfahrensführende Behörde an den Staatlichen Woiwodschafts -Sanitätsinspektor in Wrocław mit der Bitte der Erteilung einer Bewertung der Umweltauflagen für die Ausführung des Vorhabens gewendet und hat auch eine Bewertung bekommen.
Nach der Aufhebung des Bescheides vom 2. August 2012 und nach dem erneuten Einführung des Verfahrens durch die Verfahrensführende Behörde und nach der Vorlegung durch den Bauherrn des Anhanges Nr. 2 zu dem Bericht über Umweltverträglichkeitsprüfung hat die Verfahrensführende Behörde, analog wie in dem Fall des RDUS, auch an den SWSI den Anhang Nr. 2 übergeben, und sich gleichzeitig an die Behörde mit der Frage gewendet, ob die in dem früheren Entscheidung über die Abstimmung bestimmte Auflagen in dem erneuten Verfahren aktuell bleiben, vor allem unter Berücksichtigung der Informationen, die der Anhang Nr. 2 beinhaltet.
      Nach der Bearbeitung der Sache hat sich der SWSI jedoch als eine nicht für die Sache zuständige Behörde anerkannt, indem er darauf hingewiesen hat, dass der SWSI gemäß Art. 78 Abs. 1 des Umweltschutzgesetztes eine für den Erlass der Bewertung im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung zuständige Behörde ausschließlich bezüglich der folgenden Vorhaben ist:
· in Bezug auf die Vorhaben, die immer eine bedeutende Auswirkung auf die Umwelt haben können:

· Straßen,

· Bahnlinien,

· elektroenergetische Luftlinien,

· Anlagen für die Erdöl- Erdölproduktenbeförderung, Anlagen für die Beförderung von chemischen Substanzen oder Gas,

· künstliche Wasserbecken,

· in Bezug auf sonstige Vorhaben, die eine bedeutende Auswirkung auf die Umwelt haben können im Aufgabenbereich, der für ihn im Gesetz vom 14. März 1985 über die Staatliche Sanitätsinspektion bestimmt wurde.

Da in der vorliegenden Sache keiner der oben genannten Fälle vorkommt, soll es festgestellt werden, dass eine für die Bewertung zuständige Behörde der Staatliche Landkreis- Sanitätsinspektor ist. 

Gleichzeitig hat der Staatliche Woiwodschafts -Sanitätsinspektor die Sache an die zuständige Behörde, d.h. an den Staatlichen Landkreis- Sanitätsinspektor in Zgorzelc zur Bearbeitung übermittelt.

      Die Verfahrensführende Behörde hat in Übereinstimmung mit der Stellung von dem SWSI gleichzeitig festgestellt, dass dadurch auch der beim vorherigen mit dem Bescheid vom 2. August 2012 beendeten Verfahren begangene Fehler beseitigt wurde. Der Fehler wurde weder von der aufhebenden Organisation noch von dem Berufungsgremium der Selbstverwaltung bemerkt. 

      Wie es schon oben beschrieben wurde, hat der SLSI in Zgorzelec zur Ergänzung der vorgelegten Unterlagen aufgefordert, vor allem mit den Katasterkarten. Antwortend hat die Verfahrensführende Behörde Erläuterungen und entsprechende Unterlagen übergeben. 
Diese Erläuterungen und Unterlagen wurden durch den SLSI in Zgorzelec als ausreichend anerkannt. In diesem Zusammenhang hat die Behörde eine Entscheidung mit einer Bewertung erlassen, indem sie auf drei andeuteten Umweltauflagen für die Ausführung des Vorhabens hingewiesen hat. Diese Auflagen überlappen sich mit den Auflagen, die durch den SWSI im vorherigen Verfahren bestimmt wurden. Sie wurden in den Punkten von I.2.2.49 bis I.2.2.51 des vorliegenden Bescheides berücksichtigt.
VII. Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben
      Der Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben wurde durch den Bauherrn in Übereinstimmung mit dem in dem Beschluss über die Bestimmung des Umfanges von dem Bericht des Bürgermeisters der Stadt und Gemeinde Bogatynia bestimmten Umfang erstellt. 

Danach in Zusammenhang mit dem Beginn des grenzüberschreitenden Verfahren wurde der Bericht gemäß der durch die betroffenen Staaten dargestellten Bemerkungen ergänzt; auf der Grundlage der Entscheidung von dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia über die Notwendigkeit der Durchführung von dem grenzüberschreitenden Verfahren, in dem der Umfang der für die Durchführung dieses Verfahrens notwendigen Unterlagen bestimmt wurde.

In der Ergänzung des Berichtes wurden folgende durch die betroffenen Staaten abgegebene Bemerkungen berücksichtigt:
Bemerkungen der Bundesrepublik Deutschland:

· die Feststellung der aktuellen Umweltbelastung im räumlichen Wirkungsbereich des Kraftwerkes sowie der voraussichtlichen zusätzlichen Belastung im Zusammenhang mit dem geplanten Bau des neuen Kraftblocks für alle Schadstoffe, die in die Luft emittiert werden (Staub, Quecksilber, Stickoxid, Schwefeloxid, Schwermetalle, Benzopren, Dioxine, Furane),

· die Feststellung der aktuellen Lärmbelastung im räumlichen Wirkungsbereich des Kraftwerkes sowie der voraussichtlichen zusätzlichen Lärmbelastung im Zusammenhang mit dem geplanten Bau des neuen Kraftwerkblocks für alle Lärmquellen, (betrifft insbesondere Hirschfelde, ein Stadtviertel von Zittau),
· die Feststellung der Auswirkung auf die Schutzgebiete im räumlichen Wirkungsbereich des Kraftwerkes (z.B. auf die Schutzgebiete von Natura 2000, auf die Naturparks und Landschaftsschutzgebiete auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland),

· die Beschreibung und Bewertung von möglichen Auswirkungen der geplanten Anlage auf die Wasserbilanz von Sachsen (Informationen zur Nutzung von Gewässern, zur Wasserentnahme sowie zur Speicherung von Schadstoffen, die sich auf die Wasserqualität negativ auswirken können).
Die Bemerkungen der Tschechischen Republik:

· eine Untersuchung (eine Studie) zum voraussichtlichen Lärmpegel, der durch das neuen Kraftwerkblock erzeugt wird sowie zur aktuellen Lärmemissionen aus dem Braunkohletagebau (unter Berücksichtigung der in der Tschechische Republik zulässigen Lärmparameter),

· eine Studie zur Ausbreitung von gas- und pulverförmigen Verunreinigungen (unter Berücksichtigung der aktuellen Luftverschmutzung in dem Bezirk Liberec),

· ein Vergleich der Emissionsfähigkeiten aus den bereits bestehenden Emissionsquellen im Bereich des geplanten Bauvorhabens mit der vorausgesehenen Emission aus dem geplanten Vorhaben,

· die Ursachen des Anstieges von der SO2-Emission,

· der Einfluss des geplanten Bauvorhabens auf das Grenzgewässer (darunter der Einfluss auf den Grundwasserspiegel),

· der Einfluss des geplanten Bauvorhabens auf die Landschaft, darunter auf das Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik besonders auf die Schutzgebiete in der Region von Isergebirge (Jizerské) und Lausitzer Gebirge (Lužické),

· der Einfluss auf das Klima sowie auf die unterschiedlichen Niederschläge im Zusammenhang mit den vorgesehenen Emissionen (eine Klimastudie)

· der Einfluss auf den Fremdenverkehr,

· die konzentrierte Auswirkung mit dem geplanten Vorhaben, das auf die Errichtung von 98 Windkraftanlagen in dem Ort Bogatynia beruht.
Danach wurde der Bericht im Zusammenhang mit dem Schreiben des RDUS in Wrocław vom 9. Mai 2011 ergänzt. Die Behörde hat zur Ergänzung der unten beschriebenen Fragen aufgefordert:
1) Darstellung der Auswirkungen von dem geplanten Vorhaben auf die Verschmutzung der Luft die aus der vorhandenen Punktquelle K6 und aus der geplanten Punktquelle des Kühlturmes (Kohlenstaubfeuerung) kommt sowie aus allen von den oben genannten niedrigeren Punktquellen sowohl den geplanten als auch die vorhandenen, die nach der Fertigstellung des Bauvorhabens Verunreinigungen in die Luft emittieren (einschließlich sämtlicher Quellen von organisierten und nicht organisierten Luftemissionen).
2) Darstellung der Verteilung von Kohlenmonoxidkonzentrationen für die gesamte Luftemission aus Punktquellen K6 und aus der Punktquelle des Kühlturmes (Kohlenstaubfeuerung).

3) Eine erneute Analyse der Auswirkung des geplanten Vorhabens in der Phase des Betriebes auf den Lärmpegel unter der Annahme der zulässigen Lärmnormen, die für Lärmgeschützte Gebiete im Wirkungsbereich des Vorhabens gelten (obwohl es aus dem Bericht vorgeht, dass die durchgeführte Analyse des Schallpegels in der Umgebung der Anlage auf keine Überschreitung der zulässigen Normen für Wohngebäude in unmittelbarer Nachbarschaft des Vorhabens hinweist). 
4) Aus den vorgelegten Unterlagen geht hervor, dass eines der Schwermetalle, die bei der Kohlenstaubbefeuerung abgeschieden werden, Quecksilber ist. Die Wasserrahmenrichtlinie sowie die Richtlinie 2008/105/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 bestimmt für manche Substanzen Umweltqualitätsnormen. In diesem Zusammenhang und unter Berücksichtigung einer eventuellen Quecksilberverschmutzung vom Wasser sowie vom Wasserbiotop sind mögliche Auswirkungen des Vorhabens auf das Wasser in Anlehnung an die Normen des Quecksilberwertes in das Wasser (insbesondere auf den Fluss Miedzianka, an welchen Abwässer abgeführt werden sowie die Lausitzer Neiße) und entsprechende Lösungen zum Schutz von Gewässern darzulegen. 
5) Die vorzulegende Analyse ist mit Erläutungen, ob die mit der diesem „Bericht…” beigefügte Studie zur Machbarkeit von Kohlendioxidtransporten für den Bedarf vom PGE Kraftwerk Turów AG die 1. Etappe (Anlage Nr. 12) ein vor dem Erlass des Bescheides über Umweltauflagen bestimmte Absprachen und Zustimmungen erfordernder Gegenstand ist, zu ergänzen. Wenn es der Fall ist, bitte ich den vorliegenden „Bericht..." mit detaillierten Angaben zum Umfang der geplanten Arbeiten im Zusammenhang mit dem absichtlichen Kohlendioxidtransport sowie mit einer Umweltverträglichkeitsprüfung für Natura 2000-Gebeite, die sich auf der Strecke des Verlaufs von der Rohrleitung befinden, zu ergänzen. 
In Antwort auf das oben genannte Schreiben vom RDUS hat der Bauherr am 21. Juli 2011 eine Ergänzung zum Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das vorliegende Vorhaben vorgelegt, indem er die einzelnen Fragen genauer erläutete:

Zu 1) In dem Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das geplante Vorhaben wurden die Auswirkungen auf die Luftverschmutzung der Emissionen aus der bestehenden Punktquelle, aus dem sechskanaligen Kamin (K6) sowie aus der geplanten Punktquelle der Kohlenstaubfeuerung (des Kühlturmes) geschildert. Diese Punktquellen sind Luftverschmutzungsquellen mit regionalem Umfang. In der Umgebung des gleichen Kraftwerkes kann die Luft zusätzlich durch den Staub aus niedrigen Punktquellen, solchen wie Flugaschespeichersilos oder Kalksteinmehlspeichersilos verunreinigt werden. Im Bericht wurde die Ausbreitung von den Verunreinigungen aus allen Quellen ermittelt, für die das Kraftwerk erforderliche Messungen vornehmen muss. Die maximale Feinstaubbelastung (PM10), die durch den Betrieb des neuen und der bisherigen Kraftwerkblöcke entsteht, wird die zulässigen Grenzwerte für die Konzentration dieser Verunreinigung nicht überschreiten. Die Auswirkungen sonstiger Quellen (außer K6 und dem neuen Kühlturm) liegen unter 2% der K6-Emissionen. 

Zu 2) Es wurde eine Bewertung der Ergebnisse von der Modellierung von Konzentrationen sowie eine räumliche Verteilung von Kohlenmonoxidkonzentration in der Luft vorgestellt. Sie bestätigten, dass sie zulässigen Normen nicht überschritten werden. 
Zu 3) Es wurde die Bewertung von Schallpegelisolinien um das Kraftwerk Turów nach der Errichtung des neuen Blocks unter Berücksichtigung von lärmgeschützten Gebiete vorgestellt. Sie haben gezeigt, dass der Betrieb des neuen Blocks keine Überschreitung des zulässigen Lärmpegels in der Umwelt verursacht.
Für die Gebiete der Wohnbebauung gemäß der Verordnung des polnischen Umweltministers vom 14. Juni 2007 über zulässige Lärmpegel in der Umwelt (GBl. vom 2007 Nr. 120 Pos. 826 mit nachfolgenden Änderungen) betragen die Grenzwerte entsprechend:

· tagsüber 55 dB

· nachts 45dB

Zu 4) Infolge des Betriebes des neuen Blocks werden Abwässer aus der Abgasentschwefelungsanlage entstehen, in welche ein Teil des aus Abgasen abgeschiedenen Quecksilbers abgeleitet wird. Die voraussichtliche Konzentration des Quecksilbers in den Abwässern vor der Reinigung wird von 0,042 bis 0,0447 mg/l betragen. Somit wird die Konzentration des Quecksilbers in den abgeleiteten Abwässer niedriger als der zulässige Grenzwert des Quecksilbers sein, der gemäß der Verordnung des polnischen Umweltministers vom 24. Juli 2006 über die Bedingungen, die bei der Ableitung von Abwässern an das Wasser oder den Boden zu erfüllen sind sowie über Schadstoffe, die für das Wasser besonders schädlich sind (GBl. Nr. 137, Pos. 984 mit nachfolgenden Änderungen) bei 0,06 mg/l liegt. Um die Wasser zu schützen werden die Abwässer aus der Abgasentschwefelungsanlage vorerst der internen Entschwefelungsanlage IOS zugeführt. In dieser Anlage werden die Abwässer neutralisiert und von übermäßigen Suspensionen sowie Schwermetallen befreit. Anschließend werden die Abwässer an die vorhandene Reinigungsanlage für Industrieabwässer abgeleitet. Ein solches Verfahren zur Reinigung der Abwässer wird sicherstellen, dass das Vorhaben keinen bedeutenden Einfluss auf die Veränderung des Gehalts von Quecksilber in den aus dem Kraftwerk Turów abgeleiteten Abwässern haben wird. 
Zu 5) Gemäß der Richtlinie 2010/75/UE über Industrieemissionen soll bei den Betreiber aller energetischen Verbrennungsanlagen mit einer elektrischen Nennleistung über 300 MW, für die die erste Baugenehmigung oder die erste Betriebsgenehmigung nach der Inkrafttretung der Richtlinie 2009/31/EG über die geologische Speicherung von Kohlendioxid erteilt wurde, bewerten werden, ob die folgenden Bedingungen erfüllt sind:
· sind die geeigneten Speicherstätten vorhanden,

· sind die Transportanlagen technisch und wirtschaftlich machbar,

· ist die Modernisierung in Bezug auf die Abscheidung von Kohlendioxid technisch und wirtschaftlich machbar.

Die durch den Bauherrn durchgeführten Analysen in dem oben genannten Bereich haben:
· die Verfügbarkeit der geeigneten Speicherstätte,

· die technische Machbarkeit der Anlage für den Transport von CO2,

· die Möglichkeit der Abscheidung von CO2 unter den Einsatz von der „post combustion”-Anlage
gezeigt.

      Die wirtschaftliche Rentabilität der Prozesse, die mit der Abscheidung, dem Transport und der Lagerung von CO2 anfallen, wird von der weiteren Entwicklung der Arbeiten in Bezug auf solche Anlagen für den kommerziellen Bedarf sowie von der gesellschaftlich akzeptablen Preiserhöhung der in CCS-Kraftwerken erzeugten Energie abhängig sein. Der 460 MW-Block, der im Kraftwerk Turów gebaut werden soll, hat den Status CCS ready. Wenn es erforderlich wird den neuen energetischen Block mit einer Anlage zur Kohlendioxidabscheidung auszurüsten, wird der Bauherr einen separaten Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung des geplanten Vorhabens erstellen und die neue Anlage wird ein Gegenstand einer separaten Umweltverträglichkeitsprüfung sein.

      In dem mit dem vorliegenden Bescheid beendete Verfahren hat die Verfahrensführende Behörde den Bauherrn zur Stellungnahme in Bezug auf die Vorwürfe, die von dem Verein EKO-UNIA in der Aufhebung des Umweltbescheides vom 2. August 2012 gestellt wurden, gefordert.  Das Berufungsgremium der Selbstverwaltung hat keine Stellung zu diesen Vorwürfe genommen, also es hat weder bestätigt noch ausgeschlossen seine Richtigkeit. In diesem Zusammenhang hat die Behörde wegen der Notwendigkeit einer vielseitigen Klärung der Sache als angebracht gesehen, die durch den Verein erhobenen Fragen zu untersuchen.

Antwortend auf die Forderung hat der Bauherr einen Anhang Nr. 2 zu dem Bericht erstellt und vorgelegt. Der Anhang wurde durch die Behörde analysiert und den mitwirkenden Behörden (dem Regionaldirektor für Umweltschutz und dem Staatlichen Landkreis –Sanitätsinspektor dargestellt, sehe den Teil „Die Abstimmungen und Bewertungen der mitwirkenden Behörden”). Darauf haben die Behörden aber keine zusätzlichen Auflagen für die Ausführung des Vorhabens bestimmt (im Verhältnis zu den Auflagen, die in dem mit dem Bescheid vom 2. August 2012 beendeten Verfahren bestimmt wurden).
Die Stiftung Ökologische Rechtsservice hat anschließend einen Prozessschriftsatz mit Bemerkungen zu dem Anhang Nr. 2 eingereicht. Darauf antwortend hat der Bauherr Erläuterungen dargestellt.
Der Anhang Nr. 2 und die späteren Erläuterungen des Bauherrn haben der Behörde Meinung nach einer Klärung der zweifelhaften Fragen ermöglicht. Sie haben jedoch keine Notwendigkeit der Auferlegung von zusätzlichen Auflagen für die Ausführung des Vorhabens im vorliegenden Bescheid verursacht (im Verhältnis zu dem Bescheid vom 2. August 2012).
      Die Verfahrensführende Behörde hat den vorgelegten Bericht analysiert samt den Anlagen und den später erstellten und vorgelegten Anhängen. Nach der Meinung der Verfahrensführende Behörde erfüllt der Bericht über Umweltverträglichkeitsprüfung die Anforderungen des Umweltschutzgesetztes und erlaubt die Auswirkungen des Vorhabens zu erkennen sowie die Auflagen im Bescheid über die Umweltauflagen für die Ausführung des Vorhabens zu erteilen (was auch mit den Stellungnahmen der mitwirkenden Behörden bestätigt wurde, sehe „Die Abstimmungen und Bewertungen der mitwirkenden Behörden”).

VIII. Die Auswirkungen für die Ziele des Wasserschutzes 

      Gemäß Art. 81 Abs. 3 des Umweltschutzgesetztes soll die Behörde einen Bescheid über Umweltauflagen nicht erlassen in dem Fall, wenn bei der Ausführung des Vorhabens die Erreichung der Umweltziele, die der Wasserbewirtschaftungsplan für das Einzugsgebiet beinhaltet, bedroht ist (in dem Fall des geprüften Vorhabens geht es um den „Wasserbewirtschaftungsplan für das Einzugsgebiet des Flusses Oder”, der mit dem Beschluss der Ministerrat vom 22. Februar 2011; M.P. Nr. 40, Pos. 451 beschlossen wurde).
      Art. 81 Abs. 3 des Umweltschutzgesetztes wurde in das Gesetzt durch das Gesetzt vom                    5. Januar 2011 über Änderung des Gesetztes über das Wasserrecht sowie einigen anderen Gesetze (GBl. Nr. 32, Pos. 159) eingeführt und ist am 18. März 2011 in Kraft getreten.

      Gleichzeitig die Übergangsvorschrift des oben erwähnten Gesetzes, das am 5. Januar 2011 Art. 20 geändert hat, erlasst, dass „[d] zu der Sachen, die vor dem Tag der Inkrafttretung des vorliegenden Gesetztes eingeleitet und nicht beendet sind [d.h. des Novellierungsgesetzes] werden die bisherigen Vorschriften angewendet”. Als oben genannte „Übergangsvorschriften” sind auch die Vorschriften des Umweltschutzgesetztes in dem vor der Änderung geltende Wortlauf, also ohne Art. 81 Abs. 3 zu verstehen.

      Das Verfahren in der vorliegenden Sache wurde am 22. Dezember 2008 eingeleitet, also vor der Inkrafttretung des Art. 81 Abs. 3 des Umweltschutzgesetztes. Von dem formellen Standpunkt aus hat die Verfahrensführende Behörde also weder eine Pflicht noch eine Grundlage diese Vorschrift anzuwenden.
        Dennoch, nach eine vollständige Erläuterung von der Frage der Umweltverträglichkeitsprüfung des geplanten Vorhabens strebend, hat die Behörde den Einfluss des geplanten Vorhabens auf die Erreichung „der Umweltziele” im Bereich des Wasserschutzes, nach dem Art. 4 der Rahmenwasserrichtlinie (die Richtlinie 2000/60/EG der Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000, die die Ordnungsrahmen für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik bestimmt), sowie auch nach dem Kapitel 1 der Teil III des Gesetzes vom 18. Juli 2001 das Wasserrecht in Erwägung gezogen.
Die Wasserrahmenrichtlinie verordnet im Art. 4 Abs. 1. Buchstaben a).i) sowie ii) keine Verschlechterung des aktuellen Zustandes der Oberflächenwasserkörper, und langfristig einen guten ökologischen Zustand aller Oberflächenwasserkörper zu erreichen (ausgeschlossen vorbehaltlich künstliche und erheblich veränderte Wasserkörper). In dem Art. 4 Abs. 1. Buchstaben a).iii) verordnet die Wasserrahmenrichtlinie ein gutes ökologisches Potential und einen guten chemischen Zustand der künstlichen und erheblich veränderten Oberflächenwasserkörper zu erreichen.

Analog verordnet auch bezüglich des Grundwassers die Wasserrahmenrichtlinie im Art. 4 Abs. 1. Buchstabe b) keine Verschlechterung des aktuellen Zustandes der Grundwasserkörper, und langfristig ihren guten Zustand zu erreichen.

      Bei der Erwägung des Einflusses des Vorhabens auf die Umweltziele ist es zu analysieren, ob das Vorhaben:

· eine neue Änderung in der physischen Charakteristik der Oberflächenwasserkörper;

· eine neue negative Auswirkung auf den quantitativen Stand des Grundwassers in dem Grundwasserkörper;

· eine neue negative Auswirkung auf den chemischen Zustand des Oberflächen- oder Grundwassers.
verursachen kann.

      Das Vorhaben, das der Gegenstand des vorliegenden Bescheides ist, kann sich auf den Fluss Witka (Wittig) und eventuell auf den Fluss Lausitzer Neiße auswirken. (Durch die Entnahme des Wassers, wobei die Hauptquelle der Wasserentnahme Witka (Wittig) sein wird; die Lausitzer Neiße wird eine Ersatzquelle sein). Das Vorhaben wird sich auch auf den Bach Ochota, und den Fluss Miedzianka (Kupferfluss) und indirekt auf die Lausitzer Neiße (durch die Ableitung der Abwässer) auswirken.

Wie es im Bericht gezeigt wurde, die Gesamtentnahme des Rohwassers für den Bedarf des neuen Blockes wird ca. 6 625 100 m3/Jahr betragen und keine negative Auswirkung auf den quantitativen Stand der Gewässer haben.

      Eine Auswirkung des Vorhabens auf den chemischen Zustand des Wasserkörpers wird durch die Ableitung der Abwässer in die Gewässer verursacht.

In den durch den Bauherrn übermittelten Unterlagen (der Bericht und seine Ergänzungen) wurde der Einfluss der abgeleiteten Abwässer auf das Wasser ausführlich bewertet.

Wie es aus diesen Unterlagen hervorgeht, die Qualität der gereinigten Abwässer, die aus dem Kraftwerk Turów abgeleitet werden, wird keine zulässigen Normen für alle Richtwerte der Verunreinigungen überschreiten, die im Rahmen einer Abwässerprüfung in der energetischen Branche erforderlich sind. Es wird geplant, dass die Abwässer, die an den Fluss Miedzianka (Kupferfluss) abgeleitet werden keine Schäden in das Wasser verursachen. Das Wasser aus dem Fluss Miedzianka wird bei der Mündung in die Lausitzer Neiße einen Anstieg der Konzentration von Sulfate um 38,45 mg/dm3 und von Chloriden um 5,08 mg/dm3 verursachen. Der Anstieg wird jedoch keine Verschlechterung von dem guten chemischen Zustand des Wassers in dem Fluss Lausitzer Neiße verursachen. Die Ableitung der gereinigten Industrie- Niederschlagsabwässer aus den allen Blöcken insgesamt wird keinen negativen Einfluss auf die Wasserqualität in den Flüssen Miedzianka (Kupferfluss) und Lausitzer Neiße haben. 
Darüber hinaus, während des Betriebes des neuen Blocks, einer der Schwermetalle, das in den Abwässer aus der Rauchgasentschwefelungsanlage hervorkommen wird, wird Quecksilber sein (teilweise unterspült aus den Abgasen). Der voraussichtliche Gehalt von Quecksilber in den ungereinigten Abwässern wird von 0,042 bis 0,0447 mg/l betragen. In dem Bericht und seinen Ergänzungen befinden sich ausführliche Analysen bezüglich der Quecksilberemission, aus denen hervorgeht, dass sie keinen Einfluss auf die Verschlechterung des chemischen Zustandes der Gewässer haben wird.
Das geplante Vorhaben wird sich sowohl in der Zeit der Einrichtung als auch während des Betriebes nicht auf das Grundwasser auswirken. 

Der Druck im Zusammenhang mit dem Funktionieren des Vorhabens wird keine negativen Auswirkungen auf das Oberflächenwasser verursachen. 

Das geplante Vorhaben wird keine Änderungen in der physischen Charakteristik der Oberflächenwasserkörper verursachen (greift physikalisch in keinen Teil der Gewässer ein).   

Von dem RDUS wurden auch keine Vorbehalte bezüglich der Auswirkung des Vorhabens auf die Umweltziele des Wasserschutzes gemeldet.
     Im Zusammenhang mit dem Vorstehenden stellt die Verfahrensführende Behörde, nach einer Analyse der Akten in der Sache, darunter vor allem des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung samt späteren Anhänge fest, dass die Ausführung des geplanten Vorhabens keinen negativen Einfluss auf die Möglichkeit der Erreichung von den Umweltziele bezüglich der Gewässer haben wird. 
IX. Die Auswirkungen auf die Gebiete Natura 2000

      Ein Gebiet Natura 2000, das im Zusammenhang mit der Auswirkungen des geplanten Vorhabens in Erwägung zu ziehen ist, liegt direkt hinter der Umzäunung des Kraftwerkes in der westlichen Seite des Betriebes, das geplante spezielle Schutzgebiet zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume „Przełomowa Dolina Nysy Łużyckiej” Code PLH020066.
      Bei der Erwägung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Gebiete Natura 2000, darunter besonders auf das oben genannte Gebiet „Przełomowa Dolina Nysy Łużyckiej”(Neißetal), hat die Verfahrensführende Behörde vor allem die Entscheidung, die von der für den Bereich des Schutzes von den Gebieten Natura 2000 zuständige Behörde, also von dem RDUS erlassen wurde, berücksichtigt. In der Entscheidung vom 23. September 2011, die anschließend in dem wiederholten Verfahren aufrechterhalten wurde, hat die Behörde eindeutig hingewiesen, dass das geplante Vorhaben sich nicht bedeutend negativ auf die Gebiete Natura 2000 auswirken wird, darunter auch auf das oben erwähnte Gebiet „Przełomowa Dolina Nysy Łużyckiej”. 

Das geht auch aus den Analysen, die im Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Kapitel 7.15, sowie in den Anlagen 15 und 15.1 zu dem Bericht vorgestellt wurden, hervor.

Wie es aus dem im Verfahren zusammengestellten Material resultiert, man hat auch die Auswirkungen auf andere polnische Gebiete, die sich in der Reichweite der etwaigen Auswirkung (im Umfang von 100 km) von dem Standort des Kraftwerkes befinden, in Erwägung gezogen. Zu diesen Gebieten gehören folgende spezielle Schutzgebiete zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der Tierarten: Bory Dolnośląskie (PLB020005); Ostoja nad Bobrem (PLH020054); Góry i Pogórze Kaczawskie (PLH020037); Łąki Gór i Pogórza Izerskiego (PLH020102); Torfowiska Gór Izerskich (PLH020047); Karkonosze (PLB020007).

      Bezüglich der Gebieten Natura 2000, die auf dem Gebiet von Deutschland liegen, aufgrund ihrer Lage im Verhältnis zu dem geplanten Vorhaben sowie aufgrund des Charakters und der Art der Auswirkungen von dem geplanten Vorhaben sollen die Auswirkungen auf das Gebiet zur Erhaltung von Vogelarten Neißetal (DE4454451; Entfernung von dem geplanten Vorhaben 1,5 km) sowie das Gebiet zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume Neißegebiet (DE4454302; Entfernung 1,5 km), Basalt-und Phonolithkuppen der Östlichen Oberlausitz (DE4753303; Entfernung 3,5 km) in Erwägung gezogen werden.

      Darüber hinaus wurde auch die Auswirkung auf die sonstigen Gebiete, die als Schutzgebiete zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume und der Tierarten gelten und sich im Umfang von 20 km von der Punktquelle befinden: Pließnitzgebiet DE4954301, Mandautal DE5054301, Hochlagen des Zittauer Gebirges DE5153301, Eichgrabener Feuchtgebiet DE5154301 in Erwägung gezogen. 

      Auf der tschechischen Seite solche Schutzgebiete im Umkreis von 20 km sind: das Schutzgebiet zur Erhaltung der Vogelarten Jizerske hory CZ0511008 sowie die Schutzgebiete zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume und der Tierarten Jizerskohorske bučiny CZ0510400 sowie Jizerske smrčiny CZ0510412. Darüber hinaus. Aufgrund einer etwaigen Auswirkung auch in größeren Entfernungen, wurden die Auswirkungen auf weitere Schutzgebiete zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume und der Tierarten: Rašeliniště Jizerky CZ0510402, Bukovec CZ0510405, Smědava CZ0510408, Rašeliniště Jizery CZ0510415, Smĕdá CZ0513256 in Erwägung gezogen.

      Bei der Erwägung der Auswirkungen auf die Gebiete, die außerhalb der polnischen Grenze liegen, ist es vor allem zu bemerken, dass im Rahmen des durchgeführten grenzüberschreitenden Verfahren die zuständigen Behörden der betroffenen Staaten weder Bemerkungen noch Zweifel bezüglich der Auswirkungen auf die auf ihren Hoheitsgebieten liegenden Schutzgebiete Natura 2000 gemeldet haben. Sie kannten dabei sowohl die Charakteristik als auch den Gegenstand des Schutzes von den auf ihren Hoheitsgebieten liegende Schutzgebieten Natura 2000, sowie die durch den Bauherrn vorbereitete Unterlagen (die nach einer Ergänzung durch diese Staaten als ausreichen anerkannt wurden).
      Auch in dem Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung wurde gezeigt, dass keine bedeutende negative Auswirkung auf die außerhalb der polnischen Grenze liegende Schutzgebiete Natura 2000 vorkommen. 

Im Zusammenhang mit dem Vorstehenden stellt die Verfahrensführende Behörde fest, dass das geplante Vorhaben keine bedeutenden negativen Auswirkungen auf die Schutzgebiete Natura 2000 haben wird. In diesem Zusammenhang gibt es keine Prämisse für eine Absage der Erlassung von dem Bescheid über Umweltauflagen nach dem Art. 81 Abs. 2 des Umweltschutzgesetztes.

X. Begründung der mit dem Bescheid auferlegten Auflagen 

      Im Laufe einer komplexen Analyse der Akten in der Sache des gegenständlichen Vorhabens und insbesondere:

· des Antrages auf den Erlass des Bescheides über die Umweltauflagen,

· des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens samt den späteren Ergänzungen,

· des Beschlusses des Regionaldirektors für Umweltschutz in Wrocław vom  23. September 2011, aufrechterhaltene mit dem Schreiben vom 30. Januar 2013,

· des Beschlusses Staatlichen Landkreis –Sanitätsinspektors in Zgorzelec vom 16. April 2013,

· der Ergebnisse des grenzüberschreitenden Verfahren, darunter des Protokolls über den grenzüberschreitenden Konsultationen, die nach dem Art. 5 des Espoo-Übereinkommens durchgeführt wurden,

· der Ergebnisse der Öffentlichkeitsbeteiligung, darunter der Bemerkungen und der Anträge, die durch die ökologischen Organisationen im Rahmen des Verfahrens abgegeben wurden (in der schriftlichen Form und während der öffentlichen Anhörungen) 
      hat die Verfahrensführende Behörde, in der Absicht den vorliegenden Bescheid zu erlassen, Folgendes festgestellt: 

      Die Errichtung des neuen Kraftwerksblockes  soll auf dem Gelände des Kraftwerks Turów, in der Gemeinde Bogatynia auf dem Hoheitsgebiet der Republik Polen erfolgen. Die Gemeinde Bogatynia liegt auf dem Gebiet der Wojewodschaft Niederschlesien und des Landkreises Zgorzelec und grenzt:

· an der Landgemeinde Zgorzelec – im Norden;

· an der Tschechischen Republik – im Osten und in Süden;
· an der Bundesrepublik Deutschland – im Westen.
      Darüber hinaus ist der Standort des gegenständlichen Bauvorhaben in der Nachbarschaft des geplanten speziellen Schutzgebietes zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume Natura 2000 „Przełomowa Dolina Nysy Łużyckiej" PLH020066 geplant.

Die unmittelbare Umgebung des Kraftwerkes Turów bilden:

· vom Süden - ein Wohngebiet mit den Siedlungen Zatonie und Trzciniec. Hier befinden sich Betriebe, die die technische Basis des Kraftwerkes Turów bilden (solche wie Anschlussgleise, die Kläranlage für Industrieabwässer, die Kläranlage für Kommunalabwässer sowie Objekte von Fremdunternehmen;

· vom Westen - ein Wohngebiet  mit den Siedlungen Trzciniec und Trzciniec Górny. Innerhalb dieser Wohnsiedlungen befinden sich Gebiete mit niedrigen Ein- und Mehrfamilienwohnhäusern mit Handel- und Dienstleistungseinrichtungen;

· vom Norden – das Gebiet mit einem landwirtschaftlichen Brachland, Wiesen und Weiden; 

· vom Osten – die Landesstraße Nr.352, die Bogatynia mit Zgorzelec verbindet. Hinter der Landstraße befinden sich Gebiete mit einem landwirtschaftlichen Brachland, Wiesen und Weiden sowie das Gelände des Betriebes, der das Sorptionsmittel für das Kraftwerk produziert.
      Das geplante Vorhaben wird sowohl während der Ausführung als auch während des Betriebes und der Stilllegung mit den Auswirkungen auf die Umwelt verbunden sein.
      Die Ausführung  des Vorhabens wird mit der Durchführung von folgenden Arbeiten in Verbindung stehen: die Beseitigung von unnötigen Objekten und die Verlegung von bestehenden Anlagen, die Vorbereitung von technologischen Wegen, Aushubarbeiten und Nivellieren der Gelände für die geplante Objekte, die Ausführung der Stahlbetonarbeiten bei dem Bau von Fundamenten und Streifenfundamenten, Stahlbetonkonstruktionen der Schächten und Fußböden usw. für die geplanten Objekte; die Montage der Stahlkonstruktion des Hauptgebäudes von dem Kraftwerkblock sowie der Konstruktionen von den Hilfsobjekten; die Ausführung der allgemeinen Bauarbeiten, der Installations- und Ausstattungsarbeiten in den gebauten Objekten sowie der Bau von Zufahrtwegen zu den errichteten Bauten, die Montage von Anlagen und der technischen Ausstattung, in den gebauten Objekten; der Bau von Rohrleitungsbrücken sowie die Aufräumung der Baustelle nach der Fertigstellung des Blocks.
      In der Bauphase werden die bei der Bauarbeiten sowie den Schweißprozessen und beim Anstreichen eingesetzten Baumaschinen und die Transportmittel die wichtigste Luftverschmutzungsquelle sein. Darüber hinaus wird auf die Luftverschmutzung einen Einfluss die Staubemission aus der Baustelle sowie aus den Zufahrtwegen haben, die zu dem für die Errichtung des neuen Objektes geplanten Gebiete führen. Bei der Berücksichtigung des Umfanges und der Art von den geführten Arbeiten kann festgestellt werden, dass die oben genannten Emissionen keine bedeutende Auswirkung auf die Umwelt haben werden. Die Auswirkungen während der Bauarbeiten werden einen lokalen Charakter haben, ohne dass es zu Schadenstoffemissionen außerhalb der Staatgrenze kommen kann.
      Während der Ausführung von dem Bauvorhaben werden die Auswirkungen auf den Lärmpegel mit dem Lkw-Transport von Baumaterialien sowie mit der Arbeit von schweren Baumaschinen verbunden sein. Um die oben genannten Belastungen einzuschränken, sollen die Arbeiten je nach der Möglichkeit tagsüber unter den Einsatz von Bauausrüstung in einem guten technischen Zustand geführt werden. Während der Haltezeit oder der Verladung sind die Motoren von den Maschinen auszuschalten.

      Aus den Niederschriften des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben resultiert, dass während der geführten Bauarbeiten die erforderlichen Vorsichtsmaßnahmen zur Verhinderung des Durchsickerns von den Verunreinigungen in das Oberflächen- und Grundwasser ergriffen werden. Die Stellplätze für die Ausrüstung und die provisorische Zufahrtwege sollen befestigt und entsprechend profiliert werden, mit einem Gefälle, das einen reibungslosen Abfluss von dem Niederschlagwasser oder der Schneeschmelze sowie der Abwässer aus der Reinigung in die Kanalisationsanlagen ermöglicht. Nach der Vorklärung werden sie dann weiter in die Regenwasser- und Industrieabwässerkanalisation des Kraftwerkes geleitet. Die entstehenden Kommunalabwässer werden an das auf dem Gebiet des Kraftwerkes bestehende Schmutzwasserkanalisationssystem abgeführt.
       Während der Ausführung des Bauvorhabens werden u.a. Schweiß- und Schleifabfälle ohne Zusatz von gefährlichen Stoffen; Verpackungen aus Papier, Karton, Metall und Glas; Schutt (Ziegel und Beton); Eisen und Stahl; Holz; Boden und Erde; verbrauchte Kabel sowie gefährliche Abfälle wie: die Reste von Farben und Lacken; Motor-, Getriebe- und Schmieröle; asbesthaltige Konstruktionsreste entstehen. Sämtliche Abfälle werden getrennt und in speziellen Behälter an zugewiesenen Plätzen gesammelt und aufbewahrt.

      Die in der Bauphase entstehenden Bauabfälle werden in erster Linie wiederverwertet, und wenn das aus den technischen Gründen nicht möglich oder aus den ökologischen oder ökonomischen Gründen unbegründet ist, werden sie beseitigt.
Die Auswirkungen innerhalb der Bauvorbereitungsphase des Vorhabens und der Errichtung werden einen reversiblen Charakter haben und sie werden relativ kurzfristig vorkommen. Die Stärke dieser Auswirkungen wird zu keinen dauernden Folgen für die Umwelt führen. Nach der Fertigstellung des Bauobjektes wird das Gelände um den neuen Block ausgeglichen und es werden Objekten von der sog. Straßenausrüstung entstehen.

      Die Auflagen, die in den Punkten von I.2.1.1 bis I.2.1.4 bestimmt wurden, wurden zur Reduzierung einer planlosen Staubausbreitung bei der Ausführung der Bau- und Montagearbeiten festgelegt. Dagegen die Auflagen die in den Punkten von I.2.1.5 bis I.2.1.6 sind, sollen eine Reduzierung der Emission in die Luft von den Verunreinigungen aus den Abgassystemen der Verbrennungsmotoren von den Maschinen und Geräte, die während der Ausführung des Vorhabens eingesetzt werden, gewährleisten. Die in dem Punkt I.2.1.7 bestimmte Auflagen beziehen sich auf die Einschränkung der Lärmbelastung bei der Ausführung von dem Bauvorhaben. Die Einträge von den Auflagen in den Punkten von I.2.1.8 bis I.2.1.11 sollen das Durchsickern von Verunreinigungen in den Boden und ins Wasser ausschließen. Um eine rationale Abfallwirtschaft während der Ausführung von Bau- und Montagearbeiten zu ermöglichen, wurden die Auflagen in den Punkten von I.2.1.12 bis I.2.1.15. erteilt.  Um das Gelände des Bauvorhabens nach der Beendigung der Bauarbeiten aufzuräumen, wurde die im Punkt I.2.1.16 bestimmte Auflage auferlegt. 

      Das geplante Bauvorhaben wird die Errichtung eines Kraftblocks umfassen, der aus folgenden Anlagen und Objekten bestehen wird: das Kesselhaus mit einer kompletten Staubfeuerung und Hilfsanlagen; der Maschinenraum mit einem  kompletten Turbosatzt und mit Hilfsanlagen, darunter u.a.: Dampfrohrleitungen, Wasserversorgungsleitungen, Kondensatleitungen, Öl- und Kühlwasserrohrleitungen; ein geschlossenes Kühlsystem mit einem Kühlturm; ein Rauchgasableitungssystem mit Ventilatoren und Entstaubungs- und Entschwefelungsanlagen; eine Ableitung der elektrischen Energie; Hochspannungsfreileitung zur Verbindung des Maschinentransformators mit der Hochspannungsschaltanlage auf dem Gebiet des Kraftwerkes; das Bekohlungssystem; die Versorgung mit Sorptionsmittel; der Umgang mit der Asche und Schlacke; eine Kläranlage für die Abwässer aus der Rauchgasentschwefelungsanlage sowie die Hilfsanlagen d.h. eine Bekohlungsanlage, ein Ölzufuhr- Ölabfuhrsystem; eine Industriewasseranlage; Entschlackung; Entstaubung und Entaschung; Hilfs- und Dienstleistungsobjekte; Verkehrsstraßen, Plätze, Gehwege, Gleisanschlüsse; Netze einschließlich erforderliche Bauten; die Bewirtschaftung des Geländes; elektroenergetische Ausrüstung und Anlagen von dem Versorgungssystem zur Deckung von dem allgemeinen und eigenen Bedarf. 

 Der hocheffiziente Kraftwerkblock mit den überkritischen Dampfparametern wird die elektrische Energie mit einem Nettowirkungsgrad auf einem Niveau erzeugen, das aus den BAT-Anforderungen (Beste Verfügbare Technik) für ein Kondensationssystem resultiert.
      Der Brennstoff wird in der Form der Braunkohle über die Bunkerbeschickung an die Kohlemühle befördert und anschließend an Niedrigemissionsbrenner transportiert. Diese führen den Brennstoff direkt in die Brennkammer ein. Das Rauchgas gelangt an die einzelne Heizflächen des Kessels, was die Erzeugung eines erforderlichen Durchflusses von Heißdampf und überhitzen Sattdampf ermöglicht. Der im Kessel erzeugte Dampf wird einer Mehrgehäuseturbine mit einer Turbinenwelle zugeführt. Die elektrische Energie wird in einem wasserstoffgekühlten Generator erzeugt. Die Abnahme des Abdampfes erfolgt in einem Membrankondensator und die Kondensationswärme wird durch Kühlwasserrohrleitungen in den Kühlraum (Nasskühler) abgeleitet. Der Bruttowirkungsgrad des Blocks wird von den eingesetzten technischen Systemen abhängig sein. Die elektrische Energie wird vom Generator 21 kV abgeleitet und auf die Leistung von 400 kV mit drei Einphasenblocktransformatoren umgespannt. Zur Ableitung der Energie aus dem Kraftblock wird die bestehende freie Hochspannungsleitung 400 kV  des Duoblocks 9 und 10 genutzt, die an die Schaltanlage 400 kV der Netzstation in Mikułowa angeschlossen ist. Zur Deckung des Eigenbedarfs wird der Kraftwerkblock grundsätzlich aus dem Stufenschalter des Generators versorgt. Die Reserve- Inbetriebnahmeversorgung für den eigenen Bedarf wird über die auf dem Gebiet des Kraftwerkes platzierte Schaltanlage 110 kV – AEA sichergestellt.
      Der Betrieb des gegenständlichen Bauvorhabens wird mit der Auswirkungen auf die Umwelt verbunden sein und vor allem: mit der Emission von Verunreinigungen in die Luft, mit der Lärmemission, mit der Erzeugung von Abfällen, mit einem Eingriff in den Boden- Wasserverhältnisse und mit der Emission des elektromagnetischen Feldes.
      Eine Hauptquelle der Verunreinigungen, die aus dem Gelände des geplanten Bauvorhabens nach der Ausführung emittiert werden, wird der Prozess der Braunkohlestaubfeuerung im Kessel mit einer Wärmeleistung von etwa 1040 MW sein. Die Rauchgase aus dem neuen Kessel werden in die Luft durch den neuen Kühlturm mit folgenden Parameter abgeleitet: die Höhe h = 135,0 m und der Durchmesser am Austritt d = 52,0 m.

In dem Prozess der Kohlenstaubfeuerung werden folgende Schadstoffe in die Luft emittiert: Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid, Distickstoffmonoxid, Kohlenmonoxid, Kohlendioxid, Fluorwasserstoff, Chlorwasserstoff, organische Verbindungen ohne Methan (NMVOC), Schwermetalle sowie Feinstaub.
      Aus dem vorgelegten Bericht geht hervor, dass nach der Inbetriebnahme des neuen Kraftwerkblocks zulässige Grenzwerte der Konzentration von den Verunreinigungen in der Luft, die durch den Betrieb des Kraftwerkes Turów generiert werden, eingehalten werden. Die Luftemissionen der gas-pulverförmigen Verunreinigungen aus der Braunkohlestaubfeuerung in dem neuen Block werden die Anforderungen der Richtlinie über Industrieemissionen erfüllen:

· Schwefeldioxid - 150 mg/m3*.

· Stickstoffoxide umgerechnet in Stickstoffdioxid 200 mg/m3*,

· Feinstaub10 mg/m3*,

* - betrifft trockene Abgase bei Normalbedingungen und einem Sauerstoffgehalt von 6 %
In Übereinstimung mit den durch den Bauherrn vorgestellten Unterlagen wird das auf dem Gebiet des Kraftwerkes Turów geplante Vorhaben keinen Anstieg der Luftemission verursachen. 

Die Ersetzung der Blöcke Nr. 8 - 10 mit einem neuen hocheffizienten Kraftwerkblock wird eine Reduzierung der jährlichen Luftemission von den gas-pulverförmigen Verunreinigungen aus dem ganzen Kraftwerk in Bezug auf die im Jahr 2010 geltenden Emissionsnormen zur Folge haben. Die Nennwerte der Rauchgasdurchflüsse und die Betriebszeit von allen Blöcken von 7000 h/Jahr (gegenwärtiger Stand, Blöcke 1-10) mit den vorausgesehenen jährlichen Emissionen von Verunreinigungen nach der Errichtung des neuen Blocks und nach der Setzung außer Betrieb der Blöcke 8-10. 
Die Emissionen in die Luft werden um folgende Werte reduziert:

· Schwefeldioxid - um 45 635 Mg/Jahr,

· Stickstoffoxide umgerechnet in Stickstoffdioxid - um 10 158 Mg/Jahr,

· Feinstaub - um 2382 Mg/ Jahr,
· Kohlenmonoxid - um 4138 Mg/ Jahr,

· Kohlendioxid - um 3680,5 Tausend Mg/ Jahr,
· Kadmium - um 6 kg/ Jahr,

· Blei - um 125 kg/ Jahr,

· Quecksilber - um 67 kg/ Jahr.
      Um die Ausbreitung von der Flugasche bei dem Transport, der Speicherung, der Ladung, der Umladung und der Abnahme wurden die Auflagen in den Punkten von I.2.2.1. bis I.2.2.4 sowie I.3.1 erteilt. Die in den Punkten von I.2.2.5 bis I.2.2.7. und I.3.2. bestimmte Bedingungen werden eine Begrenzung der Ausbreitung von Feinstaub bei dem Transport und bei der Lagerung von Sorptionsmittel erlauben. Dank der Auflagen in den Punkten I.2.2.8 und I.3.3. kann die unorganisierte Kohlenstaubemission beim Transport der Braunkohle aus dem Tagebau minimiert werden. In dem Punkt I.2.2.9 wurden Bedingungen zur Reduktion der Kohlestaubemission aus den Bekohlungssystemen von dem Kessel definiert. Um die Ausbreitung von dem Feinstaub bei der Beförderung der Feuerungsrückstände zu begrenzen, wurde die Auflage in dem Punkt I.2.2.10 auferlegt. Der Punkt I.2.2.11 wird eine optimale technische Lösung für die Brennstoffaufbereitung sichern. Der Elektrofilter (die Auflage im Punkt I.2.2.12) gilt in der geplanten Anlage als die erste Stufe der Rauchgasentstaubung und seine Aufgabe besteht darin, eine möglichst niedrige Konzentration von dem Feinstaub in den ausgestoßenen Abgasen zu erreichen. Dagegen die Rauchgasentschwefelungsanlage (die Auflage in dem Punkt I.2.2.13) bildet die zweite Stufe der Rauchgasentstaubung, darunter auch der Beseitigung von den Schwermetalle, und ist darüber hinaus eine der wirksamsten Methoden zur Reduzierung von Schwefeloxidemission aus der Abgase. Die Auflage in dem Punkt I.2.2.14 soll die Freisetzung von Schadstoffen in die Luft reduzieren, darunter auch die Emission von Kohlendioxid in Abgasen. Um eine möglichst Geringer Emission von Stickstoffoxiden während der Braunkohlefeuerung in dem geplanten Kassel zu erreichen, wurde die Auflage in dem Punkt I.2.2.15 erteilt. Die Auflage in dem Punkt I.2.2.16 wird eine niedrige Emission von Kohlenstoffoxiden während der Kohleverbrennung im Kessel gewähren. Die Auflagen in den Punkten von I.2.2.17 bis I.2.2.18 wurden zur Reduzierung der Ausbreitung von Nebenprodukten aus der Rauchgasentschwefelungsanlage auferlegt. Die Auflage in dem Punkt I.2.2.19 soll die sekundäre Staubemission während des Verkehrs von Transportfahrzeugen zu dem neuen Objekt verhindern. Die in dem Punkt I.3.4. dargestellte Schutzvorrichtungen sollen zur Beschränkung der Ausbreitung von Staub an den Orten führen, die potentiell durch eine unorganisierte Staubemission gefährdet sind. Die Auflage in dem Punkt I.3.5 wird die Ausbreitung von dem Feinstaub aus dem Bekohlungssystem reduzieren.

      In Hinsicht auf die Tatsache, dass sich die Anlage des Bauherrn im laufenden Betrieb befindet, werden die Auswirkungen auf den Schallpegel eine wesentliche Bedeutung haben. Die Lärmemission in die Umwelt der Maschinen und Geräten aus der zurzeit betriebenen Brennstoffverbrennungsanlage auf dem Betriebsgelände ist eng von der Anzahl der gleichzeitig arbeitenden Lärmquellen abhängig. Die Anzahl von den arbeitenden Hauptanlagen und von den damit verbundenen Hilfsanlagen, die Schallquellen bilden, ist in der Zeit variabel und vom Energiebedarf des Energieversorgungssystems abhängig.

Zu den laufend betriebenen Anlagen, die als nach außen wirkende Schallquellen gelten, gehören:

· Block- und Anzapftransformatoren,

· Abgasventilatoren mit den Antriebsmotoren,

· Luftansaugsysteme (Staubbrenner)
· Luftabsaugventilatoren SAH,

· Kühltürme.
Zu den laufend betriebenen und als interne Schallquellen geltenden Objekten gehören:

· der Maschinenraum,

· das Kesselhaus,

· der Kohlebunker,

· die Gebäuden der Kompressoranlage und des Pumpenraums
Zu den etwa 5 Stunden pro Schicht betriebenen Objekten gehören:

· die Brechtürme,

· der Zwischenbunker für die Entaschung der Abgase
· die Förderbänder der Entaschung.

      Auf dem Gelände des Kraftwerkes funktioniert ein Netz von betrieblichen Wegen, Zufahrten und Eisenbahngleisen, das die Hauptobjekte des Betriebes miteinander verbindet.  In Hinsicht auf die Tatsache, dass für den geplanten Kraftwerkblock eine Versorgung mit der Rohstoffen und den Betriebsmitteln und eine Abfallabfuhr sowohl mit dem Schienenverkehr als auch mit dem Straßenverkehr sicherzustellen ist, wird ein Umbau und eine Erweiterung der bestehenden Verkehrswege geplant. Das Straßen- und Eisenbahnsystem des neuen Blocks wird an den bestehenden Straßen- und Eisenbahnsysteme des Kraftwerkes Turów angeschlossen. Das Straßen- und Eisenbahnsystem des neuen Blocks wird eine Abfuhr von den Substanzen aus dem Betrieb (Asche, Schlacke, Gips) sowie eine Versorgung mit den Elementen der technischen Ausrüstung und mit den erforderlichen Betriebsmitteln für den Block ermöglichen. Darüber hinaus wird das Straßenverkehrssystem eine Durchführung von Sanierungsarbeiten sowie von eventuellen Feuerwehr- und Rettungsdiensteinsätze ermöglichen.

      Wichtig ist es, dass auf den äquivalenten Dauerschallpegel in den Gebieten um das Kraftwerk Turów folgende Faktoren Einfluss haben: erzeugte Stromleistung in das Stromnetz sowie die Geschwindigkeit und die Richtung des Windes, die Struktur des Geländes, aber auch Inversionswetterlagen, die in der Gegend des Kraftwerkes Turów oft vorkommen. In dem Fall einer Senkung von der erzeugten Stromleistung an das Stromnetz steigt der durch das Kraftwerk generierte Schallpegel. In dem Fall, wenn der Wind mit der Geschwindigkeit von etwa 3 bis 6 m/s von der Seite des Kraftwerkes in die Richtung des Punktes Nr. 1 (d.h. Richtungen: S, SSW, S-W) weht, ist der Lärmpegel um etwa 4 bis 5 dB höher als in der Fall eines Windes mit des Geschwindigkeit von 1 - 3 m/s.
      In Zusammenhang mit den dargestellten Umständen sowie in Hinsicht auf die Tatsache, dass in der unmittelbare Nachbarschaft des Kraftwerkes (südlich und westlich von der Betriebsgrenze) drei Wohnsiedlungen (Kolonia Zatonie, Trzciniec Dolny i Trzciniec Górny) liegen, die einer etwaigen Lärmbelastung im Rahmen des gegenständlichen Bauvorhabens ausgesetzt werden können, wird eine Anwendung von einer Reihe der technischen, technologischen und organisatorischen Lösungen geplant, dank deren die Ausführung des gegenständlichen Vorhabens nicht zur einen Verschlechterung des Schallpegels auf den lärmgeschützten Gebieten innerhalb des potentiellen Wirkungsbereiches des Kraftwerkes führen wird. Die neuen Anlagen, als potentielle Lärmquellen, werden die Anforderungen im Bereich des zulässigen Schallpegels in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft erfüllen. 

Um eine Einschränkung der Lärmemission des geplanten Bauvorhabens zu gewährleisten, wurden dem Bauherrn die in den Punkten von  I.2.2.20 bis I.2.2.27 und in dem Punkt I.2.2.51 sowie in den Punkten von I.3.6 bis I.3.7 bestimmte Auflagen auferlegt. Damit die geltenden Normen und Grenzwerte für den Schallpegel eingehalten werden, wurden die in den Punkten I.2.2.28 und I.3.8 definitere Auflagen erteilt. Die Auflage, die in dem Punkt I.2.2.29 bestimmt wurde, wurde zur Reduktion von Lärm aus den defektem Anlagen und Geräten erteilt. 
     In Zusammenhang mit dem Betrieb des neuen Blocks wird eine Erzeugung von folgenden Abfallströmen vorausgesehen: nicht gefährliche Abfälle d.h.: Abfälle aus der energetischen Kohlenstaubfeuerung und aus der Rauchgasentschwefelung , die etwa 90 % von dem ganzen Strom der erzeugten Abfälle bilden, Abfälle aus den laufenden Instandsetzung- und Sanierungsarbeiten, Abfälle aus der Anlage der Prozesswasseraufbereitung, Verpackungsabfälle sowie gefährliche Abfälle d.h.: Altöl, alle mit den gefährlichen Stoffen verunreinigte Filtermaterialien, verbrauche elektrische und elektronische Geräte, die gefährliche Substanzen enthalten, Batterien und Akkus. 
Nach der Inbetriebnahme des neuen Blocks die Hauptabfälle unter den Feuerungsrückständen werden:

· 10 01 01 – Rost- und Kesselasche, Schlacken und Kesselstaub mit Ausnahme von Kesselstaub, der unter 10 01 04 fällt, Menge: 63 000 Mg/Jahr,

· 10 01 02 – Filterstäube aus Kohlenfeuerung, Menge: 566 000 Mg/Jahr,

· 10 01 05 - Reaktionsabfälle auf Calciumbasis aus der Rauchgasentschwefelung in fester Form, Menge: 79 000 Mg/Jahr.
      Die Feuerungsrückstände (Schlacke sowie die Flugasche) sowie die Produkte aus der Rauchgasentschwefelung (synthetischer Gips) werden laufend erzeugt. Die Menge an den Abfällen aus den Staubfeuerung und Produkte aus der Rauchgasentschwefelung ist eng mit der erzeugten Menge der elektrischen Energie, mit der Qualität der verbrannten Kohle sowie mit der technischen Funktionstüchtigkeit von den Erzeugungs- und Entstaubungsanlagen verbunden.

      Eine Vorbeugung der Abfallentstehung bzw. eine Verminderung der Abfallmenge verpflichtet den Anlagebetreiber zur Verwendung von solchen Produktionsverfahren und Technologien, mit denen die Menge der entstehenden Abfälle auf ein möglichst niedriges Niveau bleibt. Die erzeugten Abfälle werden in der ersten Linie wiederverwertet und wenn das aus den technischen oder ökonomischen Gründen unmöglich ist, werden sie gemäß der Anforderungen des Umweltschutzes beseitigt. (Unter Berücksichtigung einer entsprechenden Lagerung nur dann, wenn keine andere Möglichkeit der Entsorgung in Frage kommt). Alle Abfälle werden wiederverwertet oder beseitigt in Anlagen, deren Betreiber über eine erforderliche abfallrechtliche Genehmigung für die Tätigkeit im Bereich der Verwertung und Entsorgung von Abfällen verfügen. Auf dem Gelände des Kraftwerkes werden die Abfälle getrennt gesammelt und an ausgewiesenen Lager- und Sammelstellen aufbewahrt. Das soll sicherstellen, dass vor dem Transport eine erforderliche Abfallmenge in einer speziellen Verpackung und in den Bedingungen, die eine negative Auswirkung auf die Umwelt verhindern, gesammelt wird. Die gefährlichen Abfälle, für die die Vorschriften über den Transport von gefährlichen Materialien die Verpackungsform nicht bestimmen, sollen in solchen Verpackungen entsorgt werden, die aus einem für die Einwirkung von Abfallsbestandteilen beständigen Stoff sind und einen dichten Verschluss haben, der vor einer zufälligen Versteuerung von Abfällen beim Transport und bei der Verladung schützt.

      Die Abfallwirtschaft während des laufenden Betriebes von dem geplanten Bauvorhaben, die unter Einhaltung der geltenden Rechtsvorschriften geführt wird, soll zu keiner spürbaren Beeinträchtigung der Umwelt beitragen. Dennoch, um eine ordnungsmäßige Abfallwirtschaft auf dem Gebiet des Bauvorhabens zu sichern, wurden mit vorliegendem Bescheid die Auflagen erteilt, die sich in den Punkten von I.2.2.30 bis I.2.2.33 sowie von I.3.9 bis I.3.15 befinden.

      Die Errichtung des neuen Kraftwerkblockes wird mit einer Notwendigkeit in Verbindung stehen, eine zusätzliche Wasserversorgung für die Staubfeuerungsanlage, das Kühlsystem, die Rauchgasentschwefelungsanlage, Kühlsysteme der Anlagen im Kompressorraum, die Staubbefeuchtung (Asche) sowie für die soziale Bedürfnisse der Mitarbeiter zu sichern. Darüber hinaus wird der Wasserbedarf für Brandschutzzwecke benötigt. Das Rohwasser für den Bedarf des neuen Blocks wird aus der bereits bestehenden Entnahmestelle des Oberflächenwassers am Witka-Stausee entnommen. Das wird die Hauptquelle der Rohwasserversorgung sein. Im Falle einer begrenzten Wasserentnahme, in Notsituationen oder bei Sanierungsarbeiten an der Wasserentnahmestelle am Witka-Stausee wird es geplant, dass das Wasser aus der Entnahmestelle an der Ufer der Lausitzer Neiße zugeleitet wird, die eine Ersatzquelle bilden wird. Der Gesamtbedarf an Wasser für die Prozesszwecke des neuen Kraftwerkblocks wird ca. 6 625 100 m3/Jahr betragen.
Um die Entnahme vom Frischwasser aus den Entnahmestelle des Rohwassers zu reduzieren, soll das mit Salzen versetzte Abwasser aus dem Kühlsystem als eine Ergänzung der Wasserverluste für bestimmte technologischen Prozesse genutzt werden. Darüber hinaus wird das Wasser aus dem Kühlsystem zur Befeuchtung von Asche in den Speichersilos verwendet. Um die Wasserressourcen rational zu nutzen, wurden die Auflagen erteilt, die in den Punkten von I.2.2.35 bis I.2.2.36 definiert wurden.
      Im Zusammenhang mit der Errichtung des neunen Kraftblockes werden auf der Etappe des Betriebes von dem Kraftwerk Turów hauptsächlich die Abwässer aus den technologischen Prozessen, Industrieabwässer sowie Kommunalabwässer entstehen. Es wird auch das Niederschlagwasser aus der Oberfläche der befestigten Wege und Parkplätze sowie aus Dächern abgeleitet. Von dem neuen Block werden an den Fluss Miedzianka (Kupferfluss) die Abwässer in der Gesamtmenge von ca.1 084 780 m3/Jahr (für den niederschlagsfreien Zeitraum) sowie ca. 1 097 905 m3/Jahr (für den regnerischen Zeitraum) abgeleitet.

      Die Quellen der Industrieabwässer werden folgende Prozesse sein: die Reinigung des Maschinen- und Kesselraumes, des Prozess der Rauchgasentschwefelung, die Reinigung und die Entwässerung von Aschenableitungssystemen, die Undichtheiten in der Staubfeuerungsanlage, die Entsalzung des Kühlsystems, die Nassentschlackung, die Undichtheiten in der Wasserversorgungsanlage, das Durchsickern des Kühlwassers, die Entwässerung des Hauptgebäudes, Drainagewasser sowie Infiltrationswasser. Die Industrieabwässer sowie das Niederschlagwasser werden an die Industrieabwässerkläranlage abgeleitet. Die Abwässer aus der Rauchgasentschwefelungsanlage werden vorerst an der Entschwefelungskläranlage abgeleitet und anschließend werden sie zusammen mit den anderen Industrieabwässer aus den neuen Block an die bestehende Kläranlage für Industrieabwässer abgeführt. Die in der Kläranlage für Industrieabwässer gereinigten Abwässer werden dem Durchflussmesser zugeleitet und anschließend über den Sammelkanal B in den Fluss Miedzianka (Kupferfluss) abtransportiert. Sedimente aus allen drei Trichtern des Absetzbecken für die Vorklärung in der Industrieabwässerreinigungsanlage werden in sog. „alte" Nassentschlackungsbecken umgepumpt. Das Kühlwasser aus dem Prozess der Entsalzung von dem geschlossenen Kühlsystem soll durch das Kraftwerk verwendet oder abgeleitet werden. Die Kommunalabwässer sollen in einer mechanisch-biologischen Schmutzwasserkläranlage gereinigt und anschließend über den Sammelkanal B zusammen mit den aufbereiteten Industrieabwässer aus der Industrieabwässerreinigungsanlage an den Fluss Miedzianka abgeleitet werden. Das Niederschlagwasser ist über den Sammelkanal B (und über die Kläranlage für Industrieabwässer) zusammen mit den aufbereiteten Industrieabwässern und dem Kühlwasser sowie über den Sammelkanal C zusammen mit dem Kühlwasser an den Fluss Miedzianka abzuleiten. 
Bei heftigen Regenfällen kann der Überschuss an Regenwasser über den Sammelkanal A direkt an den Fluss Miedzianka abgeleitet werden. Das Niederschlagwasser aus dem Gelände zwischen den Aschenspeichersilos 3 und 5 soll nach der Sedimentierung in den „alten" Nassentschlackungsbecken zusammen mit den aufbereiteten Industrieabwässer an den Bach Ochota abgeleitet werden. Das Niederschlagwasser aus dem Gelände auf dem die Wiederverwertung von Feuerungsrückständen (Schlacke und Asche) unter den Einsatz von Absetzbecken (Sedimentation von Suspensionen) erfolgt, an den Fluss Miedzianka abgeleitet werden. Das Niederschlagwasser aus dem Gebiet der Kalksteinmahlanlage wird an den Zweikammerabsetzbecken aus Beton mit einem Gesamtvolumen von 1800 m3 abgeleitet. Das Absetzbecken wird die Rolle einer Kläranlage für das Regenwasser sowie eines Speicherbecken erfüllen. Nach der Reinigung wird das Wasser über eine Rohrleitung in den Absetzbecken durch eine Pumpanlage und dann weiter in den Bach Ochota umgepumpt. Das Niederschlagwasser aus der Entwässerung der Heizölentladestelle, das mit Erdölderivaten verschmutz werden kann, soll zuerst an das Sand- und Schlammbecken abgeleitet werden und anschließend soll es in den Kanalisationsschacht mit einem Separator der Erdölderivate und erst nach der Reinigung in die Regenwasserkanalisation der Mahlanlage gelangen. Darüber hinaus während des Betriebes von dem neuen Block, eines der Schwermetalle, die in den Abwässer aus der Entschwefelungsanlage auftreten, ist Quecksilber (teilweise aus den Abgasen ausgespült). Der voraussichtliche Quecksilbergehalt in den ungereinigten Abwässern wird etwa von 0,042 bis 0,0447 mg/l betragen. In Hinsicht auf den Quecksilbergehalt in den Abwässer und unter der Erhaltung des bisherigen Verfahren der Abwasserreinigung wird keine Veränderung der Konzentration dieses Schwermetalls im Wasser des Flusses Miedzianka und somit auch keine Verschlechterung der Wasserqualität in dem Fluss Lausitzer Neiße in diesem Bereich erwartet. 

      Wie es aus dem vorgelegten Bericht hervorgeht, soll die Qualität der gereinigten Abwässer, die aus dem Kraftwerkes Turów abgeleitet werden, die zulässigen Grenzwerte aller Verschmutzungsindikatoren, die im Rahmen einer Prüfung der aus der energetischen Branche kommenden Abwässer kontrolliert werden, nicht überschreiten. Es wird geplant, dass die oben genanten an den Fluss Miedzianka abgeleiteten Abwässer keine Schäden in dem Wasser verursachen werden und die Nutzung des Wassers anderen Personen nicht erschweren. Das Wasser aus dem Fluss Miedzianka wird bei der Mündung in die Lausitzer Neiße einen Anstieg der Konzentration von Sulfaten um 38,45 mg/dm3 und von Chloriden um 5,08 mg/dm3 verursachen. Dieser Anstieg wird den guten chemischen Zustand des Wassers in der Lausitzer Neiße nicht beeinträchtigen. Die Einleitung der gereinigten Industrie- und Regenabwässer aus allen Kraftblöcken wird insgesamt keine negativen Auswirkungen auf die Wasserqualität in den Flüssen Miedzianka und Lausitzer Neiße haben. 

      Um eine richtige Nutzung der angenommen oben genannten Lösungen zu gewährleisten, wurden in den Punkten von I.2.2.37 bis I.2.2.40 sowie von I.3.16 bis I.3.19 des vorliegenden Bescheides Auflagen bestimmt.
      Auf den Stand der Boden- und Wasserverhältnisse kann auch einen Einfluss der Standort der Lagerung von dem Reagenz zur NOx-Reduktion haben, wenn die Reaktion unter Zusatz von Harnstofflösung durchgeführt wird. 

      Um eine negative Auswirkung, die aufgrund der Lagerung sowie der Entladung von dem gegenständlichen Reagenz generiert wird, wurden die Auflagen, die in den Punkten von I.2.2.43 bis I.2.2.45 sowie in dem Punkt I.3.20 definiert sind.

      In der Etappe der Auflösung werden bei der Demontage von technischen Vorrichtungen und Bauobjekten bedeutende Mengen an Abfälle entstehen; vor allem an Schutt (Keramik), Altmetall, Isolationsrückständen, Kunststoff- und Holzabfällen, die wirtschaftlicht wiederverwertet oder entsorgt werden müssen. Der Abbauprozess von jeweiligen Vorrichtungen wird aufgrund einer möglichen Bodenverseuchung bei dem Abbau von Ölversorgungsanlagen, von der Vorrichtungen der Stromableitung sowie des Umgangs mit gefährlichen Abfällen mit höchster Vorsicht durchgeführt werden müssen. Vor dem Abbau sollen alle Anlagen und Versorgungsnetze entleert werden. Dabei sind sämtliche Sedimente und Rückstände von chemischen Substanzen vom Betriebsgelände zu beseitigen und einer umweltfreundlichen Entsorgung zu unterzeihen (chemische Neutralisation, thermische Zersetzung). Der Verlauf des Abbausprozesses soll überwacht und dokumentiert werden. Nach dem Abbau des Objektes soll das Betriebsgelände durch einen Bodenausgleich, gegebenenfalls durch einen Austausch der oberen Erdschicht, durch Erosionsschutz mittels der Aussaat von Gras und entsprechenden Pflanzen rekultiviert werden. 
      Unter Berücksichtigung des Vorstehendes, um die Erfüllung von Umweltschutzstandards in der Abbauphase des Vorhabens sicherzustellen, wurden in dem Punkt I.2.3 bestimmte Auflagen erteilt. 

      Das Funktionieren des Kraftwerkes Turów ist eng an den Braunkohleabbau in der Braunkohlegrube Turów gekoppelt. Die Auswirkung der Grube auf Grundwasser ist mit der Senkung des ursprünglich bestimmten Wasserspiegels durch die geführten Entwässerungsarbeiten verbunden. Die Grube führt keine erzwungene Entwässerung von seichten Grundwässern in den Quartärgebilden, die von den darunter liegenden geologischen Schichten durch wasserundurchlässige Tonschichten isoliert werden. Sie hat somit in der Umgebung keinen bedeutenden negativen Einfluss auf die Landwirtschaft und Pflanzenwelt. Solcher Einfluss lässt sich lediglich innerhalb eines engen Streifens direkt an dem Tagebau feststellen, wo eine Schwerkraftdrainage des Wassers (Haldenwasser) durch die Böschung des Grubenbaus erfolgt. Im Zusammenhang mit den festgelegten Auflagen zur Versorgung und Ableitung von Wasser ist in den kommenden Jahren eine Stabilisierung der festgestellten Senken innerhalb des Abraums im südlichen und östlichen Teil des Vorlandes zu erwarten. In dem westlichen Teil (vor allem in der Region der Lausitzer Neiße) ist eine Wiederherstellung des Wasserspiegels der Schichten zwischen der Kohle und dem Abraum in Zusammenhang mit der internen Abraumkippe zu erwarten. Das wird den etwaigen Einfluss von der Grubedrainage auf die anliegenden Gebiete, darunter auf das Gebiet von Deutschland und Tschechien, reduzieren. Die Entwässerung der Erdschicht wird keine Schaden in Bezug auf die Trinkwasser- und die Industriewasserversorgung verursachen, denn in der Nähe der Grube gibt es keine geeigneten Ressourcen sowie keine Wasserentnahmestellen mit Tertiärwasser und nur eine solches Wasser könnte von der Auswirkung des Betriebes einer Grube betroffen sein. Die Kohleförderung hat also keine Änderung von Wasserverhältnissen zur Folge, insbesondere aufgrund der Entwässerung vom wasserführenden Abraum. In Hinsicht darauf, dass keine erzwungene Entwässerung mittels eines Brunnen- oder Bergbausystem von Grundwässern in Quartärgebilden weder in der Zeit des gegenwärtigen Betriebes noch in der Zukunft geplant wird, sind keine negativen Auswirkungen auf die Landwirtschaft und Pflanzenwelt zu erwarten. 

      In unmittelbarer Nähe des Bauvorhabens beabsichtigen andere Bauherr Windparks zu bauen (insgesamt 52 Windkraftanlagen). Die in dem vorgelegten Bericht durchgeführte Simulation einer kumulierten Auswirkung des Windparks und des Kraftwerkes Turów nach der Errichtung des neuen Blocks auf das örtliche Klima der Umgebung von Bogatynia zeigte, dass der Einfluss des Vorhabens auf die Modifizierung der einzelnen meteorologischen Bestandteile nur gering und auf wenige Wetterlagen, Jahres- und Tageszeiten beschränkt sein wird. Eine Modifikation der meteorologischen Bedingungen ist insbesondere an warmen Jahreszeiten bei antizyklonalen Bedingungen, einem geringer horizontalen Druckgradienten um den Mittagsstunden zu erwarten. Dank der hohen Effizienz des neuen Kraftwerkblockes wird die entstehende CO2 –Menge pro eine Produktionseinheit wesentlich geringer als bei den durch die neue Anlage ersetzten Blöcken von 8 bis 10 sein. Somit soll die Errichtung des neuen Kraftwerkblockes auf dem Gelände des Kraftwerkes Turów auf das örtliche Klima der Umgebung von Bogatynia keinen Einfluss haben. Ein etwaiger vorläufiger Anstieg an den summierten Niederschlägen wird eine örtliche Auswirkung haben, die auf die Gebiete in unmittelbarer Nachbarschaft des Kraftwerkes beschränkt ist.

      Darüber hinaus in Hinsicht auf den Charakter des geplanten Bauvorhabens ist der Bauherr zum Erlangen einer integrierten Genehmigung für das geplante Kraftwerk verpflichtet. Wenn das geplante Vorhaben mit dem Einsatz von der Anlage, die eine Erlangung von der integrierten Genehmigung erfordern, verbunden ist, soll gemäß Art. 66 Abs. 5 des Umweltschutzgesetztes der Bericht über die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt einen Vergleich der vorgeschlagenen Techniken mit den Besten verfügbaren Techniken enthalten. 

Als Referenzdokument, das die BAT-Anforderungen in dem Zeitpunkt des Erlassens von dem Bescheid für das gegenständlichen Bauvorhaben bestimmt, ist das durch Europäische Kommission erstellte Dokument: „Integrated Pollution Prevention and Control. Reference Document on Best Available Techniques for Large Combustion Plants” (Integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (IVU). Merkblatt über beste verfügbare Techniken für Großfeuerungsanlagen), Juli 2006. 

      Die in Bezug auf die Referenzdokumente für beste verfügbare Techniken durchgeführte Analyse der vorgeschlagenen umweltorientierten Lösungen, darunter u. a.: die Lösungen, die eine erforderliche Effizienz des geplanten Objektes erreichen lassen, den Einsatz von Niedrigemissionsbrennern und Schlagradmühlen, die Anwendung eines geschlossenen Kühlsystems mit einem Nasskühler mit einem Kühlturm und neutralen Zug, die Einführung von mehreren Lösungen zur Reduktion von Luftemissionen, insbesondere Feinstaub-, Schwefeldioxid-, Stickstoffoxiden, Kohlenmonoxidemissionen, die Reduzierung der Lärmbelastung sowie Vermeidung des Risikos zur Beeinträchtigung von Boden- und Wasserverhältnissen ermöglichen, bestätigte, dass das geplante Bauvorhaben die Anforderungen von Besten verfügbaren Techniken erfüllt.

      Die im Zusammenhang mit dem Betrieb des Blocks 460 MW verwendeten Brennstoffen, Rohstoffen und Materialien können eine potenzielle Quelle von folgenden Gefahren bilden:

· Explosionsgefahr,

· Brandgefahr,

· Verschmutzungsgefahr von Boden und Grundwässer.
In Erwägung der Brandgefahr in Zusammenhang mit dem Betrieb des Blocks 460 MW wurden die Auflagen erteilt, die in den Punkten von I.2.2.45 bis I.2.2.47 definiert wurden.

Bei der Erwägung der grenzüberschreitenden Auswirkungen des geplanten Vorhabens hat die Behörde festgestellt, dass:

· Aus den vorgelegten Unterlagen geht hervor, dass die Konzentrationen der Gas– und Feinstaubverunreinigungen in der Luft auf den Hoheitsgebieten der betroffenen Staaten, die aufgrund des Betriebes von dem Kraftwerk Turów nach der Fertigstellung des neuen Kraftwerkblockes generiert werden, die zulässigen Grenzwerte, die in den Vorschriften von Europäische Union und von der Weltgesundheitsorganisation bestimmt sind, nicht überschritten wird. 

· Die ermittelte durch den neuen Block erzeugte Lärmbelastung wird in Hirschfelde, einem Stadtviertel von Zittau, den Wert von 30 dB nicht überschreiten. Der neue Block weist somit keine negativen Auswirkungen auf den Lärmpegel in Gebieten, die ummittelbar hinter der westlichen Grenze von Polen liegen, auf. Die ermittelte Reichweite der Schallpegelisolinien von 30 dB beträgt für die östliche Richtung von dem Standort des neuen Blocks (in Richtung Tschechien) ca. 0,82 km. Indem man die topografische Lage sowie den Standort der unterschiedlichen Gebäuden und Bauten berücksichtigt, die als eine Schallschutz zu sehen sind, soll kein Einfluss des Kraftwerkes Turów mit dem neuen Block auf den bestehenden Schalldruckpegel an der Grenze mit Tschechischen Republik erwartet werden. 

· Die Feuerungsrückstände, die im Laufe der Erzeugung von der elektrischen Energie im Kraftwerk entstehen, werden keine Belastung mit grenzüberschreitendem Umfang bilden. Das Verfahren zu ihrer Bewirtschaftung schränkt ihren Wirkungsbereich auf den Lagerung- bzw. Wiederverwertungsort ein.  

· Unter Berücksichtigung der Ableitung von Abwässer aus dem neuen Block an den Fluss Miedzianka und anschließend an Lausitzer Neiße an der deutsch-polnischen Grenze, wird der Anstieg der Konzentration von Verunreinigungen im Wasser von Lausitzer Neiße höher als im Jahr 2009, jedoch behält das Wasser in Lausitzer Neiße immer noch einen guten chemischen Zustand. Die in die Lausitzer Neiße zusammen mit den Abwässerstrom einfließende Ionen von Sulfaten und Chloriden werden den größten Anstieg des Konzentration von diesen Verunreinigungen im Wasser des Flusses Miedzianka und zwar innerhalb des Einleitungsbereiches dieser Abwässer verursachen. 

Aufgrund des geringen Stroms dieser Abwässer in Verhältnis zu den Strömungen der Lausitzer Neiße werden sich die Schadstoffe schnell mit dem Wasser vermischen und auf einer relativ kurzen Strecke im Wasser lösen. Die maximale Ladung von der Summe der Sulfat- und Chloridionen in den gereinigten Abwässer wird bei dem Wert von ca. 678mg/dm3 liegen, somit sind das die zulässigen Werte dieser Verunreinigungen. Auch für die sonstigen Verunreinigungen in Abwässer, die in den Fluss Miedzianka eingeleitet werden, werden die zulässigen Werte nicht überschritten. 

Die Einleitung der Abwässer wird keine Änderungen in den Ökosystemen der Flüsse Miedzianka und Lausitzer Neiße verursachen, somit wird sie keinen Einfluss auf die Lebensbedingungen der Ichthyofauna im Wasser dieser Flüsse haben.

Das geplante Vorhaben wird keine Auswirkungen auf das Grundwasser sowohl in der Bauphase als auch während des Betriebes haben. 

Die Lösungen im Berech des Wasser- und Abwässerwirtschaft sowie der Abfallwirtschaft (dichte Platten mit erforderlicher Widerstandsfähigkeit, die den Öl- und Chemikalienbehälter vor Ausflussrisiko absichern, befestigter und profilierter Boden, Entwässerungssystem mit den Vorkläranlagen usw.) schützen vor dem Durchdringen von Verunreinigungen in Boden und Wasser. 

· Die elektromagnetische Strahlung ist eine Belastung, die eng mit dem Entstehungsort zusammenhängt und fest mit ihm verbunden ist. Sie unterliegt keiner Verlagerung oder Ausbreitung. Die elektromagnetische Strahlung von den Objekten des neuen Blocks wird also keine Belastung mit einem grenzüberschreitenden Charakter sein. 

      Im Hinblick auf das Vorstehende, soll das gegenständliche Bauvorhaben keinen bedeutenden Einfluss auf die Hoheitsgebiete für die Nachbarländer haben. Die Bemerkungen und Anträge, die während des Verfahrens zur Prüfung der grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeit angemeldet wurden, sind in dem Inhalt des Punktes I des vorliegenden Bescheides berücksichtigt. Die Verfahrensführende Behörde stellt keine Notwendigkeit der Bestimmung von zusätzlichen Auflagen in diesem Bereich fest.

      Infolge der im vorgelegten Bericht durchgeführten Analyse der Auswirkungen des geplanten Objektes auf die einzelnen Bestandteile der Umwelt wurde festgestellt, dass der Betrieb des neuen Kraftwerkblockes im Kraftwerkes Turów keine Verletzung der Interessen von Dritten zur Folge haben wird, und daher keine Ursache der gesellschaftlichen Konflikte bilden soll. Die Auswirkung des Objekts in der Bau- und Betriebsphase wird sich auf das Gebiet beschränken, zu dem der Bauherr über einen Rechtstitel verfügt. Der Umfang und der Standort des Bauvorhabens werden keine bedeutenden Änderungen in der bestehenden Landschaft des Industriegebietes um das Kraftwerk verursachen. Infolge der Ausführung des Bauvorhabens werden die Möglichkeiten der Nutzung von Wasser, Kanalisation, elektrischer Energie und Wärme, sowie der Kommunikationsmitteln und der Zugang zu den öffentlichen Straßen nicht beschränkt.

    Laut einer Prognose soll sich das neue Objekt, aufgrund reduzierter Emission von solchen Schadstoffen wie Schwefeldioxid, Stickstoffdioxid, oder Feinstaub sowie dank der Beseitigung der veralterten Emissionsquellen, auf den Gesundheitszustand der Einwohner, die im potentiellen Wirkungsgebiet des Kraftwerkes Turów leben, nicht negativ auswirken. Die Konzentrationen des Gas- und Feinstaubverunreinigungen in der Luft werden nach dem Bau von dem neuen Block auf dem Gelände des Kraftwerkes Turów nicht die zulässigen Konzentrationsnormen überschreiten.

      Das Kraftwerk Turów bildet ein Objekt, das ein elektromagnetisches Feld mit einer Industriefrequenz von 50 Hz erzeugt.  Dank dessen aber, dass das Kraftwerk ein umzäuntes Objekt ist, wird das auftretende elektromagnetische Feld die zulässigen Grenzwerte für die Umwelt nicht überschreiten (aufgrund einer geringer Leistung der Anlagen) und wird die Anforderungen im Bereich des Zutrittverbots von Dritten in den Wirkungsbereich der Anlagen, die das elektromagnetische Feld emittieren, erfüllen. Im Rahmen des geplanten Vorhabens werden darüber hinaus die bewährten Betriebsanlagen mit erforderlichen Zulassungen für den Einsatz im elektrischen Bereich, die von befugten Institutionen ausgestellt sind, eingesetzt. Im Hinblick auf das Risiko der Entstehung des elektromagnetischen Feldes im Zusammenhang mit dem Betrieb des 460 MW-Blocks wurden die in den Punkten von I.2.2.49 bis I.2.2.50 bestimmte Auflagen erteilt.

      In diesem Zusammenhang damit, dass das geplante Vorhaben eine energetischen Verbrennungsanlagen zur Erzeugung der elektrischen Energie mit einer elektrischen Nennleistung über 300 MW ist, wurde im Punkt I.3.21 des vorliegenden Bescheides gemäß Art. 9a Abs. 2 der Richtlinie 2001/80/EG - eine Pflicht erteilt, auf dem Gelände des Objektes einen entsprechenden Raum für den Bau der Vorrichtungen, die zur Abscheidung und Kompression von CO2 notwendig sind freizuhalten. (Zum Thema der Abscheidung von CO2 aus dem Rauchgas, die aus einer kleineren Anlage sind sehe unten Pkt. „Die Entscheidung über die inhaltlichen Fragen bezüglich der Ausführung des Vorhabens, die im Laufe des Verfahrens angemeldet wurden”, Unterpunkt „CCS-ready”).
      Der auf dem Gelände des Kraftwerkes Turów geplante Kraftwerkblock mit Braunkohlefeuerung einschließlich Hilfsanlagen und Objekte wird eine Entstehung von neuen Wirkungsbereichen nicht verursachen und die bestehenden Gebiete der Umweltauswirkung nicht erweitern. Die eingesetzten technischen Lösungen sollen sicherstellen, dass sich die Belastungen im Zusammenhang mit dem Betrieb des neuen Blocks auf die Grenzen von dem Gebiet beschränken, zu dem der Bauherr über einen Rechtstitel verfügt. Im Hinblick auf das Vorstehende ist die Bestimmung einer eingeschränkter Nutzugsmöglichkeit und der damit verbundenen Einschränkung bezüglich der Verwendung des Gründstücks bzw. bezüglich der technischen Anforderungen an die Gebäuden und an der Nutzungsweise des Grundstückes nicht erforderlich. (Pkt. IV des vorliegenden Bescheides).

      Auf der Grundlage der in dem vorgelegten Bericht dargestellten Analyse wurde festgestellt, dass sich am nächsten des Kraftwerkes folgende unter Denkmalschutz stehende Denkmäler und archäologische Ausgrabungsstätten befinden: Maria-Magdalena-Filialkirche und Kirchenfriedhof, eine Burgruine in Trzciniec. Der Betrieb des neunen Blocks wird keinen negativen Einfluss auf die Denkmäler, die sich in der Nähe des Kraftwerkes Turów befinden, haben. 

      Nach der Inbetriebnahme des neuen Blocks und nach der Stilllegung der Blöcken von 8 bis 10 wird sich die Menge der Emission von Schwefeldioxid (im Vergleich zu dem gegenwärtigen Stand der tatsächlichen Emissionen, die unter der jährlichen Mengen der verschmutzen Substanzen, die zulässig sind in der Luft, gemäß der aktuellen integrierten Genehmigung) um ca. 30 Tausend Tonen jährlich verringern. Die Menge der Emission von Stickstoffdioxid soll sich um ca. 4,5 Tausend Tonen und von dem Feinstaub um ca. 503 Tonen verringern. Zusätzlich soll durch den Einsatz eines geschlossenen Kühlsystems mir der Anwendung von modernen technologischen Verbindungen in dem Kühlturm eine Beschränkung des Wasserverbrauchs erfolgen. 

      Aufgrund der Charakteristik des geplanten Vorhabens und der Tatsache, dass es kein Betrieb mit einem hohen Risiko einer Industriestörung ist, wurden im Punkt I.4 des vorliegenden Bescheides keine Notwendigkeit der Auferlegung von Pflichten, die aus der Einstufung des Betriebes zu einem Betrieb mit erhörten Risiko einer Industriestörung resultieren, gesehen. 

      Gemäß Art. 82 Abs.1 Pkt. 2a) des Umweltschutzgesetztes wird keine Notwendigkeit einer Durchführung von Naturausgleich festgestellt (Pkt. II des vorliegenden Bescheides). 

Aus der Analyse der vorgelegten Unterlagen geht hervor, dass sich das ganze Vorhaben im bewirtschafteten Industriegebiet befindet und es keine neuen Wirkungsgebiete auf die Umwelt schafft und die bestehenden nicht erweitert. Im Hinblick auf das Vorstehendes wurde festgestellt, dass das Vorhaben keine bedeutende Auswirkung auf die Schutzgüter innerhalb der Gebiete Natura 2000, insbesondere auf das am nächsten Gebiete: das Gebiet des Vogelschutzes Neißetal sowie Schutzgebiete zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume Przełomowa Dolina Nysy Łużyckiej, Neißegebiet, Basalt- und Phonolithkuppen der Östlichen Oberlausitz und sonstige Naturgüter, die in unmittelbarer Nachbarschaft des geplanten Vorhabens liegen, haben wird.
      In Übereinstimmung mit dem Art. 82 Abs. 1 Pkt. 2b) des Umweltschutzgesetztes hat die Behörde im Punkt III des vorliegenden Bescheides den Bauherrn zur Überwachung der Auswirkung des Vorhabens auf die Umwelt im Bereich der Verunreinigungsemissionen in die Luft, der Menge der Wasserentnahme, der Qualität von abgeleiteten Abwässer, der Lärmemission in die Umwelt sowie einer qualitativen und quantitativen Erfassung der Abfälle verpflichtet. Die Behörde sieht als begründet, eine Überwachung der Auswirkung des Vorhabens auf die Umwelt wie im Bereich von den bestehenden Kraftwerkblöcken des Kraftwerkes Turów zu führen.

      Der in dem zusammengestellten Material dargestellt Umfang der Auswirkung auf die Umwelt von dem gegenständlichen Vorhaben bewirkt keine Notwendigkeit einer Bestimmung von der eingeschränkten Nutzungsmöglichkeit gemäß Art. 82 Abs.1 Pkt. 3 des Umweltschutzgesetztes, was es schon im Punkt IV des vorliegenden Bescheides bestimmt wurde.

      Im Laufe des Verfahrens zur Erlassung des vorliegenden Bescheides gemäß Art. 82 Abs. 1 Pkt. 4 des Umweltschutzgesetztes, nach der Analyse der Unterlagen, hat die Behörde entschieden, dass das zusammengestellte Material die Umweltverträglichkeit des Vorhabens ausreichend bewerten lässt. Die Lösungen, die eine Grundlage zur Erstellung des Berichtes über Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens bilden, ermöglichen die Auflagen für die Ausführung und für den Betrieb des Vorhabens – Pkt. I.2.1 und I.2.2. des vorliegenden Bescheides sowie die Auflagen, die unbedingt in den eine Grundlage der Erlassung des Bescheides über die Baugenehmigung bildeten Unterlagen zu berücksichtigen sind – Pkt. I.3 des vorliegenden Bescheides eindeutig zu bestimmen. 

Darüber hinaus hat die Behörde festgestellt, dass die durch den Bauherrn vorgestellten Unterlagen schon jetzt die Bereitschaft von der Anlage zur Abscheidung von Kohlendioxid nachweisen. Im Hinblick auf die vorstehende Umstände hat die Behörde im wie Punkt V entschieden, d.h. sie hat keine Pflicht einer Durchführung der erneuten Umweltverträglichkeitsprüfung auferlegt.

      Im Übereinstimmung mit dem Art. 82 Abs. 1 Pkt. 5 des Umweltschutzgesetztes hat die Behörde im Punkt VI des vorliegenden Bescheides den Bauherrn zur Vorstellung einer Revisionsanalyse verpflichtet. 

In der Revisionsanalyse ist der Bauherr zur Erstellung eines Vergleiches der Festlegungen aus dem vorliegenden Bescheid, dem Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens und des Bescheides über die Baugenehmigung im Bereich der Bewertung von der Wirksamkeit der eingesetzten technischen Lösungen, die den Lärm beseitigen sollen, sowie der Vorrichtungen mit dem Zweck des Lärmschutzes, verpflichtet. 

      Aufgrund dessen, dass im Rahmen des grenzüberschreitenden Verfahren die betroffenen Staaten auf die Frage der Lärmauswirkungen auf ihren Hoheitsgebieten als eine wichtige Frage in Verbindung mit der Ausführung des geplanten Vorhabens hingewiesen haben, hat die Verfahrensführende Behörde die Pflicht der Durchführung der Revisionsanalyse auch auf das Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland erweitert. 

Die Analyse soll auf die Ergebnisse der Schalldruckpegelmessung in der Umwelt beruhen, die gemäß den gültigen Referenzverfahren durchgeführt wurden. Die Sondervorschriften bestimmen, dass die Messungen an der Grenze des Wirkungsgebietes und in den Messpunkten entsprechend der im gegeben Moment gültigen integrierten Genehmigung erfolgen sollen.  

Die Analyse ist innerhalb einer Frist von 12 Monate ab dem Tag der Fertigstellung und der Inbetriebnahme des Vorhabens an dem Bürgermeister der Stadt und Gemeinde Bogatynia zu übermitteln. 

      In Anlehnung an das vorgestellte Material stellt der Bürgermeister der Stadt und Gemeinde fest, dass, das gegenständliche Bauvorhaben keine Wasserverschmutzung, keine Verschlechterung von Wasserverhältnisse und keine Veränderungen in der Natur verursachen wird, sowie sich auch nicht negativ auf den Schallpegel und auf den Stand der Luftverschmutzung im Wirkungsbereich des Vorhabens auswirken soll, unter Voraussetzung, dass die Ausführung und der Betrieb des Bauvorhaben in Übereinstimmung mit den Voraussetzungen aus dem vorgestellten Bericht über Umweltverträglichkeitsprüfung sowie unter Beachtung der Bestimmungen in dem vorliegenden Bescheid, sowie Ausführung der Bauarbeiten gemäß der gültigen Rechtsvorschriften, erfolgt.

      Das Ziel des Vorhabens ist die Erzeugung der elektrischen Energie mit einer möglichst niedrigsten Auswirkung auf die Umwelt durch den Einsatz von besten verfügbaren Techniken (BAT), die ein höchsteffizientes und fortgeschrittenes Niveau der Entwicklung von Technologien und Methoden der Ausführung der Tätigkeit ermöglichen. Das geplante Vorhaben  ist auch ein Bestandteil in der Entwicklungsstrategie Polens, deren Ziel die Erfüllung der Anforderungen der EU-Richtlinie über Industrieemissionen aus Großfeuerungsanlagen und die Ersetzung von alten Kraftwerkblöcken durch modernen ist. Der neue Block des Kraftwerkes Turów ist auch ein Teil des langfristigen Programms zur Sicherung der polnischen Energieversorgung und stimmt mit der Energiepolitik des Landes überein. Der Bedarf an die Modernisierung der Leistungskapazitäten resultiert auch aus der fortlaufenden Wirtschaftsentwicklung Polens, die zum Teil auch eine Folge des EU-Beitritts ist. Die daraus resultierte Notwendigkeit die alten, ineffizienten und nicht umweltfreundlichen Anlagen zur Energieerzeugung durch moderne Einheiten, die die polnischen und europäischen Anforderungen des Umweltschutzes erfüllen, zu ersetzen.  

XI. Die Entscheidung bezüglich der inhaltlichen während des Verfahrens angemeldete Fragen in Hinsicht auf die Ausführung des Vorhabens
      Wie es schon oben gezeigt wurde, während des Verfahrens haben die ökologische mit den Parteirechten beteiligte Organisationen eine Reihe von Bemerkungen und Anträge abgegeben. 

Alle diese Bemerkungen und Anträge wurden durch die Behörde in der unten beschriebenen Weise bearbeitet.

„CCS-ready”

      Die ökologischen Organisationen haben in den gemeldeten Bemerkungen die Frage der Erwägung durch die Behörde und der Sicherstellung durch den Bauherrn erhoben, dass die geplante Anlage die Bedingungen sog. CCS-ready erfüllt, also der Bereitschaft der Anlage zur Einführung der Technologie der Abscheidung der Lagerung von Kohlendioxid; ang.: carbon capture and storage). 
Die Organisationen haben sich dabei auf den Art. 9a der Richtlinie 2001/80/EG zur Begrenzung von Schadstoffemissionen von Großfeuerungsanlagen in die Luft in die Richtlinie 2001/80/EG mit der Richtlinie 2009/31/EG über die geologische Speicherung von Kohlendioxid eingeführt und zur Änderung der Richtlinie 85/337/EWG des Rates sowie der Richtlinien 2000/60/WE, 2001/80/EG, 2004/35/EG, 2006/12/EG und 2008/1/EG der Europäischen Parlaments und Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 geführt hat, berufen (im Folgenden die Richtlinie CCS genannt).

Gemäß dieser Vorschrift gilt:
„Art. 9a. 1. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass die Betreiber aller Feuerungsanlagen mit einer elektrischen Nennleistung von 300 Megawatt oder mehr, für die die erste Errichtungsgenehmigung oder - in Ermangelung eines solchen Verfahrens - die erste Betriebsgenehmigung nach Inkrafttreten der Richtlinie 2009/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (…) erteilt wurde, die Einhaltung der folgenden Bedingungen geprüft haben:

· Verfügbarkeit geeigneter Speicherstätten;
· technische und wirtschaftliche Machbarkeit der Transportanlagen;
· technische und wirtschaftliche Machbarkeit einer Nachrüstung für die CO2-Abscheidung.
2. Sind die in Absatz 1 genannten Bedingungen erfüllt, sorgt die zuständige Behörde dafür, dass auf dem Betriebsgelände genügend Platz für die Anlagen zur Abscheidung und Kompression von CO2 freigehalten wird. Auf der Grundlage der in Absatz 1 genannten Bewertung und anderer verfügbarer Informationen, insbesondere in Bezug auf den Schutz der Umwelt und der menschlichen Gesundheit, entscheidet die zuständige Behörde, ob die Voraussetzungen erfüllt sind”.
      Bei der Erwägung der oben angesprochene Frage hat die Behörde sowohl die genannten EU-Vorschriften als auch das Gesetz vom 27. September 2013 über die Änderung des Gesetzes – Geologie- und Bergbaurecht – sowie weitere Gesetze, die in das polnische Recht die Richtlinie CCS einführen, berücksichtigt.

      An dem Tag des Erlassens von dem vorliegenden Bescheid ist das Gesetzt von dem polnischen Sejm endgültig beschlossen (nach der Bearbeitung der Änderungsanträge vom Senat) und wartet auf den Unterschrift des Präsidenten RP sowie die Veröffentlichung in dem Gesetzblatt. Die Verfahrensführende Behörde hat also angenommen, dass der Inhalt des Gesetzes schon endgültig bekannt ist, und dass es sicherlich in Kraft treten wird, bevor dieser Bescheid endgültig sein wird. In diesem Zusammenhang sollen die Vorschriften des Gesetzes bei dem Erlass des vorliegenden Bescheides berücksichtigt werden.

Das oben genannte Gesetz vom 27. September 2013, das die Richtlinie CCS eingeführt hat, hat in dem Umweltschutzgesetzt folgende Änderungen zur Folge:

a) Im Art. 66 Abs. 1, der die Anforderungen bezüglich des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung bestimmt, wurde nach dem Punkt 10 der Punkt 10a eingeführt in der folgenden Fassung:

„10a) für die Feuerungsanlagen zur Brennstoffverbrennung für die Erzeugung der elektrischen Energie, mit einer elektrischen Nennleistung von 300 Megawatt oder mehr, die Bewertung der Bereitschaft der Anlage zur Abscheidung von Kohlendioxid erfolgt  auf der Grundlage der Analyse von:
a) Verfügbarkeit der unterirdischen Speicherstätten von Kohlendioxid,

b) technische und wirtschaftliche Machbarkeit der Transportanlagen von Kohlendioxid.”;

b) Im Art. 82, Abs. 1, Pkt. 1, der den Inhalt des Bescheides über Umweltauflagen bestimmt, bei der Buchstabe e wird das Semikolon durch ein Komma ersetzt und die Buchstabe f eingeführt in der folgenden Fassung:„f) Bereitschaft der Anlage zur Abscheidung von Kohlendioxid in dem Fall der Feuerungsanlagen zur Brennstoffverbrennung für die Erzeugung der elektrischen Energie, mit einer elektrischen Nennleistung von 300 Megawatt oder mehr”;
c) Im Art. 88, Abs.1, die die Voraussetzungen der Auferlegung einer Pflicht von erneuter Umweltverträglichkeitsprüfung bestimmt (die im Rahmen einer Baugenehmigung durchgeführt wurde), im Pkt. 2 das Punkt wird durch ein Semikolon ersetzt und es wird eingeführt Pkt. 3 in der folgenden Fassung:„3) In dem Fall fehlender Möglichkeit der Festlegung von der Bereitschaft der Anlage zur Abscheidung von Kohlendioxid auf  der Etappe des Erlasses von dem Bescheid über Umweltauflagen in dem Fall der Feuerungsanlagen zur Brennstoffverbrennung für die Erzeugung der elektrischen Energie, mit einer elektrischen Nennleistung von 300 Megawatt oder mehr”.
      Bei der Analyse der von dem Bauherr vorgestellten Unterlagen hat die Behörde festgestellt, dass sie die im Art. 9a der Richtlinie 2001/80/EG sowie in dem neu eingeführten Art. 66 Abs. 1 Pkt. 10a des Umweltschutzgesetztes bestimmte Anforderungen erfüllt. 

Der Bauherr hat nämlich die in den Anlagen 10, 11, 12 zu dem Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens vorgestellten Analysen vorgelegt, in denen er der Reihe nach folgende Fragen in Erwägung gezogen hat:

· die Möglichkeiten der Beseitigung (der Abscheidung) von CO2 aus dem Rauchgas, das aus dem neuen Block kommt („Studie der Beseitigung von Kohlendioxid für den Status Carbon Capture Ready- Block) aus dem Rauchgas des neunen Blocks in PGE Kraftwerk Turów A.G. Der technische und kosten-ökonomische Teil”, November 2010, Das Institut der chemischen Bearbeitung von Kohle, die Bearbeitung, die den Anhang Nr. 10 zu dem Bericht bildet);

· die Möglichkeiten der geologische Lagerung von CO2 – im Sinne der geologischen Bedingungen – das aus dem geplanten neuen Block kommt („Machbarkeitstudie in dem Gegenstand der Förderung und Lagerung von CO2 für den Bedarf von PGE das Kraftwerk Turów A.G. Machbarkeitstudie in den Gegenstand der Lagerung die erste Etappe, Januar 2011, Das Staatinstitut für die Geologie, die Bearbeitung, die die Anlage Nr. 11 zu dem Bericht bildet); im Rahmen der in dieser Studie beschriebenen Untersuchungen wurden drei beste Standorte der Lagerung aus den sechs ursprünglich erörterten gewählt): Radnica Wschód, Kowalewo sowie Bogdaj-Ucieców;

· die Möglichkeiten der Lokalisierung des Verlaufs von der Rohrleitung („Machbarkeitstudie in dem Gegenstand der Beförderung von Kohlendioxid für den Bedarf von des Kraftwerkes Turów S.A. die erste Etappe”, Januar 2011, Studie- Projektbüro der Gasindustrie, Gazoprojekt A.G., die Bearbeitung, die die Anlage Nr. 12 zu dem Bericht bildet).

      Nach der Meinung der Verfahrensführende Behörde zeigen diese Bearbeitungen in ausreichender Weise die Bereitschaft der Anlage zur Abscheidung von Kohlendioxid (die geplante Anlage hat den Status CCS-ready).

Aus den Unterlagen resultiert nämlich, dass in der Situation der Notwendigkeit eine Anlage zur Abscheidung und Lagerung von Kohlendioxid zu errichten und der Akzeptanz der Öffentlichkeit sowie der Akzeptanz der erheblichen Baukosten von dem neuen Block des Kraftwerkes Turów in der Zukunft mit solcher Vorrichtung ausgerüstet werden kann.

      In diesem Zusammenhang wurde im Pkt. I.3.21 des vorliegenden Bescheides gemäß Art. 9a Abs. 2 der Richtlinie 2001/80/EG – eine Pflicht erteilt, auf dem Gelände des Objektes einen entsprechenden Raum für den Bau der Vorrichtungen, die zur Abscheidung und Kompression von CO2 notwendig sind, freizuhalten. 

      Im Pkt. I des vorliegenden Bescheides wurde dagegen, gemäß der neu eingeführten Vorschrift im Art. 82 in Abs. 1 im Pkt. 1 Buchstabe f) des Umweltschutzgesetztes, die Bereitschaft der Anlage zur Abscheidung von Kohlendioxid festgestellt.

      Wie es schon oben gezeigt wurde (im Pkt. „Begründung der mit dem Bescheid erteilten Auflagen”), in dem Fall des Vorhabens, das der Gegenstand von vorliegenden Bescheid ist, kommen keine Prämisse eine Pflicht der erneuten Durchführung von der Umweltverträglichkeitsprüfung zu erteilen vor, von der die Rede in dem neu eingeführten Art. 88 in Abs. 1 Pkt. 3 des Umweltschutzgesetztes ist. Die durch den Bauherrn vorgestellten Unterlagen ermöglichen nämlich schon auf der gegenwärtigen Etappe die Bereitschaft der Anlage zur Abscheidung von Kohlendioxid festzulegen. In diesem Zusammenhang hat die Behörde keine Pflicht der erneuten Durchführung von der Umweltverträglichkeitsprüfung auferlegt.

Kadmiumemission

      Die ökologischen Organisationen haben in den gemeldeten Bemerkungen die Frage der nicht ausreichenden Erwägung und Informationen zum Thema der Kadmiumemission aus dem neuen Block sowie aus der ganzen Anlage angesprochen. Die Organisationen haben sich dabei auf die im Bericht bestehende Eintragungen berufen, indem sie Zweifel in der Frage der Eindeutigkeit von vorgestellten Angaben über Emissionen der Schwermetalle (darunter auch Kadmium, das im rechtlichen Sinne ein Schadstoff für das Wasser ist) angesprochen haben.

      Bezugnehmend auf  die Frage hat die Verfahrensführende Behörde zwecks der Erläuterung des Istzustandes, mit dem Schreiben vom 19. März 2013 den Bauherrn zur Stellungnahme bezüglich der eingereichten Bemerkungen gefordert. 

      Der Bauherr hat in Bezug auf die Frage der Behörde umfangreiche Erläuterungen (datiert vom 19. März 2013) vorgelegt. Nach der Analyse des durch den Bauherrn vorgelegten Materials hat die Behörde festgestellt, dass die in dem Material vorgestellte Bilanz vom Kadmium, die auf der Grundlage von zugänglichen Literaturangaben sowie auf der Grundlage der tatsächlichen durch unabhängige akkreditierte Labore durchgeführte Messungen in der Anlage des Bauherrn erstellt wurde, ein niedriges Niveau dieses Elementes, das in die aus dem Kraftwerke Turów abgeleiteten Abwässer sowie in die Luft mit dem Rauchgas freigesetzt wird, bestätigt. 

Kadmium wird mit den technologischen Hauptanschlüsse (eine wichtige Bedeutung dabei haben Braunkohle und Kalkstein) in den Erzeugungsprozess der elektrischen Energie in dem Kraftwerk Turów eingeführt. Ein Vergleich der geschätzten Menge vom Kadmium , das in den Prozess eingeführt wird sowie der beabsichtigte Menge vom Kadmium in der abgeleiteten Asche zeigt eine sehr niedrige Konzentration dieses Elementes in den aus dem Kraftwerk Turów abgeleiteten Abwässer (die Konzentration unter der Bestimmungsgrenze, die durch die Messungen von einem akkreditierten Labor bestätigt wurden) sowie die im Jahr 2010 beabsichtigte sehr niedrige Konzentration in dem abgeleiteten Rauchgas (überschreitet nicht 0,0004 mg/m3u umgerechnet in 6% O2) zeigt auf einen Übergang vom beinahe ganzen Kadmium in die Asche.

      Die für den neuen Block geschätzten Emissionen von Kadmium wurden in Form einer Bilanz dargestellt, die in glaubwürdiger Weise zeigt, dass das in den technologischen Prozess eingeführte Kadmium beinahe im Ganzen in den Feuerungsprodukte übergehen wird. Die Emissionen in die Luft (in den Abgasen) wurden auf einem Niveau von 2,38 kg/Jahr eingeschätzt, dagegen wird sich in den Abwässer nach der Reinigung in der Kläranlage für Industrieabwässer die Konzentration von Kadmium auf dem Niveau von 0,000005 mg/dm3 bewegen. Die Reduktion der jährlichen Emission von Kadmium in die Luft aus dem Kraftwerk Turów mit dem neuen Block wird im Verhältnis zu der jährlichen Emission der Verunreinigungen aus dem bestehenden Kraftwerk (Blöcke Nr. von 1 bis10) in Bezug auf die Nennbetriebszeit von 7000 Stunden (Blöcke von 1 bis10) 6 kg/Jahr betragen.

     Es ist festzustellen, dass in Übereinstimmung mit der Verordnung des Umweltministers vom 24. Juli 2006 über die Auflagen, die bei der Ableitung der Abwässer an das Wasser oder den Boden zu erfüllen sind sowie über die Schadstoffe für das Wasser, die Konzentration von Kadmium in den Industrieabwässer den Wert von 0,40 mg/dm3 nicht überschreiten darf.

      Damit stellt die Behörde keine Gefahr der Verseuchung von Wasser mit dem Kadmium fest, da das vorgesehene Niveau der Konzentration von Kadmium in den Industrieabwässer nach der Inbetriebnahme des neuen Kraftwerkblockes bedeutend unter den zulässigen Normen liegen wird.

Die Emission von Quecksilber

      Die ökologische Organisation hat in der Berufung des aufgehobenen Bescheides über Umweltauflagen die Frage der nicht ausreichenden Erwägungen und Informationen zum Thema der Emission von Quecksilber aus dem neuen Block sowie aus der ganzen Anlage angesprochen. Die Organisation hat sich dabei auf die bestehende Eintragungen im Bericht berufen und einen Zweifel an der Frage von der Eindeutigkeit sowie der Inkohärenz von den vorgestellten Angaben über Emissionen der Schwermetalle (darunter Quecksilber) berufen.

      Bezugnehmend auf die Frage hat die Verfahrensführende Behörde zwecks der genauen Erläuterung des Istzustandes, mit dem Schreiben vom 12. Dezember 2012 den Bauherrn zur Stellungnahme bezüglich der Vorwürfe, die in der Berufung im Hinblick auf den Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens vorgestellt wurden, aufgefordert. 

Der Bauherr hat zu der Frage Bezug genommen, indem er der Behörde umfangreiche Erläuterungen in Form des Anhanges Nr. 2 zu dem Bericht vorgelegt hat. Nach der Analyse des durch den Bauherrn vorgelegten  Materials stellt die Behörde fest, dass die detaillierte Präsentation von Angaben, Vergleiche und Ausführungen bezüglich der Quellen der Einführung von Quecksilber in das technologische System des Kraftwerkes  sowie sein weitere Verteilung an jeweiligen Bestandteile der Umwelt in festen Abfällen, Abwässern und Fluggasen (den Rauchgasen) ein gründliches Material mit wissenschaftlichen Charakter bildet.  

Die in diesem Material vorgestellte Bilanz des Quecksilbers in einem Vergleich für drei verschiedenen Konzentrationen von Quecksilber in der Braunkohle (in der Hauptquelle von Quecksilber, das in das technologische System eingeführt wird) für die ganze Anlage sowie für den neuen Block, die auf der Grundlage der zugänglichen sowohl inländischen als auch ausländischen Literaturangaben sowie auf der Grundlage der Betriebsangaben und der tatsächlichen durch unabhängige, akkreditierte Labore durchgeführte Messungen in der Anlage des Bauherrn, erstellt wurde, unter den angenommen Grundsätzen bestimmt, dass:

· die Masse von Quecksilber, die in die Luft in den Fluggasen aus den Blöcken von 1 bis 6 sowie Blöcken von 8 bis10 emittiert wird, beträgt von 79,210 kg/Jahr bis 84,609 kg/Jahr und das sind Größen, die mit den durch den Bauherrn im PRTR- System berichteten Angaben konvergent sind;

· die Quecksilberemission in die Luft aus dem neuen Block auf dem Niveau von 3,8 g/h, was unter der Berücksichtigung der angenommen Grundsätzen für Ermittlungen der jährlichen Emission in der Menge von 18,035 kg/Jahr entspricht; 

· Quecksilbergehalt in der Schlacke aus dem neuen Block wird 0,058 ppm (3,632 kg/Jahr) betragen;

· Quecksilbergehalt in der Flugasche wird 0,592 ppm (334,936 kg/Jahr) betragen;

· Quecksilbergehalt im Gips wird 0,394 ppm (31,135 kg/ Jahr) betragen;

· die Reduzierung der jährlichen Emission von Quecksilber in die Luft aus dem Kraftwerk Turów mit dem neuen Block wird im Verhältnis zu der jährlichen Emission von Verunreinigungen au dem bestehenden Kraftwerk (Blöcke Nr. 1 bis10) in Bezug auf die Nennbetriebszeit von 7000 Stunden (Blöcke 1-10) wird 67 kg/Jahr betragen;

· Quecksilberkonzentration in den gereinigten Abwässer, die an den Fluss Miedzianka aus der Kläranlage für die Industrieabwässer des Kraftwerkes Turów abgeleitet werden, nach der Inbetriebnahme der Blockes 460 MW wird die Anforderungen, die nach den rechtlichen Vorschriften gelten, erfüllen (es wird die zulässige  Konzentration im Monatsdurchschnitt von 0,03 mg Hg/l nicht überschritten);

· als Zielstand, d.h. nach der Inbetriebnahme des Blocks 460 MW, wird der geschätzte Einfluss der abgeleiteten Abwässer aus dem Kraftwerk Turów mit dem Gehalt von Quecksilber oder mit dem potentiellen Gehalt von Quecksilber auf den Wasserstand der Fluss Miedzianka wird 1,0039 kg/Jahr betragen, dagegen die Quecksilberkonzentration in dem Wasser von Miedzianka wird 0,034 µg/l betragen (also sie wird kleiner als die zulässige Konzentration von 0,05 µg/l sein);

· die Bewertung des Einflusses der Bestände von Quecksilber, die mit dem Wasser aus Miedzianka an die Lausitzer Neiße abgeleitet werden, auf den Stand der Wasserqualität des Flusses Lausitzer Neiße nach der Inbetriebnahme des Blocks 460 MW zeigt, dass im Durchschnitt unterhalb der Mündung von Miedzianka die Quecksilberkonzentration im Wasser der Lausitzer Neiße 0,033 µg/l betragen wird und dadurch um 0,003µg/l höher als die Konzentration im Durchschnitt oberhalb der Mündung Miedzianka sein wird. (Aber sie wird immer noch niedriger von der zulässigen Konzentration von 0,05 µg/l sein). 

      Nach einer Bewertung ist die Behörde mit der Feststellung, die während der öffentlichen Anhörung am 4. März 2013 durch den Experte aus der ökologischen Organisation geäußert wurde, dass das von dem Bauherr vorgelegte ergänzende Material zur Quecksilberemission als ausreichend und zufriedenstellen zu sehen ist, einverstanden.

      Darüber hinaus, antwortend auf die Aufforderung der Behörde vom 19. März 2013 zur Stellungnahme bezüglich der durch die ökologische Organisation eingereichten Bemerkungen, hat der Bauherr zusätzliche Erläuterungen in Bezug auf die während der öffentlichen Anhörung am 4. März 2013 gestellte Fragen, vorgestellt:

Wird in Erwägung genommen eine Minimalisierung und nachhaltig eine Beseitigung der Wasserverschmutzung mit den Verbindungen von Quecksilber nach dem Jahr 2028 gemäß der Anforderungen der Rahmenwasserrichtlinie?

      Bezugnehmend auf  diese Frage stellt die Behörde nach einer Analyse des durch den Bauherrn vorgestellten Materials fest, dass in den EU-Unterlagen der rechtlichen Regelungen bezüglich der Frage der Wasserverschmutzung mit der Quecksilberverbindungen (darunter auch in der Rahmenwasserrichtlinie) keine Bestimmung über die Notwendigkeit der völligen Beseitigung von der Quecksilberemission in den jeweiligen Bestandteile der Umwelt gefunden wird. Man kann lediglich die Bestimmungen über die Notwendigkeit der Emission-, Angebot- und Nachfragebegrenzung von Quecksilber finden.

Jahr 2028 soll nicht als ein Grenztermin für die Beseitigung der Quecksilberemission in die Oberflächenwasser gesehen werden aber als ein Termin für die Erreichung der Ziele in Zusammenhang mit der Begrenzung von Risiko (für Menschen und die Umwelt), das aus dem Auftreten von Quecksilber in den Emissionen resultiert, die nicht zu vermeiden sind. Jahr 2028 kann man bestimmen, indem man zu dem Jahr 2008 (also dem Jahr, an dem die Richtlinie 2008/105/EG beschlossen wurde) 20 Jahre zuzählt, also die in der Rahmenwasserrichtlinie bestimmte Zeit (Art. 16 Abs. 6) für die Erreichung der Ziele. 

Unter Beachtung des Inhalts von dem Art. 16 der Rahmenwasserrichtlinie, der eine Pflicht der Handlung auf die EU-Einrichtungen und nicht auf die Mitgliedstaaten auferlegt, kann man feststellen, dass solange auf der Ebene von Europäische Union kein Rechtakt, der eine völlige Beseitigung der Quecksilberemission in einer bestimmten Zeit verordnet, beschlossen wird, besteht solche Pflicht auch nicht auf der Seite der Mitgliedstaaten.

Die Behörde stellt fest, dass die Ausführung des gegenständlichen Vorhabens nicht mit den Zielen, die sowohl auf der europäischen als auch auf der inländischen Ebene festgelegt wurden,  im Bereich der Risikobegrenzung bezüglich der Quecksilberemission in die Umwelt, darunter vor allem in das Oberflächewasser widrig sein wird.

Ein konzentrierte Auswirkung Vorhabens, vor allem auf die Gebiete Natura 2000

      Die ökologischen Organisationen haben in den gemeldeten Bemerkungen die Frage der Erwägung durch die Behörde und der Sicherstellung durch den Bauherrn, dass bei der Planung des Bauvorhabens die konzentrierte Auswirkung des geplanten Bauvorhaben samt der Auswirkungen von der Braunkohlegrube Turów berücksichtigt wurde, angesprochen. 

Es wurden Bemerkungen bezüglich der konzentrierten Auswirkung auf die Umwelt im folgenden Bereich:

· die Abwässer, die in das Oberflächewasser gelangen, vor allem die abgeleiteten Bestände an Chloriden, Sulfate und Schwermetall, die aus dem Kraftwerk Turów und der Braunkohlegrube Turów abgeleitet werden;

· die Auswirkung im Bereich des Lärms;

· in Zusammenhang mit den Änderungen in den Wasserverhältnissen, die durch die Realisierung des Abbaus von der Lagerstätte mit der Tagebaumethode verursacht sind;

· die konzentrierte Auswirkung mit der unorganisierten Emission, die z.B. aus dem Abbauraum des Tagesbaus herkommt.

      Die ökologische Organisation hat auch in der Berufung des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 einen Vorwurf formuliert, dass die Behörde nicht in ausreichender Weise zu den Fragen im Art. 62 Abs. 2 des Umweltschutzgesetztes Stellung genommen hat. In dem Artikel wird der Notwendigkeit der Berücksichtigung von der konzentrierten Auswirkung auf das Gebiet Natura 2000 Bedeutung beigemessen. 

      Auf die Anforderung der Verfahrensführende Behörde vom 12. Dezember 2012 hat der Bauherr den Anhang Nr. 2 zu dem Bericht über die Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt vorgelegt. In diesem Anhang hat er eine Stellung zu den folgenden Vorwürfen genommen:

· Im Bereich der konzentrierten Auswirkung von den Abwässern, die in das Oberflächenwasser gelangen, wurde auf das Kapitel 6.6.3 des Berichtes, das den Stand der Oberflächenwasser betrifft, hingewiesen. Das Kapitel berücksichtigt den Stand des Wassers in den Flüssen Miedzianka (Kupferfluss) und Lausitzer Neiße (auch der Einfluss von dem Bergbauwasser und den Abwässer aus der Braunkohlegrube Turów). Der Einfluss der Abwässer, die aus dem neuen Block abgeleitet werden, auf die Qualität der Oberflächenwasser berücksichtigt auch den Einfluss des Wassers und der Abwässer aus der Braunkohlegrube Turów.

· Im Bereich der konzentrierten Auswirkung des Lärms wurde im Kapitel 7.6 (in der Tabelle 7.6.1) des Berichtes sowie in den Anlagen Nr. 13,14,14.1 des Berichtes der die Auswirkungen des Sachalpegels erläutert. Die Anlage Nr. 13 des Berichtes beinhaltet Ergebnisse der Messungen von dem nachhaltigen Lärmpegel des aus dem Kraftwerk Turów emittierten Lärms. Bei den Lärmmessungen wurde auch der durch die Braunkohlegrube generierte Lärm, der Lärm mit dem kommunalen Charakter, der Kommunikationslärm sowie der Industrielärm aus den anderen Anlagen berücksichtigt. Auf der Grundlage der durchgeführten Messungen (Anlage 13) sowie der Berechnungen der Ausbreitung von Lärm aus dem neuen Block (Anlage 14) wurde eine gemeinsame Auswirkung des neuen Blocks mit den zur weiteren Betrieb vorgesehenen Blöcken geschätzt. Die Ergebnisse der Analyse sind in der Tabelle 7.6.1 auf der Seite 233 des Berichtes zu finden. Es ist zu erwarten, dass mit der Zusammenstellung der durch das Kraftwerk Turów geführten Modernisierungen der Anlagen in Bezug auf die Senkung ihrer Schallwirkung die tatsächliche Auswirkung insgesamt kleiner wird.

· Im Bereich der Veränderungen von Wasserverhältnissen, die durch den Abbau der Lagerstätte mit der Tagebaumethode verursacht sind, wurden sie im Kapitel 9 auf der Seite 289 erläutert. Die hydrogeologischen Bedingungen der Lagerstätte „Turów” sind spezifisch und völlig anders im Vergleich zu den anderen Braunkohlegruben in Polen und im Ausland. Diese Besonderheit hat zur Folge, dass aufgrund der Entwässerung kein einheitlich gebildeter Absenkungstrichter zu beobachten ist. Der wichtige Einfluss kommt ausschließlich in einem Streifen direkt an dem Tagebau vor. Unabhängig von der Entstehung des neuen Blocks wird die Braunkohlegrube abgebaut und ihr weiterer Abbau wird keine Veränderungen des Grundwasserleiters (aufgrund des geologischen Aufbaus des Gebietes) verursachen.

· Im Bereich der konzentrierten Auswirkung mit der unorganisierten Emission wurden im Kapitel 6.6 Seite 190 des Berichtes die Ergebnisse aus der Überwachung der Luft in Worku Żytawskim (Zittauer Sack) aufgestellt. Sie präsentieren den Stand der Verschmutzung von der Luft auf dem untersuchten Gebiet. Sie zeigen auch die konzentrierte Auswirkung der potentiellen Emissionsquellen von Verunreinigungen, die sich auf dem untersuchten Gebiet befinden. Es ist hier auch der Einfluss der Emmisonnquellen von Verunreinigungen aus dem Kraftwerk Turów und der Braunkohlegrube Turów zu sehen. Die in der Zeit von 3 Jahren ermittelte Ergebnisse zeigen niedriges Niveau der Verunreinigungen im Jahresdurchschnitt; unter den zulässigen  Normen. 

Die Ermittlungen, die gleichzeitig die organisierten und unorganisierten Emissionsquellen berücksichtigen, hat man nicht gemacht aufgrund der fehlenden Methodik für ihre Durchführung. 

      Erachtens der Verfahrensführende Behörde zeigen diese Antworten (die sich im Anhang Nr. 2 zu dem Bericht befinden) in ausreichender Weise, dass der Einfluss der geplanten Anlage auf die Umwelt mit der Berücksichtigung der Fragen von der konzentrierte Auswirkung des Kraftwerkes Turów und der Braunkohlegrube Turów analysiert wurde. 

      Darüber hinaus bemerkt die Behörde, dass bei der Erwägung der Auswirkung auf die außerhalb der polnischen Grenze liegende Gebiete im Rahmen des durchgeführten grenzüberschreitenden Verfahren die zuständigen Behörden der betroffenen Staaten die Informationen bezüglich der konzentrierten Auswirkung auf die auf ihren Gebieten liegenden Gebiete Natura 2000 und Informationen im Bereich des Wasserstandes in dem Grenzfluss Neiße sowie die Auswirkung vom Schallpegel und die Veränderung der Wasserverhältnisse aufgrund des Braunkohleabbaus mit der Tagesbaumethode als ausreichend anerkannt haben. Den Staaten waren dabei auch die durch den Bauherrn vorbereitenden Unterlagen bekannt und nach der Ergänzung wurde sie durch diese Staaten als ausreichend anerkannt. 

Bei der Erwägung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Gebiete Natura 2000, darunter besonders auf das oben genannte Gebiet „Przełomowa Dolina Nysy Łużyckiej”, hat die Verfahrensführende Behörde vor allem die Entscheidung, die von der für den Bereich des Schutzes von den Gebieten Natura 2000 zuständige Behörde, also von dem RDUS erlassen wurde, berücksichtigt. In der Entscheidung vom RDUS vom 23. September 2011, die anschließend in dem wiederholten Verfahren aufrechterhalten wurde, hat die Behörde eindeutig hingewiesen, dass das geplante Vorhaben sich nicht bedeutend negativ auf die Gebiete Natura 2000 auswirken wird, darunter auch auf das oben erwähnte Gebiet „Przełomowa Dolina Nysy Łużyckiej”. 

Das geht auch aus der Analysen, die im Bericht über die Umweltauswirkungen im Kapitel 7.15, sowie in den Anlagen 15 und 15.1 zu dem Bericht vorgestellt wurden, hervor.

Wie es aus dem im Verfahren zusammengestellten Material resultiert, hat man auch in Erwägung gezogen die Auswirkungen auf andere polnische Gebiete, die sich in der Reichweite der etwaigen Auswirkung (im Umfang von 100 km) von dem Standort des Kraftwerkes befinden. Zu diesen Gebieten gehören folgende spezielle Schutzgebiete zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der Tierarten: Bory Dolnośląskie (PLB020005); Ostoja nad Bobrem (PLH020054); Góry i Pogórze Kaczawskie (PLH020037); Łąki Gór i Pogórza Izerskiego (PLH020102); Torfowiska Gór Izerskich (PLH020047); Karkonosze (PLB020007).
Bezüglich der Gebieten Natura 2000, die auf dem Gebiet von Deutschland liegen, aufgrund ihrer Lage im Verhältnis zu dem geplanten Vorhaben sowie aufgrund des Charakters und der Art der Auswirkungen von dem geplanten Vorhaben sollen die Auswirkungen auf das Gebiet zur Erhaltung von Vogelarten Neißetal DE4454451; (Entfernung von dem geplanten Vorhaben 1,5 km) sowie das Gebiet zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume und der Tierarten Neißegebiet DE4454302; (Entfernung 1,5 km), Basalt-und Phonolithkuppen der Östlichen Oberlausitz DE4753303; (Entfernung 3,5 km) in Erwägung gezogen werden.

            Darüber hinaus wurde auch die Auswirkung auf die sonstigen Gebiete, die als Schutzgebiete zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume und der Tierarten gelten und sich im Umfang von 20 km von der Punktquelle befinden:  Pließnitzgebiet DE4954301, Mandautal DE5054301, Hochlagen des Zittauer Gebirges DE5153301, Eichgrabener Feuchtgebiet DE5154301 in Erwägung gezogen. 

Auf der tschechischen Seite solche Schutzgebiete im Umkreis von 20 km sind: das Schutzgebiet zur Erhaltung der Vogelarten Jizerske hory CZ0511008 sowie die Schutzgebiete zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume und der Tierarten Jizerskohorske bučiny CZ0510400 sowie Jizerske smrčiny CZ0510412. Darüber hinaus aufgrund einer etwaigen Auswirkung auch in größeren Entfernungen, wurden die Auswirkungen auf weitere Schutzgebiete zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume und der Tierarten: Rašeliniště Jizerky CZ0510402, Bukovec CZ0510405, Smědava CZ0510408, Rašeliniště Jizery CZ0510415, Smĕdá CZ0513256 in Erwägung gezogen.

            Bei der Erwägung der Auswirkungen auf die Gebiete, die außerhalb der polnischen Grenze liegen, ist es vor allem zu bemerken, dass in Rahmen des durchgeführten grenzüberschreitenden Verfahren die zuständigen Behörden der betroffenen Staaten weder Bemerkungen noch Zweifel bezüglich der Auswirkungen auf die auf ihren Hoheitsgebieten liegenden Schutzgebiete Natura 2000 gemeldet haben. Sie kannten dabei sowohl die Charakteristik als auch den Gegenstand des Schutzes von den auf ihren Hoheitsgebieten liegende Schutzgebieten Natura 2000, sowie die durch den Bauherrn vorbereitete Unterlagen (die nach einer Ergänzung durch diese Staaten als ausreichen anerkannt wurden).      
      Auch in dem Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung (Kapitel 7.14 sowie 7.15)  wurde gezeigt, dass keine bedeutende negative Auswirkung auf die außerhalb der polnischen Grenze liegende Schutzgebiete Natura 2000 vorkommt. 

Im Zusammenhang mit dem Vorstehenden stellt die Verfahrensführende Behörde fest, dass das geplante Vorhaben, auch in einer Konzentration mit den anderen Vorhaben, keine bedeutenden negativen Auswirkungen auf die Schutzgebiete Natura 2000 haben wird. In diesem Zusammenhang, wie es schon oben gezeigt wurde, gibt es keine Prämisse für eine Absage der Erlassung von dem Bescheid über Umweltauflagen nach dem Art. 81 Abs. 2 des Umweltschutzgesetztes.

Die Emissionen in die Luft vor und nach der Ausführung des Vorhabens

      Die ökologischen Organisationen haben in den gemeldeten Bemerkungen zu dem Bericht die Frage der Fehler, der nicht eindeutigen sowie sich widersprechenden Angaben und Informationen in der Sache der Luftemission von Verunreinigungen vor und nach der Ausführung des gegenständlichen Vorhabens angesprochen.

      Bezugnehmend auf  diese Frage hat die Verfahrensführende Behörde zwecks der genauen Erläuterung des Istzustandes, mit dem Schreiben vom 12. Dezember 2012 den Bauherrn zur Stellungnahme bezüglich der in der Berufung des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 Vorwürfe bezüglich des Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens aufgefordert. 

Bezugnehmend auf diese Frage hat der Bauherr umfangreiche Erläuterungen in Form des Anhangs Nr. 2 zu dem Bericht vorgelegt.
      Infolge der weiteren Bemerkungen der ökologischen Organisation zu dem Anhang Nr. 2 zu dem Bericht hat die Verfahrensführende Behörde zwecks der genauen Erläuterung des Istzustandes, mit dem Schreiben vom 19. März 2013 den Bauherrn zur Stellungnahme bezüglich der eingereichten Bemerkungen aufgefordert. Bezugnehmend auf diese Frage hat der Bauherr der Behörde umfangreiche Erläuterungen vorgestellt. 

      Nach einer Analyse des grenzen zusammengestellten Materials in der Frage bezüglich der Emissionen von den Verunreinigungen in die Luft stellt die Behörde fest, dass:

1) die Emissionen der Anlage von dem Kraftwerk Turów vor der Realisierung des Vorhabens in Zusammenhang mit dem Betrieb von Kraftwerkblöcke Nr. 1-6 sowie Nr. 8-10 unter Berücksichtigung der geltenden Emissionsnormen für die Anlage sowie die Nennbetriebszeit von den Blöcken 7000 h/ Jahr betragen:

· Schwefeldioxid: 62 130 Mg/Jahr

· Stickstoffdioxid: 27 124 Mg/ Jahr

· Feinstaub: 4 362 Mg/ Jahr

· Kohlenmonoxid: 13 562 Mg/ Jahr

· Kohlendioxid: 14 846,3 Tausend Mg/ Jahr

· Kadmium: 21 kg/ Jahr

· Blei: 447 kg/ Jahr

· Quecksilber: 239 kg/ Jahr

2) die Emissionen der Anlage von dem Kraftwerkes Turów nach der Realisierung des Vorhabens in Zusammenhang mit dem Betrieb von Kraftwerkblöcke Nr. 1-6 sowie von dem neuen Block unter Berücksichtigung der geltenden Emissionsnormen für die Anlage sowie die Nennbetriebszeit von den Blöcken 7000 h/Jahr (die Blöcke 1-6), und für den neuen Block die Emissionsnormen in Übereinstimmung mit der Richtlinie IED und die jährliche Betriebszeit 7200h werden betragen:

· Schwefeldioxid: 16 495 Mg/Jahr

· Stickstoffdioxid: 16 966 Mg/ Jahr

· Feinstaub: 1 980 Mg/ Jahr

· Kohlenmonoxid: 9 424 Mg/ Jahr

· Kohlendioxid: 11 165,8 Tausend Mg/ Jahr

· Kadmium: 15 kg/ Jahr

· Blei: 322 kg/ Jahr

· Quecksilber: 172 kg/ Jahr

3) Die Reduzierung der Emissionen von jeweiligen Verunreinigungen in die Luft nach der Realisierung des Vorhabens im Verhältnis zu der Ausgangsituation wird entsprechend betragen:

· Schwefeldioxid: 45 635 Mg/ Jahr

· Stickstoffdioxid: 10 158 Mg/ Jahr

· Feinstaub: 2 382 Mg/ Jahr

· Kohlenmonoxid: 4 138 Mg/ Jahr

· Kohlendioxid: 3 680,5 Tausend Mg/ Jahr

· Kadmium: 6 kg/ Jahr

· Blei: 125 kg/ Jahr

· Quecksilber: 67 kg/ Jahr

Für die Ermittlung der dargestellten Ergebnisse von Emissionsberechnungen eine Schlüsselbedeutung die Nennwerte von den Rauchgasströme aus den jeweiligen Blöcken haben: 

· die Rauchgasströme aus den bestehenden Blöcken wurden aus der dem Anlagebetreiber der erlassenen integrierten Genehmigung (Genehmigung Nr. PZ1.5/2009 vom 19.01.2009, Aktenkennzeichen: DM-Ś/MM/7660-122/11-III/09) angenommen

· der Rauchgasstrom für den neunen Block wurde auf der Grundlage der Berechnungen, die in der Erläuterungen von dem Bauherrn vom 9. April 2013 vorgestellt wurden, angenommen.

Die Modelberechnungen bezüglich der Ausbreitung von Verunreinigungen aus der Anlage nach der Ausführung des Vorhabens weisen auf keine Überschreitungen des Bezugszustandes dieser Substanzen in dem geprüften Bereich auf. Darüber hinaus weisen die bis jetzt geführten Messungen durch das System der Immissionsmessungen (6 Messstationen in der Umgebung des Kraftwerkes Turów) auf keine Überschreitungen der zulässigen Normen der Konzentration in der Zeit von vierundzwanzig Stunden und im Jahresdurchritt von dem Flugstaub aufgehängt PM10, Stickstoffoxiden, dem Schwefeldioxid auf. Um die unorganisierte Emissionen zu begrenzen sowohl für den bestehenden Stand als auch für den neu geplanten Block hat der Bauherr in dem Bericht eine Reihe von Lösungen dargestellt, die die Entstehung von unorganisierten Emissionen verhindern. Zu diesen Lösungen gehören z.B.:

· die Führung der Kohleförderung in den geschlossenen Systemen, die Hermetisierung des Aushubs und ihre Entaschung;

· eine pneumatische Förderung der Asche in den Rohrleitungen in den Speichersilos, eine pneumatische Förderung  des Sorptionsmittels mit den Rohrleitungen von der Mahlanlage in den Speichersilos, die sich auf dem Hauptgelände des Kraftwerkes befinden, die Modernisierung der entlüftenden Filter auf den bestehenden Speichersilos vom Sorptionsmittel und von der Asche;

· die Abdichtung der technologischen Räume; 

· die Ausstattung der Lagerräume mit einer Reifenwaschanlage bei der Anwendung des Straßenverkehrs für die Beförderung vom Gips.

Die Berechnungen bezüglich Kohlendioxid und Kohlenmonoxid

      Die ökologischen Organisationen haben in den gemeldeten Bemerkungen zu dem Bericht Zweifel in Bezug auch die Richtigkeit der Emissionsermittlungen von Kohlendioxid und Kohlenmonoxid aus dem neuen Block angesprochen.

      Bezugnehmend auf diese Frage, zwecks der genauen Erläuterung des Istzustandes, hat die Verfahrensführende Behörde mit dem Schreiben vom 12. Dezember 2012 den Bauherrn zur Stellungnahme zu den Vorwürfe, die in der Berufung des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 vorgestellt wurden, aufgefordert. 

Bezugnehmend auf diese Frage hat der Bauherr der Behörde den Anhang Nr. 2 zu dem Bericht vorgelegt. 

Infolge der weiteren Bemerkungen der ökologischen Organisation zu dem Anhang Nr. 2 zu dem Bericht hat die Verfahrensführende Behörde zwecks der Erläuterung des Istzustandes, mit dem Schreiben vom 19. März 2013 den Bauherrn zur Stellungnahme bezüglich der eingereichten Bemerkungen aufgefordert. Bezugnehmend auf diese Frage hat der Bauherr der Behörde entsprechende Erläuterungen vorgestellt. 

Die Berechnungen der Emission von Kohlendioxid 

      Nach der Durchführung einer detaillierten Analyse stellt man fest, dass im Bericht und den zusätzlichen Erläuterungen von dem Bauherrn (unter den Einsatz den alternativen Berechnungsmethoden) konvergente Ergebnisse präsentiert wurden. Nach der Analyse von beiden Arten der dargestellten Berechnungen stellt die Behörde fest, dass ein Einsatz einer kontrollierenden Berechnungen unter Anwendung einer anderen Methode und die Erreichung von konvergenten Ergebnissen beide Arten der Berechnungen als richtig zu sehen, und das Ergebnis jeder Methode als annähernd und mit ausreichender Genauigkeit für die vorhersehende Auswirkung anzunehmen, erlaubt. Unter diesen Umständen ist es anzunehmen, dass die Emission von Kohlendioxid aus dem neuen Block auf einem Niveau von ca. 2,8 Millionen Mg CO2/Jahr liegen wird.

Die Berechnungen der Emission von Kohlenmonoxid 

      Nach einer detaillierten Analyse von Angaben und Informationen, die im Bericht  sowie in den zusätzlichen Erläuterungen des Bauherrn dargestellt wurden, wird es festgestellt, dass die für die Berechnung der Emission von Kohlenmonoxid (CO) maximale auf dem Niveau von 200 mg/Nm3 angenommene Konzentration dieses Gases in den Abgasen, die aus dem neuen Block abgeleitet werden, ein Parameter, den man in den zugänglichen Veröffentlichungen von den Hersteller der energetischen Blöcken mit den Kesseln der Braunkohlestaubfeuerung finden kann, ist. 

      Auf der Grundlage der zusätzlichen Informationen in den Erläuterungen des Bauherrn, in denen die Ergebnisse der Betriebmessungen von der CO- Emission aus den bestehenden Kesseln des Kraftwerkes Turów eingeführt wurden, soll man glauben, dass der oben vorgestellte Richtwert der CO-Emission als maximal anzunehmen ist (höher von den erreichten Ergebnisse in dem normalen Betrieb der Blöcken). Ähnlich, wie in dem Fall der allen anderen Emissionen in den Fluggasen aus dem Kessel, ein sehr wichtiger Faktor ist der Rauchgasstrom. 

In der Bewertung der Behörde hat der Bauherr eine richtige Weise der Berechnungen von dem Rauchgasstrom aus dem neuen Block angenommen und sie findet ihre inhaltliche Begründung. Folglich ist das die Grundlage für die Annerkennung, dass die dargestellten Ergebnisse der CO-Emission als möglichst maximale Emissionen und als glaubwürdig zu sehen sind.  

Alternative Varianten, Technologien sowie der Einfluss des geplanten Bauvorhabens auf die Gesundheit der Menschen

      Die ökologischen Organisationen haben in den gemeldeten Bemerkungen die Frage der Erwägung durch die Behörde und der Sicherstellung durch den Bauherrn, dass bei der Planung des Bauvorhabens die alternativen Varianten, Technologien berücksichtigt wurden oder ob der Einfluss des geplanten Bauvorhabens auf die Gesundheit der Menschen erfolgte, angesprochen. 

      Bezugnehmend auf diese Frage stellt die Behörde fest, dass im Bereich der alternativen Varianten und Technologien der Ausführung von dem gegenständlichen Vorhaben der Bauherr im Rahmen der im Bericht über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Kapitel 3 – „Die Beschreibung der analysierten Varianten” vorgestellten  Erwägungen sich geäußert hat. Ein detaillierter Vergleich der vorgeschlagenen technologischen Lösungen des neuen Blocks im Bereich der Übereinstimmung mit den BAT-Anforderungen wurde dagegen auf den Seiten 152-161 des Berichtes vorgestellt. Es ist dabei zu bemerken, dass das geplante Vorhaben in einer engen Verbindung mit dem gegenwärtig funktionierenden energetischen Komplex Turów steht und sein Ziel eine rationale Nutzung der zugänglichen Braunkohleressourcen für die Erzeugung der elektrischen Energie gemäß der neusten technologischen Lösungen von energetischer Feuerung des Festbrennstoffes ist. Der Bauherr hat eine Analyse auf der Grundlage der neusten bewährten Lösungen in der Weltenergetik, die die BAT-Anforderungen erfüllen, gemacht. 

      Nach der Analyse der Frage stellt die Behörde fest, dass ihr keine andere Technologien bekannt sind, die für den kommerziellen Bedarf der Energiewirtschaft eingeführt wurden, und die BAT- Anforderungen erfüllen und die Braunkohle als Brennstoff verwenden, außer der Kraftwerkblöcke, die auf der Grundlage der Brennstoffverbrennung arbeiten. 

      Von der Behörde wird folgende Schlussfolgerung angenommen, wenn die Ermittlungsergebnisse der Konzentration von den Verunreinigungen in der Luft nach der Ausführung des geplanten Vorhabens, die in dem Bericht (auf den Seiten von 218 bis 220) vorgestellt wurden, im Vergleich zu den Zielnormen und –werten, die auf dem Gebiet der Europäischen Union gelten und zu den Anforderungen der Weltgesundheitsorganisation (WHO) im Bereich der Luftqualität keine Überschreitungen ausweisen, dann ist es zu sehen, dass die Anforderungen solcher Analyse auf der Etappe der Bewertung von der Auswirkung des Vorhabens auf die Umwelt in ausreichender Weise erfüllt sind und die Verfahrensführende Behörde keine zusätzlichen Analysen dieser Frage eingreift.

Andere Fragen bezüglich der Qualität des Berichtes

      Die ökologischen Organisationen haben in den gemeldeten Bemerkungen die Frage der Fehler, Versehen, Mängel und nicht entsprechender Qualität des von dem Bauherrn vorgelegten Berichtes über die Umweltverträglichkeitsprüfung des Vorhabens angesprochen. 

      Bezugnehmend auf die Frage hat die Verfahrensführende Behörde, mit dem Schreiben vom 12. Dezember 2012 den Bauherrn zur Stellungnahme bezüglich der Vorwürfe die in der Berufung des Bescheides über Umweltauflagen vom 2. August 2012 vorgestellt wurden, aufgefordert. 

Darüber hinaus hat die Behörde mit dem Schreiben vom 19. März 2013 den Bauherrn zur Stellungnahme bezüglich der weiteren Bemerkungen, die durch die ökologische Organisation am 13. Februar 2013 eingereicht wurde, aufgefordert.

      Bei der Analyse der Vorwürfe in dieser Angelegenheit hat die Behörde das ganze Beweismaterial in der Sache analysiert und festgestellt, dass ein Teil der durch die ökologischen Organisationen gemeldeten Vorwürfe bezüglich der Fehler, Versehen, Mängel im Bericht begründet war, was die Unterlagen und die Erläuterungen von dem Bauherrn, die im Rahmen der Antworten auf oben genante Anforderungen und die Antworten, die während der öffentlichen Anhörung vom 4. März 2013 erteilt wurden, bestätigen. 

      Man muss jedoch feststellen, dass die während des Verfahrens erstellte Ergänzung zu dem Bericht sowie die Erläuterung des Bauherrn eine Beseitigung der festgestellten Fehler und Versehen im Bericht ermöglicht haben sowie das Material mit den Erläuterungen und den zusätzlichen Informationen ergänzt haben, die eine komplexe Bewertung der Auswirkungen des gegenständlichen Vorhabens auf die Umwelt ermöglicht haben. 

Die eingeführten Korrekturen und Ergänzungen des Berichtes haben nicht zu der Feststellung geführt, dass die Ausführung des gegenständlichen Vorhabens eine über der Norm liegende Auswirkung auf die jeweiligen Bestandteile der Umwelt zur Folge haben wird. 

      Auf der Grundlage einer eigenen Analyse des ganzen Beweismaterials in der Sache stellt die Behörde fest, dass die Ausführung des gegenständlichen Vorhabens keine Kontraindikationen für die Erlassung des vorliegenden Bescheides festgestellt hat.
XII. Der Name des Bauherrn
      Bei dem Erlass des vorliegenden Bescheides wurde eine Änderung des Firmennamens und der Rechtsform des Bauherrn berücksichtigt. Die Änderung resultiert aus den durchgeführten Umstrukturierungsmaßnahmen, die nach dem Tag der Antragstellung auf den Erlass des Bescheides über Umweltauflagen für das Vorhaben unter dem Namen „Wiederherstellung der Betriebsleistung von PGE Kraftwerk Turów A.G., durch die Errichtung eines energetischen Blocks mit der Leistung ca. 460 MW anstelle der stillzulegenden Kraftwerksblöcke Nr. 8, 9, 10”, im Zusammenhang mit einer Konsolidierung der Gesellschaften des Bereiches die Konventionelle Energetik PGE vorgenommen wurden. 
      Der ursprüngliche Name des Bauherrn lautet: PGE Elektrownia Turów Spółka Akcyjna (PGE Kraftwerk Turów Aktiengesellschaft) mit dem Sitz in Bogatynia, ul. Młodych Energetyków 12, eingetragen im Unternehmensregister des polnischen Landesgerichtsregisters am Amtsgericht in Wrocław, Fabrycznej IX. Wirtschaftsabteilung des Landesgerichtsregisters unter der KRS-Nummer: 0000026392.
      Der gültige Name des Bauherrn: PGE Górnictwo i Energetyka Konwencjonalna Spółka Akcyjna (PGE Bergbau und Konventionelle Energetik Aktiengesellschaft) mit dem Sitz in Bełchatów, ul. 1-go Mai 63, 97-400 Bełchatów, eingetragen im Unternehmensregister des polnischen Landesgerichtsregisters am Amtsgericht in Łódź, Śródmieście in Łódź, XX. Wirtschaftsabteilung des Landesgerichtsregisters in Łódź unter der KRS-Nummer: 0000032334, Steuernummer (NIP): 769-050-24-95, statistischer Nummer (REGON): 000560207.
      Nach der Durchführung des Verfahrens in der Sache der Umweltverträglichkeitsprüfung und nach einer detaillierten Analyse des geplanten Vorhabens unter allen Umweltaspekten wurde, wie in dem Sinn des Bescheides, entschieden.

Rechtsmittel
      Gemäß Art. 72 Abs. 3 des Umweltschutzgesetztes soll der Bescheid über den Umweltauflagen dem Antrag auf den Erlass eines Bescheides im Sinne des Art. 72 Abs.1 des Umweltschutzgesetztes beigefügt werden. Der Antrag ist spätestens innerhalb von vier Jahre, ab dem Tag, an dem dieser Bescheid über Umweltauflagen endgültig in Kraft getreten ist, zu stellen.

      Die Parteien sind berechtigt, einen Einspruch gegen diesen Bescheid bei dem Berufungsgremium der Selbstverwaltung in Jelenia Góra über den Bürgermeister der Stadt und Gemeinde in Bogatynia innerhalb einer Frist von 14 Tagen ab dem Tag der Zustellung des Bescheides einzulegen.
Anlage:


Beschreibung des Vorhabens gemäß Art. 83 Abs. 3 des Umweltschutzgesetztes 
Urschriftlich an:
   1.  PGE Bergbau und Konventionelle Energetik AG 
        Die Niederlassung Kraftwerk Turów 

        ul. Mł. Energetyków 12, 59-916 Bogatynia

   2.  Die betroffenen Parteien gemäß Art. 49 des polnischen Verwaltungsverfahrengesetzes
Zur Kenntnis an:
       1. Generaldirektion für Umweltschutz 

            ul. Wawelska 52/54, 00-922 Warszawa, 
       2. Regionaldirektor für Umweltschutz 

    pl. Powstańców Warszawy 1, 50-951 Wrocław,

3. Staatlicher Landkreis -Sanitätsinspektor
    ul. Warszawska 11, 59-900 Zgorzelec, 

4. Niederschlesischer Staatlicher Woiwodschafts –Sanitätsinspektor in Wrocław 
            ul. Skłodowskiej 73/77, 50-950 Wrocław.
          Anlage Nr.1 zum Bescheid des Bürgermeisters 

der Stadt und Gemeinde Bogatynia


                                                                            Aktenzeichen: BZI.IOP.6220.18.2013

                                                                            vom 18.10.2013
Beschreibung des Vorhabens
„Wiederherstellung der Betriebsleistung von PGE Kraftwerk Turów A.G., durch die Errichtung eines energetischen Blocks mit der Leistung ca. 460 MW anstelle der stillzulegenden Kraftwerksblöcke Nr. 8, 9, 10”
      Das Hauptziel des geplanten Vorhaben ist die Wiederherstellung der Leistung von dem Kraftwerk Turów im Zusammenhang mit der Notwendigkeit in den Jahren 2010 bis 2014 die ältesten Blöcke 8, 9 und 10 im Kraftwerk Turów aufgrund ihres technischen und technologischen Verschleißes außer Betrieb zu setzen und der Notwendigkeit die Stromerzeugung des Kraftwerkes auf einem mit der bisherigen Leistung vergleichbaren Niveau zu erhalten.
      Ein weiteres Ziel des Vorhabens ist auch die Sicherung eines unveränderten Volumens an Braunkohle, die im Braunkohletagebau Turów abgebaut wird. Das erlaubt dem Tagebau eine stabile Produktion und Beschäftigung sowie günstige Einzelkosten des Braunkohleabbaus zu gewährleisten.
      Das Ziel des Vorhabens ist auch die Erzeugung der elektrischen Energie bei möglichst geringer Umweltbelastung durch den Einsatz von besten verfügbaren Techniken (BAT) und unter Beachtung der neuen EU-Richtlinie IED über Industrieemissionen.
      Der neue Block wird mit der Braunkohle aus dem Tagebau von PGE Bergbau und Konventionelle Energetik AG Niederlassung Braunkohletagebau Turów beheizt und soll im Rahmen eines Elektroenergiesystems mit dem von dem Bauherr vorgesehenen Nutzungsgrad (der Nennleistung) von 7200 Betriebstunden pro Jahr in der Zeit bis 2040 betrieben werden.
Das Bauvorhaben des neuen Blocks setzt die Errichtung eines für überkritische Dampfparameter geeigneten Dampfblockes voraus. Es handelt sich dabei um einen Kondensationskraftwerkblock mit nur einem Dampfüberhitzer mit mehrstufigen Nieder- und Hochdruckwärmetauschern und Kondensatorkühlung (Wasserkühlung in einem geschlossenen System mit einem Kühlturm.) Die Erzeugung der elektrischen Energie soll bei dem Nettowirkungsgrad von mindestens 41,5% erfolgen.  

      Der neue Kraftblock soll ein selbständiges elektroenergetisches Objekt bilden, das an bestehende Hilfsanlagen des Kraftwerkes angeschlossen ist. Aufgrund der unmittelbaren Nachbarschaft von mehreren Hilfssystemen des bestehenden Betriebes wird ihre Nutzung für den neuen Block vorausgesetzt. (u.a. die Versorgung mit den einige Betriebsmittel in der Phase der Inbetriebnahme sowie des normalen Betriebes von dem Objekt).

      Die vorgeschlagenen Lösungen entsprechen den weltweit eingesetzten aktuellen energetischen Standards. Bei der Wahl des technischen Grundsystems des Kraftwerksblocks, der wichtigsten Anlagen und Einrichtungen sowie bei der Bestimmung von den Dampfparametern beruhte man auf Lösungen, die zurzeit für den Kraftwerkblock von dieser Größe als optimal gelten. Darüber hinaus wird es geplant, dass der neu zu errichtende Block künftig einen einfachen Anschluss an die CCS- Anlage zur Abscheidung von Kohlendioxid aus den Abgasen und seine unterirdische Speicherung in geeigneten geologischen Strukturen (so genante also Bereitschaft der Anlage zur Abscheidung von Kohlendioxid - CCS-ready) hat.
Die wichtigsten technischen Objekten und Anlagen des neuen Blocks werden folgende Bestandteile:

· das Kesselhaus mit einer kompletter Kohlenstaubfeuerung zur Kohleverbrennung und zur Übertragung von Wärme an den Dampf-Wasser-Kreislauf einschließlich den Hilfsanlagen; 

· der Maschinenraum mit einem kompletten Turbosatzt, d.h. mit einer Turbine zur Umwandlung der Dampfenergie in mechanischen Energie sowie mit einem Generator zur Umwandlung der mechanischen Turbinenenergie in die elektrische Energie einschließlich dem Satz von Hilfsanlagen (u.a. Systeme für die Entgasung, Dampfrohrleitungen, Speisewasserversorgung, Kondensat, Öl, Kühlwasser);

· ein geschlossenes Kühlsystem mit einem Kühlturm mit einer Rückführung der Kondensationswärme;

· ein Rauchgasabführungssystem mit Ventilatoren, Elektrofilter für Entstaubungsprozess sowie einer Entschwefelungsanale mit dem Nassverfahren für die Reinigung der Abgase zur Gewährleistung der gesetzlich  vorgeschriebenen Normen mit einem Kühlturm zur Ableitung der gereinigten Abgase nach außen;

· die Ableitung der elektrischen Energie vom Generator mit Block-, Anzapf- und Reservetransformatoren über eine Freileitung (400 kV), die den Blocktransformator mit der bestehenden Schaltanlage (400 kV) verbindet, die sich auf dem Kraftwerksgebiet befindet und an der bestehenden Freileitung (400 kV) angeschlossen ist;

· das Bekohlungssystem;

· die Sorptionsmittelwirtschaft;

· die Wirtschaft in Bezug auf die Asche, Schlacke sowie Entschwefelungsprodukte;
      Das geplante Vorhaben umfasst auch eine Reihe von Arbeiten und Objekte, die für den Anschluss des neuen Blocks an die bereits bestehende Infrastruktur des Kraftwerks erforderlich sind u.a.:

· die Wirtschaft in Bezug auf die Versorgung mit Kohle und Öl;

· das Industriewassernetz;

· die Entschlackung, die Entstaubung und die Entaschung;

· Hilfs- und Dienstleistungsobjekte;

· Verkehrswege, Plätze, Gehwege, Gleisanschlüsse;

· Netze und alle damit verbundene Bauten;

· die Geländebewirtschaftung (Straßenausrüstung, Grünflächen);

· die elektroenergetische Ausrüstung und Anlagen von dem Versorgungssystem zur Deckung von dem allgemeinen und eigenen Bedarf.
      Die Objekte des neu geplanten Kraftwerkblockes sollen westlich von dem Hauptgebäude lokalisiert werden (der Platz, an dem bisher die Kühltürme Nr. 7, 8 und 9 gestanden haben, die abgerissen werden sollen).

    Die angenommene Kennwerte, die den neuen Kraftblock charakterisieren:

· Bruttoleistung von ca. 460 MW

· Nettowirkungsgrad Minimum 41,5 %

· die Wärmeleistung des Kessels (Staubfeuerung) - 1 040 MW
· die voraussichtliche Zeit von der Nutzung der Nennleistung - 7 200 h/Jahr

· die Stromerzeugung (Bruttoleistung) – 3,3 TWh/ Jahr

· die Stromerzeugung (Nettoleistung) – 3,1 TWh/ Jahr

· der Brennstoffverbrauch (Braunkohle) - 2 883 000 t/ Jahr

· der Verbrauch an entmineralisiertem Wasser - 255 700 m3/ Jahr

· der Verbrauch an dem Rohwasser - 6 625 000 m3/ Jahr

· die Abwässer (darunter aus der Entsalzung, aus der Entmineralisierung, aus der Entschwefelung) - 1 084 780 m3/ Jahr (für den niederschlagsfreien Zeitraum); 1 097 905 m3/ Jahr (für den regnerischen Zeitraum)

· die Flugasche - 566 000 t/ Jahr

· die Schlacke - 63 000 t/ Jahr

· der Verbrauch an dem Kalksteinmehl -100 000 t/ Jahr

Das Kesselhaus

Die Hauptanlage im neuen Block wird die Kohlestaubfeuerungsanlage (Kessel) mit folgenden Merkmalen sein:

· der Dampfkessel,

· mit einer Braunkohlestaubfeuerung, 

· Zwangdurchlaufkessel, Einzugkessel, Turmkessel, 

· mit einem Dampfüberhitzer (Sattdampf), 

· zum Aufhängen, 

· zur Erzeugung von Dampf mit überkritischen Kennwerte und zur Erzeugung des Gleitdrucks des Dampfes.

      Der Brennstoff in der Form der Braunkohle wird über die Bunkerbeschickung an die Kohlemühle befördert und anschließend über die Staubrohrleitungen an Niedrigemissionsbrenner transportiert. Diese führen den Brennstoff direkt in die Brennkammer ein, wo der Verbrennungsprozess erfolgt. Die heiße Abgase gelangen an die einzelne Heizflächen des Kessels, was die Erzeugung eines erforderlichen Durchflusses von Heißdampf und überhitzen Sattdampf ermöglicht. (der Kassel ist für die Versorgung der Dampfturbine mit einem zwischenstufigen Vorwärmer vorgesehen). 

      Der Kessel wird einen Hochdruck- und Hochtemperaturdruckdampf erzeugen, der durch Rohrleitungen an die Turbine zugeleitet wird. Der Kessel (die Staubfeuerungsanlage) wird so entworfen, damit er die Nennleistung und den Nettowirkungsgrad des Kraftwerksblockes von mindestens 41.5% gewährleistet.

      Das erforderliche Niveau der Emission von Stickstoffoxiden wird unter den Einsatz von Primärverfahren und durch eine Überbauung der Anlage zur nichtkatalytischen Reduktion von Stickstoffoxiden in der konvektiven Übertragung der Abgase falls erforderlich erzielt.

      Zur Anheizung bzw. zur Erhaltung des Verbrennungsprozesses bei unstabiler Funktion des Kessels (der Staubfeuerungsanlage) soll im neuen Block leichtes Heizöl eingesetzt werden. 

Der Verbrauch an Brennstoffen (Braunkohle und Heizöl):

· der Verbrauch an der Braunkohle - 2 883 000 t/Jahr 

· der Verbrauch an dem leichten Heizöl (Normalbetrieb) - ca. 1 000 t/ Jahr

· der Stundenverbrauch an dem leichten Heizöl maximal - ca. 35 t/h.

      Die gereinigten Abgase aus der Staubfeuerung des neuen Kessels, der ein Bestandteil des neuen Kraftwerkblocks ist, werden die Emissionsnormen, die in der IED- Richtlinie über Industrieemissionen für die Quellen dieser Art bestimmt sind, erfüllen:

· Schwefeldioxid 
: 150 mg/m3*,
· Stickstoffoxide als NO2 
:  200 mg/m3*,
· Staub
: 10 mg/m3*.
* - in mg/m3 der trockenen Abgasen bei Normalbedingungen und einem Sauerstoffgehalt von 6 % 

Die jährlichen Emissionen von gas- und staubförmigen Verunreinigungen, die aus den Emissionsnormen für den neuen Kraftwerkblock gemäß der Richtlinie IED resultieren:

· Schwefeldioxid - 

:1 411 Mg/Jahr,

· Stickstoffdioxid 

: 1 882 Mg/ Jahr,

· Staub 

: 94 Mg/ Jahr,

      Die Emission von Kohlendioxid aus dem neuen Block wird ca. 2, 8 Mio. Mg/Jahr bei dem vorausgesetzten Emissionsfaktor von 855 kg CO2/MW betragen. 

Der Maschinenraum 
      In dem Gebäude des Maschinenraumes wird der Turbosatzt mit Anlagen und Hilfsausrüstung platziert.

Der Turbosatzt besteht aus: 

· die Dampfturbine, die Kondensationsturbine mit vier Gehäusen, geeignet für die überkritischen Dampfparameter mit einem Sattdampfüberhitze, an dem der Generator gekoppelt ist, 

· der Generator zur Erzeugung der elektrischen Energie, 

· alle technischen Systeme, die zu der Turbine und zu dem Generator gehören und damit verbunden sind.

      Die Dampfturbine wird in drei Teilen geteilt, nämlich in einen Hochdruck-, Mitteldruck- sowie Niederdruckteil. Sie wird in der Konstruktion mit vier Gehäusen angefertigt d.h. mit einem Hochdruckgehäuse, einem Mitteldruckgehäuse sowie mit zwei Niedrigdruckgehäusen. 

Zur Umwandlung der mechanischen Energie der Dampfturbine in die elektrische Energie wird ein Dreiphasensynchrongenerator dienen.

Der Turbosatz wird mit entsprechenden Mess- und Überwachungsanlagen ausgestattet, die seine Funktion in langen Zeiträumen zwischen den Wartungsarbeiten sicherstellen. Es wird geplant, dass der Turbosatz über eine Fernbedienung von der Leitwarte gesteuert wird. Alle Hilfsanlagen sollen daran entsprechend angepasst werden.

Das geschlossene Kühlsystem

      Für den Bedarf des neuen Blocks ist ein unabgängiges geschlossenes Kühlsystem vorgesehen, unter den Einsatz eines Kühlturmes mit den folgenden Anlagen: für die Abgasableitung, eine Kühlwasserpumpe, für die Kühlwasseraufbereitung, für die Entsalzung sowie eine Entschlammungsanlage.

Das Rauchgasableitungssystem

      Das System besteht aus Abgasventilatoren (des Zuges), Abgaskanale Elektrofilter, einer Rauchabgasentschwefelungsanlage sowie einem Kühlturm als Emittent (Schornstein). Die wichtigsten Systembestandteile wurden folgend beschrieben.

Die Elektrofilteranlage besteht aus folgenden Teilen:

· einen Elektrofilter;

· einen elektrischen Verteiler des Elektrofilters; 

· die Fundamente der Abgasventilatoren;

· der Kanal für die schwefelhaltigen Rauchabgase.

      Das Ziel der Einbau von einem Elektrofilter mit mehreren Sektionen (mit zwei Absaugarmen und mindestens vier Sektionen) und mit einer horizontalen Abgasströmung ist eine hocheffiziente Entstaubung von den aus dem Kessel freigesetzten Abgasen sowie eine Ableitung von abgeschiedener Flugasche, sowie eine weitere Zuleitung der entstaubten Rauchgase über zwei Ventilatoren der Absaugkanale von den Abgasen an die weiteren Objekte, solche wie die Abgas- Wärmerückgewinnungsanlage, die Entschwefelungsanlage und der Kühlturm. Der Elektrofilter wird die Erreichung des Niveaus der Staubkonzentration der austretenden Rauchgase bei etwa 30 mg/m3usr (der Kubikmeter der Rauchabgase bei der verträglichen Bedingungen 273,15 K und 101,3 kPa(a), trocken mit einem Sauerstoffgehalt von 6%) gewährleisten. 

      Ein entsprechender Rauchgasdurchfluss ca. 620 kg/s wird dank Abgasventilatoren des Zuges erreicht.

Die Rauchgasentschwefelungsanlage wird ein Satz von folgenden Bestandteilen umfassen:

· ein Gaswäscher; 

· eine Gaswäscherpumpe;

· das Gipslager von dem Typ „Eurosilo” und eine Gipsentwässerungsanlage;

· ein Notablassbehälter;

· Kohlsteinmehlspeichersilos sowie Speichersilos zur Vorbereitung des Sorptionsmittel;

· der Kanal der gereinigten Abgase.

      Der Prozess der Entschwefelung wird in einer Anlage für herkömmliches Nassverfahren unter Zugabe von Kalk und Gips erfolgen. Diese Technologie sieht eine Verwendung des Kalksteinmehls als Sorptionsmittel voraus und liefert als Endprodukt technischer Gips, der für weitere Industrienutzung geeignet ist. Die Methode sichert eine sehr hohe Entschwefelungseffizienz (über 95%) und das Endprodukt kann als Rohstoff zur Herstellung von Baumaterialien genutzt werden und bildet ein Ersatzmittel für Naturgips.

      Zur Versorgung der Entschwefelungsanlage mit dem Kalksteinmehl wird eine Nutzung der vorhandenen Infrastruktur im Rahmen des Systems der Wirtschaft mit dem Sorptionsmittel vorausgesetzt. Der voraussichtliche Bedarf an kleinen Sorptionsmittel für die Staubfeuerung des neuen Blocks (die externe Rauchgasentschwefelungsanlage):

· durchschnittlicher Verbrauch – ca. 9,3 t/h,
· maximaler Verbrauch – ca. 13,5 t/h.
      Der maximale jährliche Verbrauch an dem Kalksteinmehl soll ca. 100 000 t/Jahr betragen.

Nachdem die Rauchgase durch den Absorber durchlaufen werden sie einer Endentstaubung unterliegen und den erforderlichen Wert von 10mg/m3usr erreichen.

Das Bekohlungssystem

      In dem bestehenden Bekohlungssystem des Kraftwerks Turów ist die Kohle aus dem Braunkohletagebau Turów mittels Förderbände TW 1.4 und TW 2.4 an den Kohlebunker transportiert, der sich am Zwischenbunker im südlichen Teil des Kraftwerksgeländes befindet.

      In dem neu zu errichtenden Bekohlungssystem soll ein Transportsystem des Kohlebunkers genutzt werden. Außerdem soll eine Ersatzlösung, ein Fördersystem vom Braunkohletagebau Turów über den Förderband TW 3.6 an die neue Verladestation Nr. 1 am Zwischenbunker eingeführt werden.

Der Umgang mit der Asche und der Schlacke

      In dem Grundsystem soll der Schlacke vom Entschlacker am Kassel über die Schlackebrechstation und weiter über die Förderbänder an einem Stahlspeichersilo abgeleitet werden, der eine dreitägige Retention sichert. Unter dem Schlackespeichersilo werden Schlackefördersysteme eingebaut, die zur Verladung von Schlacke auf Lkw-Kipper, Waggons bzw. Abfalltransporter ermöglichen.

      Die Asche wird vom Konvektionsabsaugsystem des Kessels und vom Elektrofilter mittels einer hydraulischen Transportanlage abgeleitet. Das Ableitungssystem der Asche vom Kassel und vom Elektrofilter wird die Möglichkeit gewährleisten, das die Asche in einer der drei Richtungen abgeleitet wird und zwar in den bereits vorhandenen Aschesilo Nr. 1, in den Aschesilo Nr. 2 bzw. in den neu zu errichtenden Aschespeichersilo. Unter dem neuen Aschespeichersilo werden Systeme zur Verladung von trockener Asche auf Autozisternen sowie Anlagen zur Befeuchtung und Beladung der feuchten Asche auf den Abfallbandförderer eingebaut.

      Im Zusammenhang mit dem Betrieb des neuen Kraftwerksblocks ist mit folgenden Arten von Verbrennungsrückständen zu rechnen:

· 10 01 01 – Rost- und Kesselasche, Schlacken und Kesselstaub mit Ausnahme von Kesselstaub, der unter 10 01 04 fällt - Menge ca. 63 000[t/Jahr]

· 10 01 02 – Filterstäube aus Kohlefeuerung – Menge ca. 566 000 [t/Jahr]

      Die Bekohlung des neuen Kraftwerkblocks erfolgt vom bestehenden Zwischenbunker in die westliche Richtung durch den Bekohlungskanal zum Kohleplatz, auf dem der neue Brechturm entstehen soll. Von dem Brechturm soll die Kohle über den neu geplanten Bekohlungsbrücken mit einer Umladestation an der Routebiegung zum Bekohlungsobjekt am Kesselhaus im nord-westlichen Bereich des Kraftwerksgeländes befördert werden.

      Die Feuerungsrückstände mit den Schlüsseln 10 01 12 sowie 10 01 02  werden dem Prozess der Wiederverwertung unterzogen.

Die Feuerungsrückstände (die Kesselschlacke sowie Filterstaub) sowie die Produkte aus der Rauchgasentschwefelung (synthetischer Gips) werden laufend erzeugt. Die Menge an Abfällen aus den Staubfeuerung und Produkte aus der Rauchgasentschwefelung ist eng mit der erzeugten Menge der elektrischen Energie, mit der Qualität der verbrannten Kohle sowie mit der technischen Funktionstüchtigkeit von den Erzeugungs- und Entstaubungsanlagen verbunden.

Der Umgang mit dem Gips

      Das Produkt, das bei der Rauchgasentschwefelung entsteht – der Gips aus der Rauchgasentschwefelungsanlage, als ein Handelsprodukt mit dem Schlüssel 10 01 05 (Reaktionsabfälle auf Calciumbasis aus der Rauchgasentschwefelung in fester Form) soll als ein Rohstoff für die Bauindustrie genutzt werden.

Die jährliche bei der Rauchgasentschwefelung erzeugte Menge wird ca. 78 000 Tonen betragen.

Das Rohwassersystem

      Das Rohwasser für den Bedarf des neuen Kraftwerkblocks wird aus der bestehenden oberflächlichen Wasserentnahmestelle am Witka-Stausee. Das wir die Hauptquelle der Rohwasserversorgung sein. Im Falle einer begrenzten Wasserentnahme, in Notsituationen oder bei Sanierungsarbeiten an der Wasserentnahmestelle am Witka-Stausee wird es geplant, dass das Wasser aus der Entnahmestelle an der Lausitzer Neiße zugeleitet wird, die eine Ersatzquelle bilden wird.

Der Gesamtbedarf an Wasser für die Prozesszwecke des neuen Kraftwerkblocks in Turów wird momentan maximal 1 220 m3/h betragen, davon wird ca. 100 m3/h für den Bedarf der Rauchgasentschwefelungsanlage sowie für die Aschebefeuchtung bestimmt. Um die Entnahme vom Frischwasser aus dem Fluss Witka (Wittig) zu reduzieren, soll das mit Salzen versetzte Wasser aus dem Kühlsystem als eine Ergänzung der Wasserverluste für bestimmte technologischen Prozesse genutzt werden, dank dessen die Gesamtentnahme des Rohwasser aus den oberflächlichen Entnahmestellen ca. 6 625 000 m3/Jahr betragen wird.
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